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1 Einleitung 
Die Idee des elektronischen Wählens (E-Voting) ist bereits im Jahre 1869 von 
Thomas Edison entwickelt worden, der zur Sammlung und Auszählung der 
Stimmen einen „Electrographic Vote Recorder“ zum Patent in den USA anmel-
dete. (vgl. Sengupta 2000) Nichtsdestotrotz dauerte es bis in unsere Tage des 
21. Jahrhunderts bis elektronische Demokratie (E-Demokratie) und E-Voting 
durch die Möglichkeiten, die die modernen Informationstechnologien, insbeson-
dere das Internet, bieten, ein breiteres öffentliches Interesse fanden. 
Durch die in vielen Ländern in der einen oder anderen Ausprägung bereits 
durchgeführten E-Voting Testwahlen sind E-Demokratie und im speziellen       
E-Voting in den letzten Jahren in Europa und auch in Österreich immer stärker 
in den Mittelpunkt des Interesses gerückt. So gab es zum Beispiel in Großbri-
tannien eine Reihe von elektronischen Wahltests (vgl. Heppner 2004).             
In Estland wurde im Oktober 2005 bei den Gemeindewahlen die erste bindende 
landesweite Remote E-Voting Wahl via Internet durchgeführt, bei der alle Wäh-
ler die Möglichkeit hatten, ihre Stimme elektronisch abzugeben. Bei den Wahlen 
zum EU-Parlament 2009 wurde in Estland ebenfalls E-Voting als Möglichkeit 
zur Stimmabgabe angeboten. (vgl. Estonian National Electoral Committee 2009 
und Ülle, Tarvis 2006) In der Schweiz wurde in den Kantonen Genf und Basel 
E-Voting sogar via Volksentscheid als Wahlmethode in die Verfassung aufge-
nommen. (vgl. geneve.ch 2009) 
In Europa ist die Diskussion um E-Demokratie und E-Voting durch die Ent-
scheidung des Verfassungsgerichts der Bundesrepublik Deutschland vom 
3.März 2009 erheblich angefacht worden. Das Gericht stellte grundsätzlich fest: 
„Beim Einsatz elektronischer Wahlgeräte müssen die wesentlichen Schritte der 
Wahlhandlung und der Ergebnisermittlung vom Bürger zuverlässig und ohne 
besondere Sachkenntnis überprüft werden können (Bundesverfassungsgericht 
2009)“. Diese Überprüfung wurde bis dato in der Diskussion meist über die 
Nachvollziehbarkeit von technischen Merkmalen, wie z.B. Source-Codes, ge-
führt. Durch dieses Urteil ist aber klar: E-Voting muss für den Laien, also den 
Wähler, selbst nachvollziehbar bzw. transparent sein. Ein Paradigmenwechsel? 
Eine unlösbare Herausforderung? 
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Auch in Österreich wurde im Jahr 2003 der erste Test parallel zur Hochschüler-
schaftswahl erfolgreich durchgeführt. (vgl. Krimmer 2002). 2006 wurde parallel 
zur Bundespräsidentenwahl ein E-Voting-Test an der Wirtschaftsuniversität 
Wien durchgeführt und es wurde bei Auslandsösterreichern ein Wahltest mit 
Schwerpunkt auf Fragen der Benutzerfreundlichkeit abgeschlossen. (vgl. OCG 
2009a) Im Mai 2009 wurde in Österreich ein weiterer, viel diskutierter, E-Voting 
Test bei den Hochschülerschaftswahlen abgehalten, bei dem in Österreich zum 
ersten Mal rechtsverbindliche Stimmen über ein elektronisches System abge-
geben wurden. Das dafür verantwortliche Österreichische Bundesrechen-
zentrum berichtet auf dessen Webseite über die erfolgreich abgeschlossene 
Wahl. Eine ausführliche Evaluierung der Wahl soll in Kürze vorliegen. (vgl. BRZ 
2009) Die Meinungen der Politiker zum abgeschlossenen E-Voting Test sind 
jedoch geteilt und in den Medien und der Presse wurde erneut eine weitrei-
chende Diskussion über das Pro und Contra von E-Voting losgetreten. 
Im Kontext von E-Demokratie und E-Voting spielen insbesondere zwei           
Anspruchsgruppen eine zentrale Rolle. Einerseits sind dies die Bürger, respek-
tive die Wähler, die die Benutzer der neuen Technologien sind, andererseits 
spielen die Verantwortlichen auf politischer Ebene und in der Verwaltung eine 
zentrale Rolle, da sie diejenigen sind, die neue E-Demokratie- und E-Voting-
Lösungen auf den verschiedenen Ebenen des Staates implementieren. Die vor-
liegende Arbeit untersucht die Einstellungen und Absichten der zweiten An-
spruchsgruppe, also der verantwortlichen Politiker und IT-Leiter der Länder und 
Gemeinden Österreichs, in Bezug auf E-Demokratie und E-Voting. 
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2 Aufbau der Arbeit  
Im folgenden dritten Kapitel werden die Ziele der Arbeit definiert. Dafür wird die 
bestehende Forschungslücke beschrieben, daraus die Forschungsfrage abge-
leitet und die zu überprüfenden Hypothesen aufgestellt. 
Im vierten Kapitel werden die Hintergründe zum Thema E-Demokratie und       
E-Voting erläutert. Dabei wird grundlegend mit der Darstellung der Demokratie 
an sich und den dazugehörigen Beteiligungsformen begonnen. Weiters werden 
die eingesetzten E-Voting Technologien und Anwendungsgebiete von E-Voting 
beschrieben sowie die Kategorisierung zur Analyse der Voraussetzungen zur 
Einführung von E-Voting auf politischer Ebene abgebildet. Um die Hintergründe 
zum Thema abzurunden wird in der Folge der Stand der Entwicklung in Öster-
reich und international beschrieben sowie die aktuelle Diskussion über die   
möglichen Vor- und Nachteile von E-Voting analysiert. 
Im fünften Kapitel wird die Systematik der durchgeführten Erhebung erläutert. 
Dafür wird auf die angewandte Methodik, den Erhebungsumfang sowie die 
Auswertung der gewonnen Daten eingegangen und der Aufbau des für die    
Erhebung verwendeten Interviewleitfadens im Detail veranschaulicht. 
In Kapitel Sechs werden daraufhin die Ergebnisse der Erhebung dargestellt und 
interpretiert. Begonnen wird mit dem allgemeinen Bild des Standes von           
E-Demokratie und E-Voting in Österreich aus Sicht der befragten Politiker und 
IT-Leiter. Im zweiten Abschnitt dieses Kapitels wird die Einschätzung der be-
fragten Politiker und IT-Leiter auf Basis der Ergebnisse anderer Befragungen 
mit der Einstellung der Bürger verglichen. Zuletzt werden die Unterschiede in 
den Ergebnissen der verschiedenen Länder und Gemeinden erläutert, analy-
siert und interpretiert. 
In Kapitel sieben werden die Ergebnisse der Arbeit zusammengefasst und die 
daraus möglichen Schlussfolgerungen gezogen. 
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3 Ziele der Arbeit  
In diesem Abschnitt werden die Ziele der Arbeit im Detail definiert. Dafür wird 
zuerst die Forschungslücke bzw. der Forschungsbedarf identifiziert, dann wird 
die Forschungsfrage festgelegt und erörtert. Daraus werden in der Folge die 
entsprechenden Hypothesen abgeleitet. 
3.1 Forschungslücke  
Als eine der wichtigsten Voraussetzungen für die erfolgreiche Einführung von E-
Demokratie und E-Voting wird von vielen Fachleuten das Vertrauen der        
Benutzer, also der Wähler, respektive der Bürger genannt. Uhrmann sieht das 
Vertrauen in das System vor allem deshalb als wichtige Voraussetzung, da 
beim E-Voting eine individuelle Kontrolle des Systems durch den Wähler un-
möglich ist und eine unabhängige Kontrolle sich sehr schwierig gestaltet. (vgl. 
Uhrmann 2003) Nadja Braun sieht im bestehenden Vertrauen der Schweizer 
Wähler in die Briefwahl eine positive Voraussetzung für E-Voting, da auch beim 
E-Voting die Stimme außerhalb des Wahllokals abgeben wird und definiert,  
unter anderem deshalb, das Vertrauen in E-Voting, als Medium zur Stimmab-
gabe, als wichtige Voraussetzung für dessen Einführung. (vgl. Braun 2003a) 
Aufgrund dessen wurde bereits eine Reihe von Studien durchgeführt, die sich 
mit dem Interesse und der Affinität der Wähler in Bezug auf E-Demokratie und 
E-Voting beschäftigen. In Österreich ist hier die Evaluierung von Dickinger, 
Prosser und Krimmer des parallel zu den Hochschülerschaftswahlen durchge-
führten E-Voting Wahltests 2003 zu nennen. (vgl. Dickinger, Prosser, Krimmer 
2003) Im Jahr 2005 wurde eine umfassende Umfrage unter Wiener Bürgern 
zum Thema E-Voting durchgeführt. (vgl. Prosser, Guo, Lenhardt 2005). Diese 
Studie wurde 2007 mit einer Grundgesamtheit von 1500 Befragten vergleichend 
wiederholt. (vgl. E-Voting.at 2009 und Prosser 2008)  
Das Vertrauen der Wähler bzw. Benutzer der E-Voting und E-Demokratie 
Technologien wird jedoch durch eine Gruppe von Verantwortlichen sehr stark 
beeinflusst. Dies sind die verantwortlichen Politiker und IT-Fachleute Öster-
reichs, deren Aufgabe es ist, sich mit den neuen Technologien auseinanderzu-
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setzen. Sie sind diejenigen, die die Einführung von E-Voting oder E-Demokratie 
Technologien durchführen müssen und sie sind auch die Meinungsbildner und 
Vertrauensbildner der Wähler, respektive der Bürger. In meiner Diplomarbeit 
2004 zum Thema E-Voting in Großbritannien konnte ich aufzeigen, dass     
speziell die Einstellung und das Engagement der Verantwortlichen in der Politik 
und Verwaltung für einen gewissen Vorsprung der Anwendung von E-Voting 
Technologien in der Praxis in Großbritannien verantwortlich waren. (vgl. Hepp-
ner 2004) 
In seinem Beitrag zum Tagungsband des 10. Internationalen Rechtsinformatik-
symposiums erläutert Peter Parycek den Unterschied zwischen dem Top-down 
Modell der Einführung von E-Demokratie, also der verbindlichen Einführung 
seitens der Gesetzgebung bzw. der Verwaltung und dem Bottom-Up Modell der 
Einführung von E-Demokratie, also den meist nicht formalisierten Beteiligungen 
der organisierten Zivilgesellschaft und kommt zu dem Schluss, dass die Beteili-
gung der Bürger und die Bereitstellung der Beteiligungsmöglichkeiten durch die 
Verwaltung ein Wechselspiel mit fließenden Grenzen darstellt. Auch aus dieser 
Beurteilung heraus, dass eben nicht nur die Bürger bzw. die Wähler eine zent-
rale Rolle bei der Einführung von E-Demokratie spielen, sondern hauptsächlich 
auch die Politik, ergibt sich der Forschungsansatz der vorliegenden Arbeit. (vgl. 
Parycek 2007) Im Jahr 2006 wurde in Slowenien ebenfalls eine Umfrage der 
politisch Verantwortlichen auf Staatsebenen, also unter den Abgeordneten des 
Parlaments durchgeführt. (vgl. Jukic, Vintar 2006) In dieser Arbeit werden hin-
gegen nicht die Politiker auf Staatsebene befragt, sondern die Politiker und IT-
Verantwortlichen der Länder und Gemeinden Österreichs. Dieser Ansatz beruht 
auf den Annahmen / Argumenten von Rivest, der feststellt, dass E-Demokratie 
und E-Voting Projekte aus zwei Gründen auf lokaler Ebene sinnvoller sind als 
auf Staatsebene. Einerseits gäbe es kein so hohes Schadenspotential und so-
mit weniger Interesse von möglichen Angreifern die Wahl zu manipulieren,   
andererseits sei es von Vorteil, Regierungen auf lokaler Ebene mit den neuen 
Technologien experimentieren zu lassen, um so Erfahrung zu sammeln. (vgl. 
Rivest 2009) 
Grundsätzlich scheinen die verantwortlichen Politiker E-Government und         
E-Demokratie in Österreich sehr positiv gegenüberzustehen. Darauf deutet die 
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in Österreich im Vergleich zu anderen Ländern relativ weit fortgeschrittene Ent-
wicklung von E-Government hin. (vgl. OCG 2009a und Abschnitt 4.2) Die Politik 
in Österreich hingegen ist in ihrer Diskussion und Haltung gegenüber E-Voting 
in den Medien neuerdings stark gespalten, wenn nicht gar polarisiert. (vgl. z.B. 
oe24.at 2009) 
Abgesehen von der Entwicklung im E-Government Bereich, den durchgeführten 
E-Voting Tests und den Diskussionen in den Medien, gibt es in Österreich aller-
dings noch keine ausführliche Auseinandersetzung mit der Einstellung der ver-
antwortlichen Politiker und IT-Leiter zum Thema E-Demokratie und E-Voting. 
Daraus ergibt sich der grundlegende Forschungsansatz dieser Arbeit, die ver-
antwortlichen Politiker und IT-Leiter in den Ländern und Gemeinden Österreichs 
direkt zu ihrer Meinung und Einstellung gegenüber E-Demokratie und E-Voting 
zu befragen. Um ein umfassendes Bild der Einstellung der Verantwortlichen 
sowie zum Stand von E-Demokratie in Österreich zu gewinnen, wurde im Früh-
jahr 2005 eine Befragung der Verantwortlichen in den 9 Bundesländern und den 
30 größten Gemeinden Österreichs durchgeführt. (vgl. Prosser, Heppner 2006) 
Folgende Fragen standen dabei im Mittelpunkt: „Wie schätzen die Verantwortli-
chen die E-Demokratie und E-Voting Technologien ein? Wie sehen sie die Stär-
ken und Schwächen dieser Technologien und inwieweit beeinflusst das Vorwis-
sen der Befragten Ihre Meinung?“ „Wie ist der Stand von E-Demokratie in Ös-
terreich?“  
Im folgenden Abschnitt werden die gestellten Fragen und daraus abgeleiteten 
Hypothesen im Detail erläutert. 
3.2 Forschungsfrage und Hypothesen 
Das Forschungsziel der Dissertation ist es, ein umfassendes Bild der aktuellen 
Situation im Bereich E-Demokratie in Österreich mit Schwerpunkt auf E-Voting 
aus Sicht der verantwortlichen Politiker und IT-Leiter zu erheben. Dabei ist die 
zentrale Fragestellung: „Gibt es erhebliche Unterschiede beim aktuellen Status 
der Einführung von E-Demokratie, in der Bereitschaft zur Einführung von          
E-Demokratie und in der Einschätzung der Stärken und Schwächen bzw. 
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Chancen und Risiken der E-Voting Technologie zwischen den einzelnen Län-
dern bzw. den einzelnen Gemeinden?“ 
Daraus ergibt sich weiter die Frage, welche Faktoren den etwaigen Unterschie-
den zwischen den befragten Ländern und Gemeinden zugrunde liegen könnten. 
In oben genannter Analyse zu den Hochschülerschaftswahlen 2003 definieren 
die Autoren vier Faktoren, die die Einstellung gegenüber E-Voting beeinflussen 
könnten. „Einstellung“ wurde dabei nach Lea als positive oder negative Grund-
haltung gegenüber bestimmten Objekten definiert. (vgl. Lea, Tarpy, Webley 
1987) Die von den Autoren identifizierten vier Faktoren sind: die Wertvorstel-
lungen der Person, der soziale Druck, die Intensität der Internetnutzung sowie 
die verbrachte Zeit an der Universität. Diese Analyse zum E-Voting Test parallel 
zu den Hochschülerschaftswahlen 2003 bezog sich im Speziellen auf die Stu-
denten bzw. auf die Wähler als Personen und deren individuelle Einstellungen. 
(vgl. Dickinger, Prosser, Krimmer 2003) Die in der Einleitung dieser  Arbeit vor-
gestellten Studien zur Einstellung der Bürger in Wien beziehen sich ebenfalls 
auf den Wähler als Person und ziehen persönliche Faktoren zur Evaluierung 
der Einstellung bzw. der Unterschiede zwischen den Personen heran. (vgl. 
Prosser, Guo, Lenhardt 2005 und E-Voting.at 2009 und Prosser 2008) 
Beim vorliegenden Forschungsziel, die Einstellung der Verantwortlichen in Poli-
tik und der IT-Leiter zu erheben, geht es weniger um die Person, denn mehr um 
die Funktion der Person für ihr jeweiliges Land bzw. ihre jeweilige Gemeinde 
und um die Organisation respektive das Land / die Gemeinde, die der jeweilige 
Verantwortliche vertritt. Organisationen können laut Kieser als soziale Systeme 
definiert werden, die dauerhafte Ziele verfolgen und eine formale Struktur auf-
weisen, mit deren Hilfe die Handlungen der Mitglieder auf Ziele ausgerichtet 
werden sollen (vgl. Kieser 2003). Die Gemeinde / das Land, für die die jeweili-
gen Verantwortlichen in ihrer Funktion tätig sind, stellt eine solche Organisation 
dar. 
Für die Organisation wurde die Größe der jeweiligen Gemeinde / des jeweiligen 
Landes als möglicher Einflussfaktor herangezogen. Für die Funktion des jewei-
ligen Befragten wurde als möglicher beeinflussender Faktor das Vorwissen bzw. 
Fachwissen, also die Vertrautheit mit der Thematik E-Voting und E-Demokratie, 
zur Analyse der möglichen Unterschiede herangezogen. 
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In folgender Grafik ist der Zusammenhang zwischen der Person, deren Funkti-
on, der übergeordneten Organisation, in der die Funktion erfüllt wird und den 
herangezogenen Faktoren bildhaft dargestellt. 
 
 
Abbildung 1: Faktoren, die auf Funktions- und Organisationsebene möglicherweise die befrag-
ten Verantwortlichen in ihrer Einstellung gegenüber E-Voting und E-Demokratie beeinflussen. 
(eigene Darstellung) 
Der Faktor „Größe auf Ebene der Organisation“ wurde ausgewählt, da größere 
Gemeinden / Länder durch eine Reihe von Merkmalen eher prädestiniert sein 
könnten, E-Demokratie bzw. E-Voting Technologien einzuführen als kleinere 
Gemeinden. So sind größere Gemeinden von Natur aus mit mehr Geldmitteln 
und einer größeren Organisation bzw. mehr Fachpersonal im Bereich IT aus-
gestattet. Außerdem ist die Gemeinde / das Land an sich anonymer je größer 
sie ist, d.h. es wäre wahrscheinlicher, dass ihre Bürger Distanzwahl- und       
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Distanzpartizipationsverfahren einsetzen würden als die Bürger kleinerer     
Gemeinden / Länder. Aufgrund dessen wäre es auch wahrscheinlich, dass grö-
ßere Gemeinden / Länder mehr Stärken als Schwächen bzw. mehr Chancen 
als Risiken in den neuen Technologien sehen könnten. 
Das Vorwissen / Fachwissen der Befragten wurde als Faktor in Bezug auf die 
Funktion des Befragten ausgewählt, da davon ausgegangen werden kann, dass 
Wissen ein wichtiger Faktor bei der Einführung von neuen Technologien ist, der 
die Hemmschwelle zur Benutzung bzw. Einführung reduziert. Hummel und 
Krcmar bringen dies wie folgt auf den Punkt: „Die Aus- und Weiterbildung der 
Mitarbeiter im öffentlichen Dienst ist von entscheidender Bedeutung, denn die 
Änderungen seitens E-Government, des neuen Steuerungsmodells oder des 
neuen kommunalen Finanzmanagements können nur sie vollbringen“ (Hummel, 
Krcmar 2009). 
Aus den beiden definierten Faktoren „Größe der Gemeinde / des Landes“ und 
„Vorwissen der Verantwortlichen“ lassen sich daher folgende Hypothesen auf-
stellen: 
Hypothesen zum Faktor 1: „Größe der Gemeinde / des Landes“ 
Hypothese (H0) 1.1.: Es gibt keinen Zusammenhang zwischen der Größe der 
Gemeinden / Länder und dem Status der Einführung von E-Demokratie und    
E-Voting. 
Hypothese (H0) 1.2.: Es gibt keinen Zusammenhang zwischen der Größe der 
Gemeinden / Länder und der Bereitschaft E-Demokratie und E-Voting ein-
zuführen. 
Hypothese (H0) 1.3.: Es gibt keinen Zusammenhang zwischen der Größe der 
Gemeinden / Länder und der Einschätzung der Stärken und Schwächen bzw. 
Chancen und Risiken der E-Voting Technologie. 
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Hypothesen zum Faktor 2: „Vorwissen der befragten Verantwortlichen“ 
Hypothese (H0) 2.1.: Es besteht kein Zusammenhang zwischen dem Vorwissen 
der Befragten und dem Status der Einführung von E-Demokratie und E-Voting. 
Hypothese (H0) 2.2.: Es besteht kein Zusammenhang zwischen dem Vorwissen 
der Befragten und der Bereitschaft, E-Demokratie und E-Voting einzuführen. 
Hypothese (H0) 2.3.: Es besteht kein Zusammenhang zwischen dem Vorwissen 
der Befragten und der Einschätzung der Stärken und Schwächen bzw.     
Chancen und Risiken der E-Voting Technologie. 
Um die in diesem Abschnitt gestellten Forschungsfrage zu beantworten und die 
aufgestellten Hypothesen zu testen, wurde eine umfassende empirische Studie 
durchgeführt. In Abschnitt 5 wird der Erhebungsumfang und die Methodik der 
durchgeführten Studie erläutert. In Abschnitt 6 werden die Ergebnisse im Detail 
vorgestellt. Zuvor werden im folgenden Abschnitt 4 wichtige Definitionen und 
Hintergründe zum Thema E-Demokratie und E-Voting näher erläutert. 
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4 E-Demokratie und E-Voting 
Der Ausgangspunkt für E-Demokratie und E-Voting ist die Demokratie an sich, 
mit deren Definition im ersten Abschnitt dieses Kapitels begonnen wird. Die 
Demokratie wiederum wird über verschiedene demokratische Beteiligungsfor-
men ausgeübt, die in der Folge dieses Kapitels erläutert werden. Darauf auf-
bauend werden die Begriffe E-Government, E-Demokratie und E-Partizipation 
definiert und zuletzt die Thematik E-Voting näher betrachtet. In diesem Zusam-
menhang wird das Modell der vier Kategorien für eine mögliche Einführung von 
E-Voting auf nationaler Ebene erläutert und der Zusammenhang zwischen den 
beschriebenen demokratischen Beteiligungsformen und E-Voting hergestellt. 
In den weiteren Abschnitten dieses Kapitels wird der Stand der Entwicklung von 
E-Demokratie und E-Voting in Österreich und international erläutert sowie die in 
der Literatur diskutierten möglichen Vor- und Nachteile von E-Voting ausge-
führt. 
4.1 Definitionen und Hintergründe  
In diesem Abschnitt des Kapitels „E-Demokratie und E-Voting“ werden die wich-
tigsten Begriffe, ausgehend von „Demokratie“ und den „demokratischen Beteili-
gungsformen“ definiert und näher erläutert, sowie die Hintergründe von           
E-Voting im Detail betrachtet. Weiters werden die vier Kategorien für eine    
mögliche Einführung von E-Voting auf nationaler Ebene dargelegt und in der 
Folge der Zusammenhang zwischen den demokratischen Beteiligungsformen 
und E-Voting hergestellt. 
4.1.1 Demokratie und demokratische 
Beteiligungsformen 
Der theoretische Ausgangspunkt für E-Demokratie und E-Voting ist selbstver-
ständlich die Demokratie an sich, da ohne die Demokratie und ihre Beteili-
gungsformen politische Wahlen auf elektronischem Wege kaum möglich,     ge-
schweige denn notwendig wären. In der Folge wird der Begriff Demokratie    
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definiert sowie die verschiedenen demokratischen Beteiligungsinstrumente im 
Detail erläutert. 
Die Demokratie ist eine über Jahrhunderte und über ganze Epochen gewach-
sene Gesellschaftsform. Hier sei jedoch nur kurz darauf eingegangen, um dar-
zulegen, warum Demokratien auf Bürgerbeteiligung und Wahlen basieren. 
Im online-Lexikon der Bundeszentrale für politische Bildung in Deutschland ist 
Demokratie als Sammelbegriff für moderne Lebensformen und politische Ord-
nungen, deren gemeinsames Kennzeichen die Volkssouveränität und die Be-
schränkung politischer Herrschaft ist, definiert. So ist das Volk oberster Souve-
rän und hat die oberste Legitimation politischen Handelns. Das bedeutet i.d.R. 
jedoch nicht, dass das Volk unmittelbar die Herrschaft ausübt. Vielmehr sind die 
modernen Massen durch politische und gesellschaftliche Einrichtungen (Parla-
mente, Parteien, Verbände etc.) geprägt, die die Teilhabe des größten Teils der 
Bevölkerung auf gesetzlich geregelte Teilhabeverfahren (z.B. Wahlen) be-
schränken. (vgl. BPB 2009a)  
Diese Teilhabeverfahren, die es dem Volk ermöglichen die Demokratie zu     
gestalten, sind vielfältig und in den verschiedenen Demokratien unterschiedlich 
ausgeführt bzw. ausgeprägt vorhanden. Die vier Bürgerbeteiligungs-
instrumente: Bürgerbefragungen, Bürgerinitiativen, Abstimmungen und Wahlen 
stellen die verschiedenen Teilhabeverfahren innerhalb einer Demokratie im obi-
gen Sinne dar. Im Folgenden werden diese vier Instrumente definiert. 
Unter Bürgerbefragungen kann sowohl eine wissenschaftliche Methode, eine 
Institution der politischen Willensbildung als auch ein politisches Instrument ver-
standen werden. Im vorliegenden Zusammenhang ist nicht die wissenschaftli-
che Methode interessant, sondern der politische Kontext. Eine wichtige         
Institution der politischen Willensbildung im obigen Sinne in direkt-
demokratischen politischen Systemen ist die Volksbefragung. Bürger-
befragungen bzw. Volksbefragungen werden mehr oder weniger verbindlich 
auch politisch-instrumentell genutzt, d.h. zur Informationsgewinnung und Infor-
mationsverbreitung sowie zur Absicherung politischer Forderungen und        
Entscheidungen eingesetzt. (vgl. BPB 2009b) 
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In der Praxis sind Volksbefragungen meist nicht rechtlich bindend, können aber 
durch das öffentliche Interesse bzw. die Wirkung solcher Befragungen in eine 
Art verbindliches Ergebnis bzw. eine indirekte Verpflichtung der ausführenden 
Politiker zur Umsetzung der Ergebnisse münden. Oft erklären diejenigen Politi-
ker, die die Volksbefragung initiieren, vorab ihren Willen, die Volksbefragung als 
verbindlich anzusehen. So geschehen zum Beispiel im aktuellen Wahlkampf in 
Wien durch den amtierenden Bürgermeister Dr. Michael Häupl, der im Frühjahr 
2010 eine Bürgerbefragung zu diversen Themen durchführen lässt. (vgl. wien-
konkret.at 2009) 
Bürgerinitiativen sind spontane, zeitlich meist begrenzte, organisatorisch eher 
lockere Zusammenschlüsse einzelner Bürger, die sich, außerhalb der etablier-
ten Beteiligungsformen der repräsentativen Parteiendemokratie, zumeist aus 
einem konkreten Anlass, häufig auch als unmittelbar Betroffene zu Wort mel-
den, und sich, sei es direkt im Wege der Selbsthilfe, sei es „indirekt“ im Wege 
der öffentlichen Meinungswerbung und der Ausübung politischen Drucks, um 
Abhilfe im Sinne ihres Anliegens bemühen (BPB 2009c). Bürgerinitiativen sind 
also keine Beteiligungsform, die eine Abstimmung oder Wahl bedingen. 
Abstimmungen sind Verfahren zur Entscheidung von Sachfragen durch Zu-
stimmung, Ablehnung oder Enthaltung. Die Abstimmung kann mit oder ohne 
namentlichen Aufruf, öffentlich (z.B. Handzeichen, Akklamation, Hammel-
sprung) oder geheim (mittels Stimmzettel) erfolgen. Abstimmungen können 
auch als Volksentscheid und/oder Volksbegehren bzw. Bürgerbegehren 
und/oder Bürgerentscheid stattfinden. Abstimmungsverfahren sind im privaten 
und wirtschaftlichen Bereich (Vereine, Organisationen, Kapitalgesellschaften) 
üblicherweise durch eine Geschäftsordnung oder Satzung festgelegt, die teil-
weise auf gesetzlichen Vorschriften basieren; im öffentlichen Bereich (Parla-
ment, Volksabstimmungen) sind sie durch Verfassungen oder Gesetze, aber 
auch im Rahmen parlamentarischer Geschäftsordnungen geregelt (BPB 
2009d). Volksbegehren als spezielle Form der Abstimmung ist ein Sammelbeg-
riff für unterschiedliche Formen direkter Beteiligung des Volkes an politischen 
Entscheidungen (direkte Demokratie). Unterschieden wird zwischen 1) Volks-
begehren (auch Volksinitiative), bei denen eine verfassungsgemäß festgelegte 
Mindestanzahl von Stimmberechtigten das Parlament oder die Regierung dazu 
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zwingt, sich mit bestimmten Fragen auseinanderzusetzen (z.B. gesetzgeberisch 
tätig zu werden oder einen von den Initiatoren ausgearbeiteten Gesetzentwurf 
zur Kenntnis zu nehmen) und 2) Volksbefragung, bei der die Stimmberechtigten 
zu einer bestimmten (politisch wichtigen) Frage um Rat bzw. Meinungsäuße-
rung gebeten werden, ohne dass das Ergebnis der Befragung für den Gesetz-
geber verbindlich ist, sowie 3) Volksentscheid, bei dem den Stimmberechtigten 
zwei oder mehrere (Gesetzes-)Alternativen zur Abstimmung und verbindlichen 
Entscheidung vorgelegt werden (BPB 2009e). 
Wahlen sind nun im Gegensatz zu den vorher besprochenen Beteiligungsfor-
men direkte Prozesse zur Beteiligung von Bürgerinnen und Bürgern an der Poli-
tik, die mittels formalisierter Stimmabgabe (z.B. für einen Kandidaten, eine Par-
tei etc.) im Rahmen eines Wahlverfahrens erfolgen. Freie Wahlen sind ein 
Grundelement demokratischer Herrschaft. Zu unterscheiden ist dabei zwischen 
dem allgemeinem Wahlrecht, das allen Menschen unabhängig von ihrer Ge-
schlechts-, Berufs-, Schichtzugehörigkeit etc. zusteht und dem eingeschränkten 
Wahlrecht, das bestimmte Erfordernisse an die Wahlbeteiligung stellt (z.B. für 
Nicht-Staatsangehörige). Weiters ist zu differenzieren zwischen direkten Wah-
len (die Wahlberechtigten wählen mit ihrer Stimmabgabe unmittelbar den Kan-
didaten) und indirekten Wahlen, bei denen die Wahlberechtigten sog. Wahl-
männer wählen, die zusammen ein Gremium bilden, das letztlich den Kandida-
ten bestimmt. Eine weitere Unterscheidung bezieht sich auf offene Wahlen (z.B. 
durch Handzeichen) oder geheime Wahlen (z.B. durch die Abgabe von Stimm-
zetteln) (BPB 2009f). Die verschiedenen Ausprägungen von Wahlen sind in un-
terschiedlicher Form in den verschiedenen Demokratien dieser Welt vertreten 
und bedingen auch meist einen unterschiedlichen Umgang mit der Demokratie. 
In Österreich gilt generell das freie, geheime, gleiche und direkte Wahlrecht. 
Details zu den einzelnen Wahlen und politischen Abstimmungen in Österreich 
sind auf der Webseite des österreichischen Innenministeriums zu finden. (vgl. 
B.M.I. 2009) 
Die oben definierten Bürgerbeteiligungsformen stellen wiederum die Einsatz-
möglichkeiten der E-Voting Technologie im politischen Bereich dar und sind mit 
verschiedenen wahrgenommenen notwendigen Sicherheitsstufen und Wichtig-
keiten belegt. Aufgrund dieser abgestuften Wahrnehmung wird die              
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elektronische Durchführung von Bürgerbefragungen als eine Art erste Stufe auf 
dem Weg zur Einführung von elektronischen Wahlen gesehen. (vgl. Brandt, 
Volkert 2002) Diese Sichtweise wird in Abschnitt 4.1.4 dieser Arbeit näher er-
läutert. 
Auf Basis der oben dargelegten Definitionen von Demokratie und Ihren Beteili-
gungsinstrumenten werden im folgenden Abschnitt die grundlegenden Begriff-
lichkeiten und Parameter zum Thema E-Demokratie und E-Voting definiert und 
näher erläutert. 
4.1.2 Definitionen zur elektronischen Demokratie 
Eine systematische Einordnung der im E-Government bzw. in der E-Demokratie 
verwendeten Begrifflichkeiten findet sich im Wiki der Österreichischen Compu-
tergesellschaft. (vgl. OCG 2009b) Diese Einordnung stellt sich in grafischer 
Form wie folgt dar: 
 
Abbildung 2: Einordnung der Begriffe E-Government, E-Demokratie, E-Partizipation und E-
Voting (Quelle: OCG 2009b) 
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In der Folge werden die für diese Arbeit relevanten Begriffe im Detail definiert, 
welche in obiger Grafik dunkelblau hervorgehoben sind.  
E-Government ist der Überbegriff für die elektronische staatliche Verwaltung 
und somit über alle Formen der elektronischen Interaktion zwischen Staat und 
Bürger. Durch den Einsatz elektronischer Medien soll die Kommunikation zwi-
schen Bürgern und Behörden erleichtert und behördliche Arbeitsabläufe effi-
zienter gestaltet werden. (vgl. Heindl 2003) 
E-Demokratie bezeichnet den Einsatz elektronischer Kommunikationsformen 
im demokratischen Prozess. Hier ist der Bürger nicht wie bei den anderen     
Bereichen des E-Government als Kunde der Verwaltung, sondern in seiner Rol-
le als Souverän des Staates angesprochen (Biber 2002). E-Demokratie ist ein 
übergeordneter Begriff, der sowohl Bereiche wie E-Partizipation als auch     
demokratische Beteiligungsformen wie zum Beispiel E-Community oder              
E-Campaign umfasst. Der für diese Arbeit relevante Bereich ist derjenige der     
E-Partizipation. 
Unter E-Partizipation / E-Bürgerbeteiligung werden jene Elemente der     
Bürgerbeteiligung betrachtet, die eine aktive Teilhabe an politischen Diskurs- 
und Entscheidungsprozessen mithilfe von elektronischen Medien wie dem 
Internet ermöglichen (vgl. Initiative E-Partizipation 2004). 
E-Voting stellt eine spezielle Untergruppe der E-Partizipation dar (siehe Grafik 
oben). Von E-Voting im Allgemeinen kann gesprochen werden, wenn zumindest 
für die Durchführung eines der drei Prozesse der (i) Wähleridentifizierung (ii) 
Stimmabgabe und/oder (iii) Stimmauszählung elektronische Hilfsmittel verwen-
det werden (Krimmer 2002, S.11). E-Voting umfasst also jegliche Art von Bür-
gerinitiativen, Bürgerbefragungen, Abstimmungen oder Wahlen, bei denen 
elektronischen Medien eingesetzt werden. 
Für die Durchführung von E-Voting werden verschiedenste Technologien     
verwendet. Diese sind im nächsten Abschnitt näher beschrieben. 
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4.1.3 E-Voting Technologien 
E-Voting Technologien sind jene Systeme, die Distanzwahl über das Internet 
(oder andere Medien) ermöglichen und dabei die bestehenden Prozesse abbil-
den. (vgl. 4.1.2) Der Prozess umfasst einen identifizierten und zwei anonyme 
Schritte: (i) die Beantragung einer elektronischen Wahlkarte (identifiziert), (ii) 
die Stimmabgabe und (iii) Speicherung und Auszählung der Stimmen (vgl. 
Braun 2003b und Prosser et al. 2003). Die E-Voting Technologie ist also defi-
niert als die Technik, die für die Durchführung von E-Voting eingesetzt wird und 
stellt einen Überbegriff über eine Reihe von verwendeten Technologien dar. 
Dabei umfasst der Begriff E-Voting sowohl, wie in obiger Definition beschrieben, 
Distanzwahl-Technologien, wie zum Beispiel das Internet, als auch zum Bei-
spiel elektronische Wahlterminals im Wahllokal. Die einzelnen Technologien 
sind insofern sehr interessant, weil die Technologie sozusagen das „Endgerät“ 
bzw. Interface beim Benutzer darstellt und E-Voting daher auch oft mit den ver-
wendeten Technologien direkt assoziiert wird.  
Eine detaillierte Definition der einzelnen verwendeten Technologien findet sich 
bei Pratchett im Report ‘the implementation of electronic voting in the UK’ und 
wurde in der Diplomarbeit des Autors dieser Arbeit systematisch aufgearbeitet. 
(vgl. Pratchett 2002 und Heppner 2004) Im Folgenden werden kurz die einzel-
nen Technologien, wie von Pratchett definiert vorgestellt. 
Die erste und einfachste Form der E-Voting Technologien ist E-Counting. Die-
ser Begriff bezieht sich auf die reine Auszählung der auf traditionellem Wege 
abgegebenen Stimmen mit elektronischen Mitteln. 
Die zweite Technologie, die für E-Voting eingesetzt wird, ist                
electronic Machine voting (eMv). Dabei werden explizit Maschinen zur Abga-
be und Sammlung der Stimmen verwendet. Diese Maschinen können unter-
schiedlich gestaltet und an unterschiedlichsten Orten aufgestellt sein. 
Die dritte Form von E-Voting ist Remote Voting by Electronic Means (RVEM). 
Diese beinhaltet mehrere Technologien, die es ermöglichen, aus der Ferne zu 
wählen. Die vier meist gebrauchten RVEM-Technologien sind im Folgenden 
erläutert: 
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 Beim telephone-voting werden Telefone mit Tonwahl zur Abgabe der 
Stimme genutzt. Es können dabei sowohl Festnetz- also auch Mobiltele-
fone verwendet werden. 
 Beim SMS voting wird der Short Message Service (SMS) von Mobiltele-
fonen zur Abgabe der Stimmen genutzt. 
 Interactive Digital Television Voting (iDTV) verwendet die interaktiven 
Möglichkeiten der aufkommenden digitalen TV Technologien, um die 
Stimme mittels des digitalen Fernsehsets abzugeben. 
 Internet-Voting (I-Voting) ermöglicht es dem Wähler mittels des beste-
henden Internets von überall auf der Welt und von den verschiedensten 
Endgeräten aus seine Stimme abzugeben. 
In folgender Grafik sind die verwendeten Technologien übersichtsmäßig darge-
stellt: 
 
Abbildung 3: Arten von E-Voting und verwendete Technologien (vgl. Heppner 2004) 
Die I-Voting Technologie, in obiger Grafik rot hervorgehoben, ist die in der    
aktuellen Entwicklung interessanteste, da das Internet die komplexeste Techno-
logie darstellt und gleichzeitig durch seine Verbreitung und sein schnelles 
Wachstum das höchste Potential für E-Voting eröffnet. Der Schwerpunkt dieser 
Arbeit liegt daher bei dieser Technologie. 
Nachdem die relevanten Begriffe definiert und eingeordnet sowie die für          
E-Voting verwendeten Technologien erläutert wurden, werden im nächsten Ab-
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schnitt die Anwendungsgebiete des E-Voting vorgestellt und die Verbindung zu 
den in Abschnitt 4.1.1 vorgestellten demokratischen Beteiligungsformen her-
gestellt. 
4.1.4 Anwendungsgebiete von E-Voting 
Bisher wurden die Begriffe von E-Government über E-Demokratie bis hin zu    
E-Voting definiert und die für E-Voting eingesetzten Technologien im Detail er-
läutert.  
E-Voting erstreckt sich jedoch nicht nur über ein weites Feld von eingesetzten 
Technologien, sondern bedingt auch eine Vielfalt von Anwendungsgebieten 
bzw. Angeboten und hat insgesamt ein sehr viel breiteres Anwendungsfeld als 
die bisher meist im Zentrum des Interesses stehenden offiziellen politischen 
Wahlen. (vgl. Brandt, Volkert 2002) 
Brandt und Volkert sowie Fuchs und Kastenholz vom Institut für Technikfolgen-
abschätzung in Stuttgart definieren vier zentrale bestehende Anwendungsfelder 
von E-Voting wie folgt (vgl. Brandt, Volkert 2002 und Fuchs, Kastenholz 2002): 
1)  „Organisation von Gruppen, Vereinen, Parteien: Diese Anwendungen 
gelten sowohl für rein virtuelle Gruppen, also auch für Gruppen, die mit 
mehr oder weniger starkem persönlichen Kontakt, einen Teil ihrer Kom-
munikation elektronisch regeln“. 
2) „Selbstbefragung / Selbsteinordnung: mit den Mitteln von E-Voting 
lassen sich Tests zur Selbstreflexion in vielen Themenbereichen gestal-
ten, gerade auch zur Präzisierung politischer und gesellschaftlicher 
Standpunkte“. 
3) „Abstimmungen (im engeren Sinn), d. h. Meinungsumfragen, verbindli-
che Abstimmungen: Dieses Anwendungsfeld umfasst das große Gebiet 
der Meinungsumfragen, die ein kommunikationsverbindliches Bild der 
Einstellungen gegenüber einem Thema schaffen“. 
4) „Wahlen in Politik und Verbänden: Sind als wirkungsverbindliche Wah-
len definiert.“ 
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Politische Wahlen sind nach Brandt und Volkert als „bindend“ charakterisiert 
und daher eine extreme Ausnahme, die eine wesentlich höhere Komplexität der 
verwendeten Methoden und einen höheren Grad an Datensicherheit und opera-
tiver Verlässlichkeit benötigen. Ihrer Meinung nach bedingen diese Faktoren, 
dass eine generelle und „normale“ Verwendung von E-Voting für politische 
Wahlen weiter entfernt in der Zukunft liegt, als die Anwendung von E-Voting in 
allen anderen definierten Bereichen. (vgl. Brandt, Volkert 2002) Brandt und  
Volkert gehen damit davon aus, dass zwischen den vier oben definierten An-
wendungsgebieten stufenmäßige Unterschiede bei der möglichen Einführung 
bzw. Verwendung von E-Voting vorliegen. Der Meinung, dass es verschiedene 
Stufen einer möglichen Einführung von E-Voting gibt, ist zum Beispiel auch  
Peter Uhrmann, der E-Government als Vorstufe zur Einführung von E-Voting 
sieht: „Wenn Anwendungen aus dem E-Government Bereich alltäglich sind, wie 
das Bestellen von Kinokarten übers Internet, werden sich ausreichend Syner-
gien ergeben, um E-Voting finanzierbar zu machen“ (Uhrmann 2003). 
Moon definiert fünf Stufen des E-Government mit steigender Komplexität und 
mit steigendem Anspruch wie folgt (vgl. Moon 2002): 
1) Die erste Stufe bezieht sich auf E-Government Portale, die dem Bürger 
via Internet den Zugriff auf Regierungsinformationen ermöglichen. 
2) Die zweite Stufe umfasst E-Diskussionsforen, die es dem Bürger      
zusätzlich ermöglicht, Informationen an die Regierung zu übermitteln und 
so mit dieser in Interaktion zu treten. 
3) Die dritte Stufe, E-Partizipation, ermöglicht Transaktionen zwischen 
dem Bürger und der Regierung. 
4) Die vierte Stufe umfasst Services, die vertikal und horizontal integriert 
sind. Informationen werden bereitgestellt, Interaktion ermöglicht und 
Transaktionen sind für den Bürger durchführbar. 
5)  Die fünfte Stufe umfasst sowohl alle vorherigen Stufen und zusätzlich 
die direkte politische Beteiligung des Bürgers mittels E-Voting. 
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Steve Schwarzer und Cornelia Wallner plädieren in Ihrem Beitrag zur EDem (E-
Demokratie Konferenz) 2009 „Don’t jump over acceptablity before implemting  
E-Voting“ auf Basis der von Moon definierten Stufen für die Bottom-Up Einfüh-
rung von E-Voting. Laut Schwarzer und Wallner sollten vorerst niedrigere Stu-
fen des E-Governments implementiert werden, um so schrittweise auf die Ein-
führung von E-Voting Anwendungen hinzuarbeiten. (vgl. Schwarzer, Wallner 
2009)  
Allen obigen Annahmen an einer möglichen stufenweisen Einführung von        
E-Voting liegen verschiedenste Kriterien zugrunde. Diese lassen sich wie folgt 
zusammenfassen: 
1)  (Rechts-)Verbindlichkeit (vgl. Brandt, Volkert 2002 und Fuchs, Kasten-
holz 2002) 
2) Sicherheitsanforderungen / Datensicherheit / Operative Verlässlichkeit 
(vgl. Brandt, Volkert 2002) 
3) Komplexität der verwendeten Methoden: Dieses Kriterium bezieht sich 
auf die technischen Herausforderungen des Einsatzes der E-Voting 
Technologie.(vgl. Brandt, Volkert 2002 und Moon 2002) 
4) Wertigkeit / Wichtigkeit der einzelnen Beteiligungsinstrumente inner-
halb der Demokratie / der Gesellschaft. (vgl. Prosser, Heppner 2006) 
5) Interesse an Manipulation: Es kann davon ausgegangen werden, dass 
z.B. an der Manipulation von Wahlen auf nationaler Ebene ein höheres 
Interesse besteht, als z.B. an der Manipulation von Bürgerbefragungen. 
(vgl. Rivest 2009) 
Allen Autoren ist gemeinsam, dass Sie eine stufenweise Einführung von          
E-Voting empfehlen bzw. für sinnvoll erachten. Die in Abschnitt 4.1.1 erläuterten 
demokratischen Beteiligungsinstrumente, lassen sich nun inhaltlich den oben 
vorgestellten vier Anwendungsfeldern von E-Voting von Brandt und Volkert zu-
ordnen. Da jede  „Bürgerinitiative“ eine Gruppe darstellt, die sich organisiert, ist 
das demokratische Beteiligungsinstrument „Bürgerinitiative“ dem Anwendungs-
feld „Organisation von Gruppen“ zuzuordnen, die „Bürgerbefragung“ dem An-
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wendungsfeld „Abstimmungen und Meinungsumfragen“. Das bei Brandt und 
Volkert definierte Anwendungsfeld „Abstimmungen und Meinungsumfragen“ 
beinhaltet weiters per se schon das Bürgerbeteiligungsinstrument „Abstimmun-
gen“ und ebenso entspricht das Anwendungsgebiet „Wahlen“ dem demokrati-
schen Beteiligungsinstrument „Wahlen“. Die vier Anwendungsgebiete bzw. die 
vier demokratischen Beteiligungsinstrumente lassen sich wiederum anhand der 
Kriterien mit steigender Relevanz des Kriteriums reihen. In der folgenden Grafik 
sind die durchgeführte Zuordnung der demokratischen Beteiligungsinstrumente 
zu den Anwendungsfeldern von E-Voting sowie die oben identifizierten Kriterien 
mit steigender Relevanz dargestellt. 
 
 
Abbildung 4: Demokratische Beteiligungsinstrumente als stufenweise Einführung von E-Voting 
anhand von fünf Kriterien mit steigender Bedeutung (eigene Darstellung) 
Aufgrund dieser abgestuften Wahrnehmung wird die elektronische Durchfüh-
rung von Bürgerinitiativen als eine Art erste Stufe auf dem Weg zur Einführung 
von elektronischen Wahlen gesehen. Auf Basis dieser Kategorisierung wurden 
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die demokratischen Beteiligungsinstrumente in der Systematik der Befragung 
dieser Arbeit (vgl. 5) verwendet. (vgl. Prosser, Heppner 2004) 
Nachdem die grundlegenden Begriffe definiert und die angewandten Technolo-
gien und Einsatzmöglichkeiten von E-Voting erläutert wurden, wird im nächsten 
Abschnitt das Modell der „Kategorisierung der Voraussetzungen für die Einfüh-
rung von E-Voting auf nationaler Ebene“ erläutert. 
4.1.5 Kategorisierung der Voraussetzungen für E-
Voting 
Wichtig für das Gesamtverständnis der komplexen Thematik E-Demokratie und 
E-Voting ist die Betrachtung der Voraussetzungen für eine mögliche Einführung 
von E-Voting für politische Wahlen eines Landes. 
Die Voraussetzungen wurden von Prosser, Krimmer und Heppner in vier Kate-
gorien unterteilt (vgl. Prosser, Krimmer 2004 und Heppner 2004) und sind in 













Abbildung 5: Vier Kategorien der Voraussetzungen für die Einführung von E-Voting auf politi-
scher Ebene eines Landes (vgl. Prosser, Krimmer 2004 und Heppner 2004) 
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Die vier Dimensionen wurden bereits vom Autor dieser Arbeit auf die Untersu-
chung des Standes von E-Voting im Vereinigten Königreich von Großbritannien 
angewandt (vgl. Heppner 2004) und wurden von Krimmer und Schuster in    
ihrem Beitrag zur dritten internationalen Konferenz für E-Voting in Bregenz 
2008 zu einem Modell zur Kategorisierung der „E-Voting Readiness“ von    
Ländern im Vergleich miteinander weiterentwickelt. (vgl. 4.3 und Krimmer, 
Schuster 2008) 
Die vier Dimensionen wurden als systematische Grundlage für die in dieser Ar-
beit durchgeführte Studie (vgl. 5.4.2) zur Analyse des aktuellen Status von      
E-Demokratie und E-Voting in Österreich aus Sicht der verantwortlichen       
Politiker und IT-Leiter herangezogen. Die vier Dimensionen werden im Folgen-
den kurz erläutert. 
Der Einsatz von E-Demokratie und E-Voting basiert auf dem Einsatz von be-
stimmten Technologien, wie zum Beispiel dem Internet (vgl. 4.1.3). Kalcher ist 
diesbezüglich der Meinung, dass zum Beispiel für die Nutzung von RVEM zwar 
nicht eine komplette Durchdringung mit Internetzugängen bei den Bürgern    
eines Landes notwendig sei, aber zumindest ein substanzieller Prozentsatz der 
Wähler sollte das Internet nutzen können, um zu garantieren, dass dem Auf-
wand für eine Einführung von E-Voting auch eine effektive Nutzung der Bürger 
nachfolgt. (vgl. Kalcher 2002, S.110) Daher ist es im Zusammenhang mit der 
möglichen Einführung von E-Voting wichtig, die technischen Voraussetzungen 
eines Landes zu analysieren. (vgl. Heppner 2004) 
Die erste Kategorie „Technische Voraussetzungen“ für eine mögliche Einfüh-
rung von E-Voting ist in drei Teile untergliedert. Die erste Untergliederung: 
„Entwicklungsstatus der Registrierung“ bezieht sich auf die zentrale Registrie-
rung der Bürger und Wähler, da dies eine wichtige Voraussetzung für die 
Durchführung von E-Voting ist. (vgl. Braun, Prosser, Krimmer 2003, S. 436 und 
Xenakis, Macintosh 2004) Die zweite Untergliederung „Basis-Entwicklungen für 
E-Voting“ stellt die Fragen, ob es eine nationale ID-Karte (Anm.d.Verf. in Öster-
reich ist dies die Bürgerkarte), die Digitale Signatur sowie einen festgeschriebe-
nen Standard für E-Voting gibt. Die dritte Untergliederung der Kategorie „Tech-
nische Voraussetzungen“ ist: „Durchdringung der Technologien“. Dieser Teil 
bezieht sich dabei auf die konkrete nationale Durchdringung der wie in Ab-
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schnitt 4.1.3 beschriebenen Basis-Technologien für die Durchführung von       
E-Voting. (vgl. Heppner 2004) 
Die zweite Kategorie: „Politische Voraussetzungen“ für die Einführung von   
E-Voting ist in zwei Teile untergliedert. Der Erste betrachtet „das politische   
System“ eines Landes, der Zweite hinterfragt die „Einstellung der öffentlichen 
Hand“ zum Thema E-Voting. Der erste Teil bezieht sich auf die Analyse von 
Statistiken zu Wahlberechtigten, Wahlbezirken, Wahllokalen und soll einen 
Überblick über die Dimensionen einer möglichen Einführung von E-Voting ge-
ben. Der zweite Teil dieser Kategorie bezieht sich auf den Willen und die     
Einstellung der Regierung, E-Voting einzuführen und voranzutreiben sowie die 
Frage, ob es eine formulierte Strategie zur Einführung von E-Voting gibt und 
wenn ja, wie weit diese bereits umgesetzt wurde. (vgl. Heppner 2004) 
Die dritte Kategorie, „Rechtliche Voraussetzungen“ eines Landes, ist eben-
falls von zentraler Bedeutung für die Einführung von E-Voting. Diese Kategorie 
ist wiederum in zwei Teile untergliedert. Der erste Teil dient der Untersuchung 
des „Rechtssystems“ eines Landes und soll speziell die rechtlichen Besonder-
heiten des Landes in Bezug auf E-Voting hervorheben. Der zweite Teil der Ka-
tegorie untersucht das „Wahlrecht“ im jeweiligen Land. Weiters wird hier die 
Frage gestellt, inwiefern es bereits Gesetze oder Maßnahmen in Bezug auf die 
Einführung von Gesetzten für E-Voting gibt. (vgl. Heppner 2004) 
Die vierte und letzte Kategorie „Gesellschaftliche Voraussetzungen“ für die 
Einführung von E-Voting ist der Einstellung der Bürger zum Thema E-Voting 
gewidmet und untersucht den Willen der Bürger zur Beteiligung am politischen 
Prozess. Dies kann anhand der Wahlbeteiligung, aber auch an Indikatoren wie 
der Häufigkeit von Briefwahl analysiert werden. (vgl. Heppner 2004) Die Brief-
wahl wird als wichtige Voraussetzung für eine mögliche Einführung von           
E-Voting gesehen, da Sie ebenso eine Distanzwahl darstellt und rechtlichen 
Fragestellungen, wie der geheimen Wahl, mit alternativen Lösungen begegnet. 
(vgl. Braun, Prosser, Krimmer 2003, S. 456) 
Nachdem der theoretische Rahmen der vier Kategorien zur Analyse eines  
Landes in Bezug auf die mögliche Einführung von E-Voting erläutert wurde, 
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wird in den folgenden beiden Abschnitten ein Überblick über den aktuellen 
Stand von E-Voting und E-Demokratie in Österreich und international gegeben. 
4.2 Stand der Entwicklung in Österreich  
In diesem Abschnitt wird der Stand von E-Voting und E-Demokratie in Öster-
reich anhand der obigen vier Kategorien analysiert. Zusätzlich werden die be-
reits durchgeführten E-Voting Projekte in Österreich erläutert, um so den aktuel-
len Projektstand in Österreich abzubilden. 
Im Rahmen der Kategorie Technische Voraussetzungen für E-Voting wird in 
der Folge der aktuelle Stand der zwei zentralen Elemente „Internetverbreitung“ 
und „Bürgerkarte“ in Österreich erläutert.  
In Österreich lag die Zugangsdichte aller Haushalte zum Internet im Jahr 2009 
laut Eurostat bei 69%. Dies ist, wie in folgender Grafik dargestellt, über dem 
Durchschnitt der EU 27 mit 60% und sogar deutlich über dem EU 15 Durch-
schnitt von 64%. Es kann also davon ausgegangen werden, dass in Österreich 
eine ausreichende Internetdichte für eine mögliche Einführung von E-Voting 
vorhanden ist. 
 
Abbildung 6: Internet-Zugangsdichte - Haushalte - Prozent der Privathaushalte mit Internet-
Zugang (Quelle: Eurostat 2009b / eigene Darstellung) 
Eine Bürgerkarte ist eine digitale Signaturkarte mit zusätzlicher Aufbringung 
einer Personenbindung, wodurch die Person hinter der Karte eindeutig identifi-
ziert wird. „Österreichische Bürgerkarte“ steht dabei nicht für eine bestimmte 
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Karte. Die Bürgerkarte ist vielmehr ein Modell, welches jene Anforderungen de-
finiert, die für eine sichere elektronische Abwicklung von Verwaltungsverfahren 
notwendig sind. Verwendet werden können verschiedene Ausweise wie zum 
Beispiel die E-Card (Anm. d. V. Versicherungskarte in Österreich), der Chipkar-
ten-Studentenausweis oder der Chipkarten-Personalausweis. Die Bürgerkarte 
ist für E-Voting eine wichtige Voraussetzung, da sie die Möglichkeit der eindeu-
tigen Identifizierung im Wahlvorgang bietet. Hierfür sind allerdings noch techni-
sche Weiterentwicklungen, wie die Ausstattung mit einer Sicherung der Daten 
mittels PIN notwendig. (vgl. OCG 2009c) Die Bürgerkarte ist jedoch in Öster-
reich generell sehr umstritten und findet auch nur sehr langsame Verbreitung. 
http://help.gv.at, die offizielle E-Government-Plattform der Bundesregierung, 
listet etwa 1000 verschiedene Behördengänge auf, etwa das 2-3 fache gibt es 
zusätzlich in Österreich. Nur knapp mehr als 100 Behörden, darunter etwa 70 
Gemeinden (von 2350), bieten überhaupt irgendeinen Bürgerkartendienst an. 
Österreichweit werden nur 6 Anwendungen angeboten, 36 weitere Anwendun-
gen nur in bestimmten Orten. Einen sehr frequentierten Online-Dienst bietet das 
österreichische Bundesfinanzministerium an. Finanzonline wird sowohl klas-
sisch, mit Benutzerkennung und Passwort, als auch mit Bürgerkartenlösung 
angeboten. Nach einer Auskunft des BMF nutzten 2006 mehr als eine Million 
Menschen FinanzOnline. Diese stellten seit 2003 rund 15 Millionen Anträge und 
führten 23 Millionen Transaktionen durch. Gerade 3.500 Teilnehmer hatten 
auch einen Einstieg mit Bürgerkarte versucht. (vgl. argedaten.at 2009) Laut ei-
ner schriftlichen Auskunft der Firma A-Trust (Anm. d. Verf. Gesellschaft, die die 
Bürgerkarte in Österreich vertreibt), die dem Autor vorliegt, gab es in Österreich 
im Jahr 2009 ca. 150.000 Bürgerkarten, wobei davon ca. 50.000 auf die E-Card 
(Anm. d. Verf. Elektronische Versicherungskarte in Österreich) entfallen. Trotz 
der noch immer geringen Verbreitung der Bürgerkarte gibt es derzeit in Öster-
reich aber keine verwendbare Alternative, die eine sichere Authentifizierung im 
notwendigen Ausmaß für E-Voting insbesondere I-Voting bietet. 
In der Kategorie Politische Voraussetzungen für E-Voting werden zu Beginn 
kurz die Rahmenbedingungen politischer Wahlen in Österreich beschrieben. In 
der Folge wird der Stand des politischen Prozesses in Richtung der Etablierung 
von E-Voting erläutert. 
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Laut dem Jahrbuch für Wahlen der Statistik Austria, waren bei den National-
ratswahlen 2008 6.333.109 Millionen Österreicher und Österreicherinnen wahl-
berechtigt. Die Wahlbeteiligung lag dabei bei 78,8%. (vgl. Statistik Austria 2009, 
S.490) 
Österreich ist mit der Umsetzung von E-Government, das meist als Vorstufe zu 
E-Voting gesehen wird (vgl. 4.1.4), im Europäischen Durchschnitt relativ weit. 
Das Bundeskanzleramt formuliert in der Broschüre „i2010 Österreich – Umset-
zung der i2010 Initiative in Österreich“ eine explizite Strategie für die Entwick-
lung von E-Government. E-Voting wird hier als Ziel nicht gesondert genannt. 
(vgl. bka.gv.at 2009a) Die Strategie ist auf der Webseite des Bundeskanzler-
amts näher erläutert. (vgl. bka.gv.at 2009b) Österreich ist in der Umsetzung von 
E-Government im europäischen Vergleich überdurchschnittlich weit. So waren 
bereits in 2004 über 70% der öffentlichen Dienste online verfügbar, im EU-
Durchschnitt sind es jedoch nur knapp 40%. Die folgende Grafik verdeutlicht 
diese Entwicklung. 
 
Abbildung 7: E-Government Indikatoren: Status der Umsetzung und Nutzung durch die Bürger 
Österreichs (Quelle: bka.gv.at 2009b / EUROSTAT) 
Der aktuellste Wert des Indikators der „Online Verfügbarkeit von                
E-Government“ der EU stellt Österreich eine zu 100%ige Umsetzung der     
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Verfügbarkeit der 20 zum Indikator gehörenden E-Government-Services aus. 
Der EU-Durchschnitt / 27 Staaten liegt hier nur bei 59%. (vgl. Eurostat 2009a) 
Die Einstellung der politisch Verantwortlichen zum Thema E-Voting ist das For-
schungsziel der Studie dieser Arbeit. In Abschnitt 3.1 wurde die Forschungslü-
cke erläutert, die diese Arbeit schließen soll. Daher kann und wird dieser Teil 
hier nicht näher erläutert. Der Beantwortung dieser Frage / Vorrausetzung für  
E-Voting widmet sich die Studie dieser Arbeit in Kapitel 5 und 6. 
In Bezug auf die rechtlichen Voraussetzungen für E-Voting wurde in der Dip-
lomarbeit von Heppner gezeigt, dass die in Großbritannien nicht vorhandenen 
Rechtsnormen bzw. die nicht kodifizierte Verfassung die umfangreichen durch-
geführten E-Voting Pilotprojekte erst möglich gemacht haben (vgl. Heppner 
2004). Da in Österreich das umgekehrte Prinzip gilt (zuerst rechtliche Regelun-
gen schaffen und dann Handeln), sind die rechtlichen Regelungen für eine er-
folgreiche Einführung von E-Voting für politische Wahlen zentral. 
In Österreich werden Wahlen in ihrer Ausgestaltung durch die verfassungs-
rechtlich verankerten Wahlrechtsgrundsätze bestimmt. Diese gehen zeitlich auf 
die Gründung der Ersten Republik im Jahr 1918 zurück und sehen allgemeine, 
gleiche, geheime, freie und unmittelbare Wahlen vor. Seit damals gab es ledig-
lich zwei Wahlrechtsreformen. Die für das E-Voting bedeutendere wurde 1992 
vollzogen und ermöglichte erstmals die Teilnahme von Auslandsösterreichern 
an Nationalrats- und Bundespräsidentenwahlen mithilfe einer qualifizierten 
Form der Briefwahl. (vgl. OCG 2009d) 
Auf europäischer Ebene gibt es eine Empfehlung des Europarates “Recom-
mendation Rec(2004)11 of the Committee of Ministers to member states on 
legal, operational and technical standards for E-Voting” (vgl. COE 2004) sowie 
die aktuelle Recommendation “CM/Rec(2009)1 of the Committee of Ministers to 
member states on electronic democracy (e-democracy)” (vgl. COE 2009). In 
beiden Recommendations wird gefordert, dass sich die Mitgliedsstaaten mit    
E-Voting aktiv auseinandersetzen, da E-Voting für die moderne Demokratie als 
sinnvoll und notwendig erachtet wird. Sehr allgemein wird auf die Wichtigkeit 
des Themas hingewiesen und klar definiert, dass Wahlen mithilfe von E-Voting 
Technologien in Sicherheits- und Vertrauensfragen herkömmlichen Wahlen in 
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nichts nachstehen dürfen: „e-voting shall respect all the principles of democratic 
elections and referendums. E-voting shall be as reliable and secure as demo-
cratic elections and referendums which do not involve the use of electronic 
means” (COE 2004). 
In Österreich gibt es von Seiten des Gesetzgebers noch keine rechtliche Basis 
für den Einsatz von E-Voting für politische Wahlen. Die ÖH und auch die Arbei-
terkammer haben jedoch jeweils für die durchgeführten Wahltests ihre eigene 
rechtliche Basis. (vgl. OCG 2009d) Eine „quasi-staatliche“ Normvorgabe stellt 
das „Handbuch Öffentlichkeitsbeteiligung“ der Österreichischen Gesellschaft für 
Umwelt und Technik (ÖGUT) und des Bundesministeriums für Land- und 
Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft (Lebensministerium) dar. (vgl. 
Buchsbaum 2007 und ÖGUT 2005)  
Wie im Folgenden dieses Abschnitts erläutert, wurde in 2009 ein E-Voting Test 
mit verbindlicher Stimmabgabe bei den Österreichischen Hochschülerschafts-
wahlen durchgeführt. Dieser Test hat eine breite Diskussion über die rechtliche 
Situation von E-Voting in Österreich ausgelöst. Derzeit sind drei Anfechtungen 
der Verordnung des Wissenschaftsministers, mit der die ÖH-Wahlen geregelt 
sind, beim Verfassungsgerichtshof anhängig. (vgl. papierwahl.at 2009) Anfech-
tungen des Wahlergebnisses sind angekündigt. In Deutschland hat der Verfas-
sungsgerichtshof am 3. März 2009 grundsätzlich festgestellt: „Beim Einsatz 
elektronischer Wahlgeräte müssen die wesentlichen Schritte der Wahlhandlung 
und der Ergebnisermittlung vom Bürger zuverlässig und ohne besondere Sach-
kenntnis überprüft werden können“ (Bundesverfassungsgericht 2009). In Öster-
reich steht eine ähnliche Entscheidung des Verfassungsgerichtshofes noch aus. 
Auf der Webseite der E-Voting-Kritiker der Technischen Universität Wien „pa-
pierwahl.at“ sind Stellungnahmen zu beiden aktuellen Ereignissen des Österrei-
chischen Verfassungsgerichtshofs bzw. dessen Präsidenten Gerhart            
Holzinger auf E-Mailanfragen veröffentlicht. Holzinger verweist bezüglich der 
Frage des weiteren Vorgehens bei den vorliegenden Anfechtungen der Verord-
nung des Wissenschaftsministers auf den standardisierten Prozess des Verfas-
sungsgerichtshofs für solche Anfechtungen. Ein Ergebnis diesbezüglich liege 
jedoch noch nicht vor. In Bezug auf das Urteil des deutschen Verfassungsge-
richtshofes schließt Holzinger eine direkte Relevanz des Urteils für Österreich 
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aus, da dieses Urteil auf Grund einer anderen Verfassungsordnung, eben des 
deutschen Grundgesetzes, ergangen ist. Er führt weiter aus: „Einen „Grundsatz 
der Öffentlichkeit der Wahl“ in dem Sinne, wie ihn das Bundesverfassungsge-
richt aus einzelnen Bestimmungen des Gesetzgebers abgeleitet hat, gibt es im 
österreichischen Verfassungsrecht nicht. Ungeachtet dessen ist aber auf Fol-
gendes hinzuweisen: In der österreichischen Bundesverfassung ist ausdrücklich 
vorgesehen, dass für die Durchführung der in der Verfassung geregelten Wah-
len, also etwa der Nationalratswahlen oder der Bundespräsidentenwahlen, ei-
gene Wahlbehörden eingerichtet werden müssen, denen als stimmberechtigte 
BeisitzerInnen VertreterInnen der wahlwerbenden Parteien anzugehören ha-
ben. Der verfassungspolitische Sinn dieser Bestimmung liegt darin, dass die 
wahlwerbenden Parteien durch ihre VertreterInnen in den Wahlbehörden eine 
gegenseitige Kontrolle der Rechtmäßigkeit des Wahlverfahrens ausüben und 
allfällige Unregelmäßigkeiten aufzeigen können; damit sorgen sie auch für eine 
gewisse Transparenz des Wahlvorganges.“ (vgl. papierwahl.at 2009) Daraus 
ließe sich schließen, dass das in Österreich bei den oben beschriebenen ÖH-
Wahlen angewandte System mit einer überprüfenden Wahlkommission durch-
aus vor dem VfGH bestehen könnte. Zusammenfassend ist zu sagen, dass die 
Rechtslage in Österreich für politische Wahlen mittels E-Voting nicht ausrei-
chend geklärt ist. Dies wird aber aufgrund der oben ausgeführten Anfechtungen 
die dem Verfassungsgerichtshof vorliegen vermutlich bald der Fall sein. 
Im Folgenden wird anhand der Kategorie der Gesellschaftlichen Vorausset-
zungen für E-Voting die Entwicklung der Wahlbeteiligung, die Situation der 
Briefwahl, sowie die Einstellung der Bürger zu E-Voting in Österreich analysiert. 
(vgl. 4.1.5) 
Die Wahlbeteiligung ist ein beiderseitig bemühter Aspekt in der Diskussion für 
oder gegen E-Voting. Befürworter sehen im Einsatz von E-Voting eine Möglich-
keit die Wahlbeteiligung zu steigern, Gegner fürchten durch die mögliche Ein-
führung von E-Voting einen weiteren Rückgang der Wahlbeteiligung. (vgl. 4.4) 
Bei den Nationalratswahlen 2008 lag die Wahlbeteiligung in Österreich bei 
78,8%. (vgl. Statistik Austria 2009, S.490) Dies ist zwar im europäischen Ver-
gleich immer noch relativ hoch, allerdings im Vergleich zu den vorangegange-
nen Nationalratswahlen ein Rückgang. In folgender Grafik ist die Entwicklung 
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der Wahlbeteiligung in ausgewählten Europäischen Ländern im Vergleich dar-
gestellt. 
 
Abbildung 8: Wahlbeteiligung in ausgewählten Ländern Europas (Quelle: Forum Politische Bil-
dung 2007) 
Der generelle Trend der sinkenden Wahlbeteiligung in Europa variiert länder-
spezifisch je nach Ausgangsniveau. In Österreich gingen 1949 noch 96,8 Pro-
zent der Wahlberechtigten zur Wahl, 2007 waren es lediglich 78,5 Prozent. 
Auch in Deutschland macht sich eine tendenzielle sinkende Wahlbeteiligung 
bemerkbar. Ein Rückgang ist unter anderem auch in Skandinavien (Finnland, 
Schweden) festellbar. International gibt es einen signifikanten Rückgang der 
Wahlbeteiligung seit dem Millenniumswechsel. Eine Ausnahme ist in Belgien 
festzustellen, wo es aufgrund der Wahlpflicht eine konstant hohe Beteiligung 
gibt. (vgl. Forum Politische Bildung 2007) 
Die Briefwahl in Österreich wurde erstmals durch die Wahlrechtsreform 1992 für 
Auslandsösterreicher ermöglicht (vgl. oben: rechtliche Voraussetzungen für    E-
Voting). Bei den Nationalratswahlen 2008 war es erstmals auch im Land mög-
lich bundesweit per Brief zu wählen. (vgl. B.M.I. 2008) Von 6.333.109 Wahlbe-
rechtigten gingen 4.990.952, also 78,8 % zur Wahl. Davon wiederum wurden 
375.634 Stimmen per Briefwahl abgegeben, also wählten 7,5% aller Teilnehmer 
mittels Briefwahl. (vgl. B.M.I. 2008b) Diese Inanspruchnahme des Angebots 
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Briefwahl, lässt auf einen Bedarf an Distanzwahl im Allgemeinen und damit indi-
rekt auf einen Bedarf von E-Voting schließen. 
Im Jahr 2004 wurde in Österreich eine umfassende Befragung zur Einstellung 
der Wiener Bevölkerung in Bezug auf E-Voting durchgeführt. (Vgl. Prosser, 
Guo, Lenhart 2005) Diese Studie dient auch zu Vergleichszwecken mit der in 
dieser Arbeit durchgeführten Befragung der politisch Verantwortlichen und der 
IT-Leiter der Länder und Gemeinden. (vgl. 6.2) Obige Befragung zur Einstellung 
der Bevölkerung Österreichs wurde in 2007, diesmal österreichweit, wiederholt. 
Die Ergebnisse der beiden Studien vergleicht Prosser in seinem Beitrag zur 
EDem (Tagung für Elektronische Demokratie) 2008. (vgl. Prosser 2009) In fol-
gender Tabelle ist das Interesse der Bürger dargestellt, die bei der Befragung 
auf einer Likert-Skala von 1 bis 5 die zwei höchsten Werte, „starkes Interesse“ 
und „Interesse“ an der Stimmabgabe mittels E-Voting, angegeben haben,. 
 
 Befragung 2007 Befragung 2004 
Interesse 
an… 
E-Voting E-Partizipation E-Voting E-Partizipation 
Wien 38,0% 14,9% 44,0% 14,0% 
Osten 30,7% 16,4% -   - 
Städte West 21,8% 10,1%  -  - 
West 26,7% 12,1%  -  - 
Tabelle 1: Interesse an E-Voting und E-Partizipation 2004 (nur Wien) und 2007 (Quelle: Prosser 
2008) 
In Österreich liegt also durchaus ein respektables Interesse der Bürger vor, bei 
Wahlen die Stimme mittels E-Voting abzugeben. Interessant ist dabei der deut-
liche Unterschied zwischen dem Interesse an E-Voting und E-Partizipation. Das 
Interesse an E-Voting ist nahezu bis zu dreimal höher, als das Interesse an     
E-Partizipation. Ebenfalls interessant ist der Unterschied zwischen Wien und 
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den Regionen. So ist der Wert in Wien fast doppelt so hoch, wie jener in den 
Städten im Westen Österreichs. (vgl. Prosser 2008) 
In Österreich wurde bereits eine Reihe von E-Voting Projekten durchgeführt, 
allerdings nicht verbindlich bei politischen Wahlen. Vielmehr treiben                 
regierungsunabhängige Organisationen, teilweise mit behördlicher Unterstüt-
zung das Thema E-Voting in Österreich voran. 
Im Folgenden werden die in Österreich durchgeführten E-Voting Projekte kurz 
skizziert. Ein ausführlicher Überblick findet sich auf der Webseite der Österrei-
chischen Computergesellschaft (OCG). (vgl. OCG 2009d) 
E-Voting in der Wirtschaftskammer (2000 und 2005): Bei den Kammervertre-
tungswahlen 2000 wurden erstmals alle 64 Wahllokale in Wien miteinander ver-
netzt und an eine eigens eingerichtete zentrale Wählerevidenz gekoppelt. Nach 
diesem ersten Versuch der Einführung von IT-Unterstützung wurde ein Stufen-
plan für die Implementierung von E-Voting entworfen. Im Rahmen der Kammer-
vertretungswahlen 2005 wurden erstmals an ausgewählten Standorten soge-
nannte Wahlterminals aufgestellt: Dies waren gekapselte Kiosksysteme, bei 
denen man mittels Touchscreen seine Stimme abgeben konnte. (vgl. De Carlo 
2007) Der Einsatz der Wahlterminals wurde dabei gut angenommen, das Ab-
stimmverhalten in den fünf Wahllokalen teilte sich auf ca. 40% Terminal und 
60% Papierstimmzettel auf. Die Auszählung der Stimmen erfolgte mittels Hoch-
leistungs-Scanner. (vgl. OCG 2009d)  
E-Voting bei den Hochschülerschaftswahlen (2003 und 2009): Bei der 
Durchführung des Wahltests parallel zu den Hochschülerschaftswahlen 2003 
kam erstmalig der am Department für Informationsverarbeitung und Prozess-
management der Wirtschaftsuniversität Wien entwickelte E-Voting-Prozess zum 
Einsatz und wurde somit auch seinem ersten Feldversuch unterzogen. Da al-
lerdings noch keine ausreichende Menge an digitalen Signaturkarten an der    
Wirtschaftsuniversität Wien zur Verfügung stand, wurde die notwendige eindeu-
tige Bestätigung der teilnehmenden Wähler mittels der Einrichtungen des Zent-
rums für Informatikdienste der Wirtschaftsuniversität Wien durchgeführt.     
Desweiteren konnte die Wahlkarte, mangels Verfügbarkeit E-Voting-fähiger 
Bürgerkarten mit der Fähigkeit zur anonymisierten Zwischenspeicherung, auf 
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einem Medium nach Wahl des Teilnehmers zwischengespeichert werden. Von 
den insgesamt 978 teilnahmeberechtigten Studierenden der Spezialisierungs-
programme des Instituts für Informationsverarbeitung und Informationswirt-
schaft ließen sich 412 eine Wahlkarte ausstellen, von denen 355 schließlich 
tatsächlich zur Stimmabgabe verwendet wurden. Die Wahlbeteiligung lag also 
mit 36,3% deutlich über jener der papier-basierten Präsenzwahl, die nur 25,9% 
erreichte. Die elektronische Urne wurde nach Ende der Stimmabgabephase 
geöffnet und die abgegebenen Stimmen wurden von der Wahlkommission, be-
stehend aus Vertretern der drei stimmenstärksten Fraktionen der Österreichi-
schen Hochschülerschaft an der Wirtschaftsuniversität Wien, mit ihren Private 
Keys entschlüsselt und ausgezählt. (vgl. OCG 2009d und Krimmer 2003) 
Bei den folgenden Hochschülerschaftswahlen 2009 wurde das in 2003 geteste-
te System nun allen stimmberechtigten Studenten zur Verfügung gestellt. 2161 
Stimmberechtigte stimmten dabei mittels E-Voting ab und es wurden erstmals 
in Österreich rechtsgültige Stimmen über ein elektronisches System abgege-
ben. (vgl. BRZ 2009) Die für 2009 angekündigte offizielle Evaluierung des Pro-
jektes liegt derzeit noch nicht vor. 
Parallel zu den Bundespräsidentschaftswahlen 2004 wurde an der          
Wirtschaftsuniversität Wien ein Wahltest durchgeführt. Der Wahltest basierte 
ebenfalls auf dem am Department für Informationsverarbeitung und Prozess-
management entwickelten E-Voting-Prozess. Da noch keine E-Voting-fähigen 
Bürgerkarten zur Verfügung standen, erfolgte die Identifizierung der Wähler 
über die Standard-Login-Maske des Universitätsrechenzentrums. Die elektroni-
sche Wahlkarte konnte auf einem beliebigen Speichermedium zwischengespei-
chert werden. Die Möglichkeit zur Teilnahme an dieser elektronischen Parallel-
wahl stand allen rund 22.000 Studierenden der Wirtschaftsuniversität Wien of-
fen. Von diesen haben insgesamt 1.786 eine Wahlkarte angefordert (vgl. Pros-
ser, Kofler, Krimmer, Unger 2004). Bis auf eine Abweichung von 0,3% deckte 
sich die Stimmverteilung auf die Kandidaten mit jenen des vorläufigen amtlichen 
Endergebnisses der Bundespräsidentenwahl. Es gab also keinen signifikanten 
Unterschied zwischen dem Ergebnis des E-Voting und jenem der durchgeführ-
ten papier-basierten Präsenzwahl. (vgl. OCG 2009d) 
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Der Wahltest unter Auslandsösterreichern 2006 war der dritte Test des am 
Department für Informationsverarbeitung und Prozessmanagement entwickel-
ten E-Voting-Prozesses und der erste, bei dem die Teilnahme öffentlich möglich 
und nicht wie bisher nur auf WU-Studenten beschränkt war. Gerade für Aus-
landsösterreicher ist die Teilnahme an Wahlen mittels E-Voting eine Alternative 
zur Briefwahl. Bisher nahmen nur rund 9% aller erfassten wahlberechtigten  
Österreicher im Ausland die Möglichkeit der Briefwahl in Anspruch. Von diesen 
9% wiederum mussten rund 10% der abgegebenen Stimmen pro Wahl auf-
grund von Fehlern für ungültig erklärt werden (vgl. Buchsbaum 2003). Wie in 
den vorangegangenen Wahltests wurde auch hier der Prozess in Registrations- 
und Stimmabgabephase unterteilt. Die Registrationsphase wurde durch Selbst-
registrierung der Wähler umgesetzt, da kein amtliches Wahlregister für diesen 
Test zur Verfügung stand. Die Stimmabgabephase erfolgte wie auch bei den 
vorangegangenen Wahltests. Für die Wahl wurde in Kooperation mit der     
Wiener Zeitung eine eigene Plattform eingerichtet, auf der alle Phasen des      
E-Voting-Prozesses durchgeführt wurden. Von 297 registrierten Personen nutz-
ten 148 die Möglichkeit ihre Stimme abzugeben. Auf das verwendete System 
fand bei diesem Test ein nicht angekündigter Hackerangriff durch ein Mitglied 
des Vereins „A-SIT - Zentrum für sichere Informationstechnologie“ statt. Dieser 
wurde von den Zuständigen aber sofort bemerkt und durch eine nachträgliche 
Analyse konnte festgestellt werden, dass weder die Wahl selbst noch einzelne 
Stimmen manipuliert werden konnten. Parallel zum Test wurde eine Erhebung 
zur Wahrnehmung des E-Voting-Prozesses durchgeführt, wobei 68% der Be-
fragten dem System Vertrauen oder großes Vertrauen entgegen brachten. (vgl. 
OCG 2009d) 
Insgesamt scheinen die Voraussetzungen für E-Demokratie und E-Voting in 
Österreich gut zu sein, jedoch in jeder Kategorie der obigen Analyse finden sich 
auch Punkte, die weniger positiv bzw. noch nicht weit genug entwickelt sind. So 
ist bei den technischen Voraussetzungen für E-Voting die Internetdurchdrin-
gung in Österreich zwar ausreichend hoch, jedoch fehlt noch das Mittel für eine 
rechtsverbindliche Authentifizierung des Wählers bzw. ist die vorhandene    
Bürgerkarte einfach noch nicht ausreichend verbreitet. Bei den politischen Vor-
aussetzungen zeigt sich ein ähnliches Bild. So ist Österreich zwar mit der Ent-
wicklung von E-Government sehr weit, jedoch werden die offiziellen Ambitionen 
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bzw. Pilotprojekte in Richtung E-Voting großteils nicht von staatlicher Seite, 
sondern hauptsächlich von nicht staatlichen Organisationen betrieben. Die 
rechtlichen Voraussetzungen für E-Voting sind ebenfalls ambivalent. So ist zwar 
die Briefwahl in Österreich möglich und wurde bei den Bundespräsidentenwah-
len 2008 auch erstmals im Land und nicht nur für Auslandsösterreicher angebo-
ten und auch ausreichend genutzt, jedoch gibt es für die Einführung von          
E-Voting für politische Wahlen noch keine rechtliche Grundlage in Österreich. 
Einzig nicht politische Organisationen, wie die Österreichische Hochschüler-
schaft oder die Wirtschaftskammer haben in Ihren Satzungen rechtliche Rege-
lungen für die Einführung von E-Voting umgesetzt. Die gesellschaftlichen Vor-
aussetzungen bieten ebenfalls unterschiedliche Perspektiven. So ist zwar die 
generelle Wahlbeteiligung sinkend und die Briefwahl gut angenommen worden, 
jedoch ist das Interesse der Bevölkerung, daran E-Voting für politische Wahlen 
zu nutzen, nur in Wien selbst groß, in den anderen Regionen Österreichs je-
doch relativ geringer. 
4.3 Stand der Entwicklung international 
International ist die Entwicklung von E-Demokratie und E-Voting sehr vielfältig 
und unterschiedlich vorangeschritten. Es ist daher eine sehr komplexe Aufgabe 
alle Länder in einen internationalen Gesamtkontext zusammenzufassen. 
Einen Versuch, die verschiedenen Entwicklungen der unterschiedlichsten   
Länder systematisch vergleichend zusammenzufassen, haben Krimmer und 
Schuster in ihrem Beitrag zur dritten internationalen Konferenz für E-Voting in 
Bregenz 2008 veröffentlicht. Von den Autoren wurden die 27 Länder der       
Europäischen Union, sowie die USA, Venezuela, die Schweiz und das         
Vereinigte Königreich von Großbritannien anhand der in Abschnitt 4.1.5        
erläuterten Dimensionen der Voraussetzungen zur Einführung von E-Voting 
analysiert. Die Dimensionen „technische Rahmenbedingungen“ und „gesell-
schaftliche Rahmenbedingungen“ wurden dabei zu „Information Society      
Context“ zusammengefasst und als zusätzliche Dimension „E-Voting             
Application“ aufgenommen, die bei den originalen Kategorien, den ergänzend 
behandelten „Durchgeführten E-Voting Projekten“ entspricht. Es wurden also 
folgende vier Dimensionen zur Bewertung der Länder herangezogen: 1) „Infor-
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mation Society Context“, 2) „Legal Context“ 3) „Political Context“ und               
4) „E-Voting Application“. Für jede der vier Dimensionen wurden wiederum Un-
terkategorien gebildet und diese jeweils auf einer Scala von 1 bis 4 mit entspre-
chend 0,25 Punkten bis 1 Punkt bewertet. Das in folgender Tabelle dargestellte 
Länderranking ist das Ergebnis der durchgeführten Analyse absteigend gereiht. 
Österreich „belegt“ in dieser Analyse mit 60,0 von 100 Punkten den sechsten 
„Rang“. (vgl. Krimmer, Schuster 2008)  
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Tabelle 2: Länderranking nach dem E-Voting Readiness-Index (Quelle: Krimmer, Schuster 
2008) 
Einen zusammenfassenden Überblick weltweit veröffentlichen Krimmer und 
Kripp im Magazin „Modern Democracy“ in Form einer Weltkarte. Bei dieser 
Analyse wurden sechs Kategorien wie folgt definiert: 1) „no e-voting“: Länder, in 
denen es noch keine E-Voting Testwahlen gab, 2) „planning trials, non legally 
binding e-voting“: Länder, die Testwahlen planen und bereits rechtlich nicht 
verbindliche Wahlen mittels E-Voting abgehalten haben, 3) „successful legally 





1  United Kingdom  19,15  11,5  8,6  31,35  70,6 
2  United States  18,5  16,3  8,18  23,7  66,7 
3  Estonia  17,88  16,76  14,36  17,6  66,6 
4  Netherlands  20  14,2  8,8  19,9  62,9 
5  Switzerland  19  14  10,39  18,4  61,8 
6  Austria  19,58  14,2  14,04  12,13  60,0 
7  Sweden  20  17  11,39  11,5  59,9 
8  Germany  19,5  14,2  10,37  15  59,1 
9  Belgium  20  11,4  10,2  15,35  57,0 
10  Finland  19,08  14,2  10,64  12,87  56,8 
11  France  19,5  8,4  9,23  19,53  56,7 
12  Denmark  20  17  8,99  8,55  54,5 
13  Spain  18,08  8,4  9,44  17,43  53,4 
14  Portugal  19  11,2  7,92  14,92  53,0 
15  Italy  16,1  8,4  7,76  14,8  47,1 
16  Slovakia  15,27  16,3  6,07  6,57  44,2 
17  Ireland  18,9  10,4  6,63  6,93  42,9 
18  Luxembourg  20  11,2  10,17  0,37  41,7 
19  Greece  18,88  8,4  6,45  7,5  41,2 
20  Slovenia  19  11,2  6,01  4,35  40,6 
21  Hungary  19  8,4  9,41  2,5  39,3 
22  Venezuela  11,68  8,4  6,88  11,6  38,6 
23  Malta  19,4  11,4  4,44  3,1  38,3 
24  Russia  13,57  8,4  5,61  10,3  37,9 
25  Czech Republic  18,23  8,4  8,05  2,37  37,1 
26  Lithuania  17  8,4  5,23  5,47  36,1 
27  Latvia  18  8,4  4,76  3,47  34,6 
28  Romania  15,38  8,4  4,97  5,13  33,9 
29  Poland  17,67  8,4  4,89  2,92  33,9 
30  Bulgaria  15,33  8,4  4,17  1,47  29,4 
31  Cyprus  14,58  8,4  5,19  0  28,2 
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binding e-voting with voting machines“: Länder, in denen bereits rechtsverbind-
liche Wahlen mit Hilfe von Wahlmaschinen durchgeführt wurden, 4) „successful 
legally binding internet voting“: Länder, die bereits erfolgreich rechtsverbindliche 
Wahlen über das Internet durchgeführt haben, 5) „successful legally binding 
internet and electronic voting“: Länder, die bereits sowohl erfolgreiche Wahlen 
mittels E-Voting, als auch im speziellen mittels Internet-Voting abgehalten ha-
ben und 6) „stopped electronic voting with voting machines“: Länder, die Ihre 
Tests mit Wahlmaschienen bei politischen Wahlen eingestellt haben. (vgl. 
Krimmer, Kripp 2009) Folgende Europa-Karte stellt einen Ausschnitt der       
Gesamtkarte dar. Detailliertere Daten lagen dem Autor zum Zeitpunkt der Ers-
tellung dieser Arbeit noch nicht vor. 
 
Abbildung 9: Landkarte zum Stand von E-Voting in Europa (Quelle: Krimmer, Kripp 2009 / Aus-
schnitt) 
Generell gibt es bis dato, abgesehen von obigen Studien, noch keine interna-
tionalen Vergleiche zwischen den Ländern bzw. Darstellungen der internationa-
len Situation von E-Demokratie und E-Voting. Die Schweiz ist jedoch als Nach-
bar Österreichs insofern sehr interessant, als dass sie eines der wenigen Län-
der ist, die innerhalb Europas bereits rechtsverbindlich bei politischen Wahlen 
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mittels E-Voting gewählt und dies auch bereits in Gesetzen geregelt hat. In der 
Schweiz wurde am 8. Februar 2009 von den Bürgern des Kantons Genf mit ei-
ner eindeutigen Mehrheit von 70,2% die Festschreibung von Internet-Voting in 
der Verfassung beschlossen. Genf ist nach Basel der zweite Schweizer Kanton, 
der eine ständige rechtliche Basis für I-Voting geschaffen hat. (vgl. geneve.ch 
2009) Einen guten Überblick über nationale Studien der Schweiz und internati-
onale Studien zum Thema E-Government findet sich auf der E-Government-
Webseite der Schweiz. (vgl. Frieg, Stocker 2007) Auch auf Ebene der Europäi-
schen Union gibt es eine intensive Auseinandersetzung mit dem Thema E-
Demokratie. So hat die Europäische Union, wie in vorherigem       Abschnitt der 
Arbeit erläutert, erst im Jahr 2009 ihre Empfehlungen für die   Mitgliedsstaaten 
in Bezug auf E-Voting aktualisiert. (vgl. COE 2009) 
Der weltweite Überblick zum Stand von E-Voting, wird hier des Umfangs wegen 
nicht näher ausgeführt. Es kann jedoch aus vorliegenden Arbeiten geschlossen 
werden, dass sich Österreich in Bezug auf E-Voting international unter den 
besser entwickelten Ländern befindet, auch wenn E-Voting noch nicht für 
rechtsverbindlich politische Wahlen eingesetzt wurde. 
Im folgenden Kapitel, wird die aktuelle Diskussion über die potentiellen Vor- und 
Nachteile von E-Voting analysiert. Dabei wird auch laufend auf die inter-
nationale Diskussion und den Stand in einzelnen Ländern, wie zum Beispiel der 
Schweiz, eingegangen. So wird das Bild zum internationalen Stand von           
E-Voting weiter vervollständigt. 
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4.4  Diskussion über die Vor- und Nachteile von 
E-Voting 
Zum Abschluss der theoretischen Grundlagen der Arbeit wird im Folgenden die 
aktuelle Diskussion der Vor- und Nachteile von E-Voting erläutert. Die          
Diskussion über eine mögliche Einführung der E-Voting Technologien für politi-
sche Wahlen wird in vielen Ländern der Welt sehr intensiv geführt. Für  
Deutschland ist hier zum Beispiel Will zu nennen, der die wichtigsten Pros und 
Contras zusammengefasst hat. (vgl. Will 2002) Ein Überblick über die Diskussi-
on in der Schweiz ist bei Quass zu finden. (vgl. Quass 2003) Eine Zusammen-
fassung der zentralen Pros und Contras der Diskussion im Vereinigten König-
reich von Großbritannien findet sich auf der Homepage von Jason Kitcat, dem 
Gründer des „free e-democracy project in the UK“. (vgl. Kitcat 2009) 
Die im Rahmen der Studie dieser Arbeit für die Befragung und Analyse zu den 
Stärken und Schwächen bzw. Chancen und Risiken von E-Voting in Abschnitt 
5.1.2 herangezogenen sechs Faktoren basieren auf der aktuellen Diskussion 
der potentiellen Vor- und Nachteile von E-Voting in der Literatur. In der Folge 
wird ein Überblick über die 6 Faktoren sowie die dazugehörigen Aspekte aus 
der aktuellen Diskussion gegeben. 
Im Rahmen der Stärken und Schwächen der SWOT-Analyse (vgl. dazu auch 
5.1.2) wurden drei zentrale Faktoren identifiziert: die „potentiellen Veränderun-
gen in der Verwaltung“, eine „potentielle Veränderung der Kosten der Durchfüh-
rung von Wahlen“ sowie eine „mögliche Änderung der Wahlperiodenlänge“. 
Diese drei Faktoren wurden als interne Faktoren bzw. Stärken und Schwächen 
der E-Voting Technologie gebündelt, da diese Faktoren primär Auswirkungen 
auf die Verwaltung bzw. die Wahlen an sich und nicht auf die Wähler direkt  
haben. 
Die aktuelle Diskussion in Bezug auf mögliche Veränderungen für die Verwal-
tung bei der Einführung von E-Voting für politische Wahlen könnte einerseits 
eine Erleichterung durch die einfachere und schnellere Auszählung der Stim-
men darstellen, andererseits könnte eine Erschwernis bzw. eine Erhöhung des 
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Verwaltungsaufwandes in der IT-Verwaltung der E-Voting Technologie ent-
stehen. So führen Fuchs und Kastenholz „effizientere Administration“ bei Be-
hördengängen als Chance von E-Democracy an. (vgl. Fuchs, Kastenholz, 2002) 
Dieses Argument gilt in der Schlussfolgerung auch für E-Voting, da E-Voting 
einen speziellen Bereich der E-Demokratie darstellt. (vgl. 4.1.4) Constanze Kurz 
zitiert eine Sitzung des Bundesinnenministeriums in Deutschland, bei der der 
Bedarf, Wahlcomputer einzusetzen, damit begründet wurde, dass zu wenig  
ehrenamtliche Wahlhelfer bereit sind, an der teils langwierigen Auszählung der 
Stimmen mitzuwirken. Durch den Einsatz der Computer wird die Auszählung 
auf den Vorgang des Ausdruckens des Ergebnisses reduziert; so könnten 
Wahlhelfer wenige Minuten nach Ende der Wahl ihre ehrenamtliche Arbeit be-
enden. Damit verringern sich zusätzlich der administrative Aufwand und die 
Kosten für die Kommunen. (vgl. Kurz 2008, S.190) Zusammenfassend ist davon 
auszugehen, dass die Administration von Wahlen durch den Einsatz von E-
Voting stark vereinfacht werden könnte, allerdings ist der administrative Auf-
wand und damit die Kosten für die Einführung und die Wartung von E-Voting 
Systemen noch nicht abschätzbar. Dieser Faktor wird im Folgenden näher er-
läutert. 
Umstritten bleibt in Bezug auf den zweiten Faktor „Kosten der Durchführung 
der Wahl“, ob es durch die Einführung von E-Voting für politische Wahlen zu 
einer Kostenerhöhung oder zu einer Kostensenkung kommen wird. So sind ei-
nerseits Einsparungen im Bereich der herkömmlichen Organisation von Wahlen 
(z.B. dem Drucken von Wahlzetteln oder dem Einrichten von Wahllokalen) zu 
erwarten, dem gegenüber stehen aber zusätzliche Kosten für die Einführung 
und laufende Wartung der für E-Voting notwendigen IT-Systeme. Remmert 
sieht die mögliche Senkung der Kosten über einen längeren Zeitraum als Grund 
für die Einführung von E-Voting. (vgl. Remmert 2004) Van Den          Besselaar 
sieht eine mögliche Kosteneinsparung vor allem dann, wenn Wahlen über meh-
rere Tage durchgeführt werden sollen. (vgl. Van Den Besselaar et.al. 2003) Ja-
son Kitcat sieht die Situation jedoch kritischer. Er ist der Meinung, dass es bis 
dato keinen Beweis für eine mögliche Kosteinsparung gibt und die Risiken diese 
möglichen Kosteneinsparungen bei weitem übersteigen. (vgl. Kitcat 2005) Laut 
Barbara Ondrisek konnte das Argument der Kosteneinsparung durch die Ein-
führung von E-Voting durch konkrete Zahlen aus Belgien (parlamentarische 
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Anfragen belegen, dass sich die Kosten pro Wählerstimme verdreifacht haben) 
und durch Studien in Quebec (Steigerung der Kosten um 25%) widerlegt wer-
den. Ebenfalls wurde gezeigt, dass bei fünf Pilotversuchen bei Kommunalwah-
len Anfang Mai 2007 in Großbritannien die Kosten pro Wählerstimme nach   
offiziellen Angaben umgerechnet zwischen 150 Euro und 900 Euro gelegen  
haben. (vgl. Ondrisek 2009) Grundsätzlich sind diese Kostenexplosionen auch 
bei anderen E-Voting Projekten zu beobachten. Eine Kosteneinsparung kann 
wenn, dann nur bei einer flächendeckenden Einführung von E-Voting und nur 
langfristig stattfinden. (vgl. Philippsen 2009) 
Technisch ermöglicht der Einsatz von E-Voting theoretisch eine “Änderung der 
Wahlperiodenlänge” bzw. der direkteren Demokratie durch häufigere          
Abstimmungen. Fraglich und schwer umstritten ist jedoch, ob dies sinnvoll bzw. 
notwendig ist, oder ob nicht unsere repräsentative Demokratie so wie wir sie     
derzeit praktizieren gut und richtig für unsere moderne und komplexe Gesell-
schaft ist. So schreibt Bauer: E-Democracy wird von vielen als eine Chance 
angesehen, die Demokratie in der westlichen Welt neu zu beleben. Denn die 
repräsentative Demokratie, wie wir sie zu Beginn des 21. Jahrhunderts immer 
noch praktizieren, ist letztendlich auch das Resultat der noch wenig entwickel-
ten Kommunikationsinfrastrukturen des frühen 19. Jahrhunderts – und die 
schöne Idee der Repräsentanz des Volkswillens (und nicht von Partikularinter-
essen) durch demokratisch gewählte Vertreter, die ihr Mandat frei ausüben 
können, zählt, so der italienische Philosoph Norberto Bobbio (vgl. Bobbio 1988), 
zu den „sechs nicht eingehaltenen Versprechen der Demokratie". (vgl. Bauer 
2003) Gegner einer solchen direkteren Demokratie durch häufigere Wahlen und 
Abstimmungen argumentieren vor allem mit einer „Entwertung der Demokratie“ 
(vgl. Absatz über „Wertigkeit von Wahlen“ unten) aber auch mit einer möglichen 
Ungleichbehandlung, da davon ausgegangen wird, dass gebildetere und sozial 
besser gestellte Personen eher einen Internetzugriff haben bzw. eher die Mög-
lichkeit und den Willen haben, Abstimmungen und Wahlen via Internet bzw. 
elektronisch durchzuführen (sogenannte „Digital-Divide“ oder „Digital-Gap“). 
Dadurch könnte eine Verzerrung der demokratischen Beteiligung stattfinden. 
(vgl. Maaten 2004 S. 89) Wenn man die Entwicklung des Internets der letzten 
zwei Jahrzehnte verfolgt und man sich die Internetverfügbarkeit zum Beispiel in 
Österreich ansieht (vgl. 4.2), kann jedoch davon ausgegangen werden, dass 
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spätestens beim nächsten oder übernächsten Generationenwechsel diese 
Problematik zumindest in hochentwickelten Ländern nicht mehr bestehen wird. 
Schon jetzt wird die sogenannte „Generation Z“ beschworen: Die nächste Ge-
neration Z (auch als Generation M, Internet Generation, iGeneration, Genration 
of Silent oder Generation Next genannt), steht bereits vor den Türen des Ar-
beitsmarktes. Geboren zwischen Mitte der 90er-Jahre und dem Ende der 
2000er (einige Quellen nennen 2004), sind diese Kinder der Generation Z 
gleich oder noch stärker an Peer-Gruppen orientiert als die vorherigen Genera-
tionen. Die Generation Z ist mit dem Internet, Multi-Tasking-Anforderungen und 
multimedialen Mobilfunkgeräten aufgewachsen. Sie ziehen interaktive Quellen 
von Informationen und Netzwerken den traditionellen Informationsquellen wie 
Printmedien oder Fernsehen vor. Ein Leben ohne das Internet ist für diese Ge-
neration unvorstellbar, das gesamte Leben wird in online-Services gespiegelt. 
(vgl. Donau-Universität Krems 2009) 
Im Rahmen der Chancen und Risiken der SWOT-Analyse (vgl. dazu auch 
5.1.2) wurden ebenfalls drei zentrale Faktoren identifiziert. Die „mögliche Ver-
änderung der Wahlbeteiligung“, eine „mögliche Veränderung der Wertigkeit der 
Wahlen“ sowie „generelle Veränderungen für den Wähler“. Diese Faktoren  
wurden als externe Faktoren bzw. Chancen und Risiken der E-Voting Techno-
logie gebündelt, da diese Faktoren primär Auswirkungen für den Wähler direkt 
haben. 
Eine mögliche Veränderung der Wahlbeteiligung ist das am meisten für die 
Einführung der E-Voting Technologie verwendete Argument i.S.v. „Wenn die 
Wahlen so viel einfacher durchführbar sind, dann werden sicher viele Wähler, 
die jetzt aus Bequemlichkeit nicht wählen, sich an den Wahlen beteiligen“.    
Natürlich beruht diese Annahme auf der in ganz Europa relativ niedrigen oder 
sinkenden Wahlbeteiligung gegen die die Politiker dringend Mittel suchen (vgl. 
4.2). Umgekehrt könnte es aber auch der Fall sein, dass E-Voting die Wahlbe-
teiligung verringert, weil es Wähler gibt, die sich zum Beispiel nicht mit der 
Technologie auskennen und für die „elektronisch“ eher ein abschreckendes 
Wort ist. Barbara Ondrisek führt auch zum Aspekt der möglichen Veränderung 
der Wahlbeteiligung Projektergebnisse an, die widerlegen, dass es zu einer  
Erhöhung der Wahlbeteiligung kommt. Hierfür führt sie einen Projektbericht aus 
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Schweden (vgl. Grönlund, Å. 2002) sowie das Beispiel von England an, da sich 
die in England von der Regierung erwartete Erhöhung der Wahlbeteiligung 
durch Multi-Channel-Voting nicht eingestellt hat. (vgl. Open Rights Group 2007) 
Barbara Ondrisek kommt anhand beider Beispiele zu dem Schluss: „ Eine Stei-
gerung des politischen Interesses scheint somit nicht durch alternative Möglich-
keiten der Stimmabgabe, sondern nur durch eine Änderung der demokratischen 
Kultur möglich zu sein“. (vgl. Ondrisek 2009) Dem gegenüber stehen zum Bei-
spiel die verschiedenen Pilotwahlen in der Schweiz, bei denen sehr wohl ein 
Anstieg der Wahlbeteiligung bei der Wählergruppe der 18 bis 29-Jährigen zu 
erkennen war. So beträgt der Anteil der unter 30-Jährigen an der Bevölkerung 
10%, bei herkömmlichen Wahlen lag aber der Anteil der Wähler aus dieser 
Gruppe nur bei 5%. Durch das Angebot von E-Voting stieg der Anteil der Wäh-
ler auf den der Demografie entsprechenden Anteil von 10%. Ebenfalls bei den 
Pilotwahlen in der Schweiz konnte festgestellt werden, dass 90% der Wähler, 
die in einer der ersten Wahlen E-Voting zur Stimmabgabe nutzten, dieser Me-
thode auch bei den darauffolgenden Wahlen treu blieben. Da 5-10% dieser 
Wähler vorher Nicht-Wähler waren, kann davon ausgegangen werden, dass E-
Voting die Wahlbeteiligung erhöht. (vgl. Republic and Canton of Geneva 2007) 
Auch bei diesem Diskussionspunkt wird sich nur langfristig, d.h. einige Zeit nach 
der Einführung von E-Voting und der Durchführung mehrerer vergleichbarer 
Wahlen auf elektronischem Wege zeigen, ob die Wahlbeteiligung sich durch 
den Einsatz von E-Voting nachhaltig verändert. 
Eine mögliche Veränderung der Wertigkeit der Wahlen bzw. der Wertschät-
zung des Wahlprozesses und damit der Wahlen und der Demokratie selbst fin-
det sich in den laufenden Diskussionen meist als ein mögliches Risiko. Die 
Möglichkeit von zu Hause aus am Computer oder mittels ähnlicher Technolo-
gien zu wählen, könnte den Wahlprozess abwerten, da Wahlen mit anderen 
elektronischen Anwendungen wie zum Beispiel Net-Banking auf eine Stufe ge-
stellt werden könnten. So sieht Lindner die Gefahr der Trivialisierung des Ab-
stimmungsvorganges, wenn staatliche Informationen und Wahlen mittels der 
elektronischen Durchführung via Internet auf dieselbe Stufe gestellt werden wie 
generelle Internet-Informationen und –Umfragen. (vgl. Lindner 2001, S. 13) 
Umgekehrt könnte die mögliche elektronische Durchführung die Wahlen aber 
auch aufwerten, da die elektronische Durchführung modern, zeitgemäß und 
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flexibel erscheint. Pfleghart fasst den Grund „Attraktive und zeitgemäße Demo-
kratie“ für E-Voting aus dem Bericht des Schweizerischen Bundesrates (vgl. 
admin.ch 2002) wie folgt sehr treffend zusammen: Das Bedürfnis nach Erleich-
terungen bei der Stimmabgabe ist gestiegen. Der Anteil der brieflichen Stimm-
abgabe steigt und Gemeindeversammlungen werden in der Regel schlechter 
besucht. Im privaten und öffentlichen Leben zeigt sich diese Tendenz insofern, 
dass immer mehr technische Kommunikationsmittel eingesetzt werden. Mit der 
Einführung von E-Voting würde der Staat in der Politik nachvollziehen, was in 
der Geschäfts- und Privatwelt zur Selbstverständlichkeit geworden ist. (vgl. 
Pfleghart 2003) 
Innerhalb der über E-Voting geführten Diskussion werden die möglichen     
Veränderungen für den Wähler meist als Stärke angeführt, da die Stimmab-
gabe vereinfacht wird und der Wähler seine Stimme unabhängig von Zeit und 
Ort abgeben könnte. Dies wird als Vorteil - speziell für die Wähler - angesehen, 
die sich von ihrem Wahllokal entfernt befinden (also zum Beispiel im Ausland 
leben). (vgl. Buchsbaum 2003) Es gibt aber auch gegenläufige Argumente, die 
darauf abzielen, dass die elektronische Durchführung der Wahlen von vielen 
Wählern (insbesondere der älteren Generation) als komplizierter und aufwändi-
ger wahrgenommen werden könnte. So stellt der „Schweizerische Seniorenrat“ 
in seinem Abschlussbericht an die Koordinationsstelle der „Informationsgesell-
schaft Schweiz“ fest: Die Verbreitung der Informations- und Kommunikations-
Technologien (IKT) ist nicht gleichmäßig über die Gesellschaft verteilt. Das   
Kriterium „Alter“ weicht – verglichen mit Kriterien wie Bildungsstand oder Ein-
kommen - am stärksten vom Durchschnitt ab. Dies belegen die Zahlen der 
WEMF-Erhebung. 81 % der 14 bis 29 Jährigen, aber nur 37 % der „Generation 
50+“ nutzen das Internet regelmäßig. (vgl. Schweizerischer Seniorenrat 2007) 
Wie oben im Absatz „Veränderung der Wahlperiode“ dargestellt, dürfte dieses 
Argument aber spätestens mit dem übernächsten Generationenwechsel zumin-
dest in hoch entwickelten Ländern nicht mehr ausschlaggebend sein. 
Generell ist festzustellen, dass die Diskussion in Österreich sich derzeit sehr 
contra E-Voting entwickelt hat. Jedoch gibt es verschiedenste Institutionen, die 
E-Voting systematisch vorantreiben und sich bemühen, die positiven Argumen-
te von E-Voting in den Vordergrund zu rücken. (vgl. 4.2 Stand der Entwicklung 
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in Österreich) International ist die Diskussion von Land zu Land sehr unter-
schiedlich. So gibt es positive Beispiele wie die Schweiz, in der E-Voting sehr 
gut angenommen wird. So haben von den rund 6000 stimmberechtigten Aus-
landsschweizern insgesamt 2287 Stimmrechtsausweise abgegeben. 1084 Aus-
landschweizer nutzten laut der Basler Staatskanzlei dabei die Möglichkeit zur 
elektronischen Stimmabgabe, was einem Anteil von über 47 Prozent entspricht. 
(vgl. tagblatt.ch 2009) Entsprechend eher positiv verläuft die Diskussion in der 
Schweiz. Es gibt aber auch andere Beispiele wie das Vereinigte Königreich von 
Großbritannien, in dem die Diskussion über die Vor- und Nachteile von E-Voting 
eher negativ verlaufen ist. Großbritannien hatte zwar eine Vorreiterrolle über-
nommen und bis inklusive 2007 mit durchwegs positiven Ergebnissen umfang-
reiche Tests bei lokalen Wahlen durchgeführt (vgl. The Electoral Commission 
2007), ist aber inzwischen durch Kritiker und Versäumnisse sehr in der Umset-
zung und Etablierung von E-Voting für politische Wahlen gebremst. So hat der 
Justizminister Großbritanniens im Oktober 2009 vor dem Parlament verkündet, 
dass die Regierung keine Pläne für weitere E-Voting Tests in 2009 habe und er 
der Meinung sei, dass der Weg nach vorne über die Durchführung von weiteren 
Tests im nicht rechtsverbindlichen Rahmen führt. (vgl. Parliamentary Office of 
Science and Technology 2009) 
Nachdem die Hintergründe und Definitionen von E-Demokratie und E-Voting 
ausgeführt wurden, werden in den folgenden zwei Kapiteln zuerst die Methodik 
und der Aufbau der empirischen Erhebung erläutert und in der Folge die       
Ergebnisse der durchgeführten Studie dargestellt und analysiert. 
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5 Die Erhebung 
In diesem Kapitel wird zuerst die Methodik der empirischen Studie, dann der 
Erhebungsumfang, die Art der Auswertung der erhobenen Daten sowie der 
Aufbau des Interviewleitfadens im Detail erläutert. Die Ergebnisse der vom   
Autor gemeinsam mit a.o. Prof. Alexander Prosser im Auftrag des Bundes-
rechenzentrums durchgeführten Studie wurde im Jahr 2005 veröffentlicht. Die 
Ergebnisse der Befragung sind auch Kern dieser Arbeit, daher stammen in   
diesem und dem nächsten Kapitel große Teile daraus, es wird jedoch nicht lau-
fend einzeln darauf referenziert. (vgl. Prosser, Heppner 2005) 
5.1 Methodik 
In diesem Abschnitt wird die Methodik der empirischen Studie erläutert. Dazu 
wird zu Beginn die Methodik innerhalb der Methoden der empirischen Sozialfor-
schung verortet. Im zweiten Teil dieses Abschnitts wird dann der Erhebungs-
umfang der Studie erläutert. In der Folge wird kurz auf die Auswertung der   
gewonnen Daten eingegangen, um zuletzt den Aufbau des Interview-Leitfadens 
näher zu betrachten. 
5.1.1 Einordnung in die Methoden der empirischen 
Sozialforschung 
Zur Erhebung der Daten wurde die Methodik des Leitfadengesprächs bzw.   
Intensivinterviews gewählt, da diese teilstrukturierte Kommunikationsform     
einerseits das Erfassen qualitativer Aspekte („Interpretieren“) (vgl. Wilson 
1973), als auch das Erfassen von quantitativen Aspekten („Messen“) erlaubt 
(vgl. Popper 1992). Bei den durchgeführten Interviews kann von Intensiv-
interviews gesprochen werden, da die Interviews von relativ langer Dauer und 
Intensität waren. Atteslander hebt besonders die Anwendung des Intensiv-
interviews für das Eruieren von individuellen Erfahrungen und Meinungen    
hervor, welches das Ziel der Befragung und dieser Dissertation ist. (vgl. Attes-
lander S.156) 
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Die für die Beantwortung der entwickelten Forschungsfragen bzw. zum Beweis 
oder zur Widerlegung der Hypothesen durchgeführte empirische Studie wurde 
als quantitative Erhebung (vorgegebene Befragungsstruktur) mit geringem   
qualitativen Einfluss (auch Auswertung der frei gegebenen Antworten der Be-
fragten im Zuge des Interviews) sowie nachträgliche Ergänzung einzelner Aus-
wertungen (z.B. verwendete Kriterien für die Bewertung der Endgeräte) durch-
geführt. Dabei wurde die empirische Studie prinzipiell „strukturiert“ (vorab er-
stelltes Beobachtungsschema), „offen“ (die Beobachteten / Befragten wussten 
von der Beobachtung) und „passiv teilnehmend“ (die Beobachter beschränkten 
sich ganz auf ihre Rolle als forschende Beobachter) durchgeführt. Die Einord-
nung der vorliegenden Studie ist in den grundlegenden möglichen Formen der 















aktiv teilnehmend  
Abbildung 10: Klassifikation möglicher Beobachtungsformen – Einordnung der vorliegenden 
Studie (Quelle: Atteslander 2003 / eigene Darstellung) 
Um die Einschätzung der E-Voting Technologie der Befragten klarer zu struktu-
rieren und den direkten Vergleich mit der herkömmlichen Art der Durchführung 
von Wahlen systematisch herzustellen, wurde methodisch für die Befragung die 
bekannte SWOT-Analyse den vorliegenden Bedingungen angepasst und ange-
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wandt. (vgl. Hitt, Ireland, Hoskisson 1997) Für die Befragung im Rahmen der 
SWOT-Analyse wurde eine 5-Punkte Likert-Scala verwendet, die aufgrund ihrer 
Einfachheit und Klarheit häufig in der empirischen Sozialforschung eingesetzt 
wird. Die Anwendung der Likert-Skala bei vorliegender Befragung wird im     
folgenden Abschnitt näher erläutert. (vgl. Diekmann 2005) 
Nachdem in diesem Abschnitt die für die Erhebung angewandte Methodik    
innerhalb der Methoden der empirischen Sozialforschung eingeordnet wurde, 
wird im nächsten Abschnitt die SWOT-Analyse und Ihre Anwendung zur Bewer-
tung der E-Voting Technologie begründet. 
5.1.2 Die SWOT-Analyse 
Zur speziellen Thematik der SWOT-Analyse (Strength, Weakness, Opportunity, 
Threats) und Ihrer Anwendung zur Bewertung der E-Voting Technologie wurde 
vom Autor dieser Arbeit ein Paper im  Tagungsband der IRIS 2007 veröffentlicht 
(vgl. Heppner, Prosser 2007). Dieser Abschnitt basiert auf dieser publizierten 
Arbeit, es wird in der Folge jedoch nicht laufend einzeln darauf referenziert. 
SWOT wurde als Analyse Tool für die freie Wirtschaft entwickelt und hat rasch 
einen Siegeszug über die ganze Welt angetreten. Heutzutage wird die SWOT-
Analyse auch in vielen wissenschaftlichen Arbeiten oft selbstverständlich und 
ohne Rückfragen angewandt. Bestechend ist sie vor allem deshalb, weil sie  
„relativ einfach“ zu verstehen und durchzuführen ist und eine gute Übersicht 
über die zu untersuchende Fragestellung bzw. Problematik ermöglicht. 
In einer SWOT-Analyse werden zwei Aspekte mit einander verglichen: (i) Eine 
Produktlinie / ein neues Produktangebot oder die generelle Position der zu  
analysierenden Organisation mit (ii) der aktuellen Marktsituation oder den Kon-
kurrenten im Markt. In diesem Vergleich werden einerseits die internen Stärken 
und Schwächen (i) des Produkts / der Organisation analysiert und andererseits 
die externen Faktoren der Chancen und Risiken im Vergleich mit der Konkur-
renz bzw. innerhalb der aktuellen Marktsituation (ii) untersucht. In der Praxis 
werden meist in Brainstorming-Sitzungen des Führungsstabes oder des       
zuständigen Teams die Stärken und Schwächen bzw. Chancen und Risiken zur 
Fragestellung identifiziert. Es stellt sich die Frage, warum nun dieses Analyse 
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Tool aus der freien Wirtschaft auf E-Voting anzuwenden ist, bzw. warum und 
wie dies möglich ist. Bevor dies näher erläutert wird, ist aber die folgende Frage 
zu stellen: „Warum brauchen wir überhaupt ein Analyse Tool für die mögliche 
Einführung von E-Voting?“ 
Die Diskussion über eine mögliche Einführung der E-Voting Technologie ist in 
vielen Ländern um den gesamten Erdball schon seit längerem im Gange. Wie 
bei jeder Einführung einer neuen Technologie stehen sich Skeptiker und Befür-
worter mit den verschiedensten, aber unter dem Strich doch oft gleich stark  
wirkenden Argumenten, gegenüber. Diese Diskussion wird dabei aber immer 
aus den verschiedensten Sichtweisen mit Argumenten gefüttert. So könnte es 
zum Beispiel aus Sicht der Wähler eine Erleichterung der Wahlen geben, aus 
Sicht des Staates könnte es zum positiven Effekt einer höheren Wahlbeteili-
gung kommen, oder aus Sicht der gegenüber IT-Technologie kritisch eingestell-
ten Personen könnte die E-Voting Technologie eine Gefahr für die Demokratie 
darstellen. (vgl.4.3 und 4.4) 
Um diese vielen Sichtweisen zu bündeln, wurde für die vorliegende Befragung 
die SWOT-Analyse angewandt. Dabei wurde die Annahme getroffen, dass die 
E-Voting Technologie eine neue Dienstleistung / ein neues Produkt des Staates 
(i.S.v. i) darstellt, welcher wissen möchte, ob und wenn ja warum eine mögliche 
Einführung des neuen Angebots der E-Voting Technologie für den Bürger, also 
auf dem Markt (i.S.v. ii), sinnvoll ist. Zugrunde liegt hier die Annahme, dass der 
Staat in modernen Demokratien als Dienstleister gegenüber dem Bürger fungie-
ren muss und im Sinne des Erhalts der Demokratie verpflichtet ist, sein Angebot 
laufend auf den neuesten Stand zu bringen um dieses für den Bürger attraktiv 
zu halten. Besonders ausgeprägt erscheint diese Sicht in Bezug auf  E-Voting 
in der Schweiz, wie zum Beispiel schon 2001 in einer Studie des „Gottlieb Dutt-
weiler Instituts für Wirtschaft und Gesellschaft“ für die Schweizerische Bundes-
kanzlei erwähnt ist: „Wenn die Bürger sich für E-Voting begeistern sollen, muss 
Ihnen ein klarer Mehrwert geboten werden, denn in der E-Society ist der Kunde 
nicht König, sondern Tyrann – dies musste die New Economy mit Ihrer fehlen-
den Kundenzentrierung schmerzhaft erfahren.“ (vgl. GDI 2001) 
Da nun in der allgemeinen Diskussion die zentralen Faktoren meist schon als 
Vor- oder Nachteile bzw. Chancen oder Risiken „definiert“ sind (vgl.4.4), bzw. 
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sich immer wieder mit ähnlicher Ausprägung wiederholen, ist es für die Anwen-
dung der SWOT-Analyse sinnvoll, die bereits in der Diskussion vorhandenen 
Faktoren als Basis der Analyse zu verwenden, deren „vorhandene Ausprägung“ 
dabei aber kritisch zu hinterfragen. In Abschnitt 4.4 wurden die verwendeten 
Faktoren aus der aktuellen Diskussion über die möglichen Vor- bzw. Nachteile 
von E-Voting herausgearbeitet. Im folgenden Abschnitt soll daher nur kurz auf 
die „Definition“ der identifizierten Faktoren eingegangen werden. 
5.1.2.1 Interne Faktoren: Stärken und Schwächen 
Folgende Faktoren wurden aufgrund der allgemeinen Diskussion über mögliche 
Vor- und Nachteile der E-Voting Technologie (vgl.4.4) als interne Faktoren, also 
solche Faktoren, die die auf den Staat und seine Organisation Auswirkungen 
haben, identifiziert: 
Faktor 1:  „Veränderung für die Verwaltung”: Es darf als sicher angenommen 
werden, dass die E-Voting Technologie die Verwaltung rund um die Wahlen 
beeinflussen wird. Dieser Faktor wird allerdings kontrovers diskutiert, da es 
nicht als sicher angenommen werden kann, ob die Verwaltung letzten Endes 
be- oder entlastet wird. Für beide Sichtweisen gibt es Argumente in der laufen-
den Diskussion. (vgl. 4.4) Die Frage nach der „Veränderung der Verwaltung“ ist 
eindeutig den internen Faktoren (Stärken bzw. Schwächen) der SWOT-Analyse 
zuzuordnen, da sie sich auf die interne Organisation der Verwaltung bezieht. 
Faktor 2: „Veränderung der Kosten”: Die Einführung der E-Voting Technologie 
für politische Wahlen wird mit Sicherheit einen Einfluss auf die Kosten der 
Durchführung der Wahlen haben, fraglich bleibt bis dato nur ob es zu einer Kos-
tensenkung oder gar zu einer Kostensteigerung kommen wird (vgl. 4.4) Der 
Faktor „Kosten“ ist ebenfalls den Internen Faktoren in der SWOT-Analyse    zu-
zuordnen, da die Kosten direkt die analysierende Organisation (im vorliegenden 
Fall den Staat) beeinflusst bzw. die Kosten selbst durch die Organisation be-
einflusst werden. 
Faktor 3: “Änderung der Wahlperiodenlänge”: Da durch die Einführung von     
E-Voting der gesamte Aufwand für die Durchführung einer Wahl kurzfristig   
geringer sein könnte, könnte durch die Einführung der Technologie die       Mög-
lichkeit geschaffen werden, die Wahlperioden flexibler zu verlängern oder auch 
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zu verkürzen. Die damit einhergehenden Möglichkeiten führen in weiterer Kon-
sequenz in die organisatorischen und philosophischen Grundlagen der Demo-
kratie wie wir sie heute praktizieren und es bleibt sehr fraglich, ob eine solche 
Veränderung der demokratischen Organisation sinnvoll ist. (vgl. 4.4) Die Wahl-
periode an sich bezieht sich dabei in Hinsicht auf E-Voting auch auf die Organi-
sation bzw. Verwaltung und wurde somit als interner Faktor klassifiziert. 
5.1.2.2 Externe Faktoren: Chancen und Risiken 
Folgende Faktoren wurden aufgrund der allgemeinen Diskussion über mögliche 
Vor- und Nachteile der E-Voting Technologie (vgl.4.4) als externe Faktoren, al-
so jene Faktoren, die für den Wähler bzw. die Demokratie Auswirkungen   ha-
ben, identifiziert: 
Faktor 4: “Veränderung der Wahlbeteiligung”: Eine mögliche Erhöhung der 
Wahlbeteiligung wird vielfach als Argument für E-Voting verwandt. Diese The-
matik steht in der Diskussion stark im Zentrum (vgl. 4.4) und ist als Faktor ein-
deutig den Chancen / Risiken zuzuordnen, da es hier um die Positionierung des 
Staates gegenüber seinem „Kunden“ dem Bürger geht. 
Faktor 5: “Veränderung der Wertigkeit”: Hier werden in der Diskussion einer-
seits eine mögliche Aufwertung der Wahlen durch die zeitgemäße Abwicklung 
gesehen, anderseits die Gefahr einer Abwertung, da der persönliche Bezug zur 
Wahl verloren gehen könnte. (vgl. 4.4) Dieser Faktor ist dem Feld der Chancen 
/ Risiken also der Positionierung des Staates gegenüber seinen Bürgern zuzu-
ordnen. 
Faktor 6: „Veränderungen für den Wähler“: Je nach Annahmen, ob der Wähler 
mit den neuen Technologien umgehen kann oder nicht, wird die mögliche Ein-
führung der E-Voting Technologie als Vor- bzw. Nachteil in der Diskussion ver-
wendet. (vgl. 4.4) Die Veränderung für den Wähler bezieht sich auf den Bereich 
„Chancen und Risiken“ in der SWOT-Analyse, da es hier um die direkte Auswir-
kung auf den Wähler und sein Verhalten als „Kunde“ geht. 
Für die vorliegende Studie sollte unabhängig von den laufenden Diskussionen 
deutlich hinterfragt werden ob diese „vorgegebenen“ Faktoren nun „positiv“ oder 
„negativ“ gesehen werden. D.h. im Sinne des oben genannten         Brainstor-
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mings in der Führungsebene wurden in der Studie Politiker bzw. IT-
Verantwortliche gefragt, ob Sie diese Faktoren als Stärke oder Schwäche bzw. 
als Chance oder Risiko sehen. Die Befragten konnten die Faktoren auf einer 5-
Punkte Likert-Skala von 1 = „Dieser Faktor erscheint mir sehr negativ bzw. eine 
klare Schwäche bzw. ein klares Risiko zu sein“ bis hin zu 5 = „Dieser Faktor 
erscheint mir eindeutig positiv als Stärke bzw. Chance“ gewichten. Im Sinne der 
üblichen Praxis im Qualitätsmanagement beinhaltete der Fragebogen (vgl. 9.1) 
zu den beiden Gruppen der Stärken/Schwächen bzw. Chancen/Risiken jeweils 
eine subsumierende Kontrollfrage. „Insgesamt über alle Faktoren, würden Sie 
die Einführung der E-Voting Technologie durch den Staat eher als Chance oder 
Risiko für die Demokratie bzw. den Bürger sehen?“ bzw. „Würden Sie die Ein-
führung der E-Voting Technologie intern für den Staat als zukünftige Stärke 
oder Schwäche einschätzen?“ 
Nachdem die Methodik der empirischen Studie erläutert wurde, wird im     
nächsten Abschnitt der Umfang der durchgeführten empirischen Erhebung  
dargelegt. 
5.2 Erhebungsumfang 
Ziel der empirischen Studie war es, eine möglichst hohe Grundgesamtheit in 
Bezug auf die Gesamtbevölkerung abzudecken, d.h. möglichst diejenigen    
Politiker und IT-Administratoren zu befragen, die durch ihre Funktion für     mög-
lichst viele Bürger verantwortlich sind. Daher war das Ziel jeweils die verant-
wortlichen Politiker bzw. IT-Leiter der Länder und der 30 größten Gemeinden 
Österreichs zu befragen. Es wurden beide Gruppen von Verantwortlichen be-
fragt, um einerseits sowohl die politische Sicht als auch die Sicht von Seiten der 
für eine Umsetzung von E-Demokratie und E-Voting verantwortlichen Techniker 
näher kennen zu lernen, andererseits um eventuelle Unterschiede und Diver-
genzen zwischen den beiden Gruppen aufzuzeigen. Die 9 Länder Österreichs 
sind in folgender Übersichtskarte dargestellt.  
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Abbildung 11: Die österreichischen Bundesländer 
In nachfolgender Tabelle sind die Länder nach Einwohnerzahl in 2001 abstei-
gend dargestellt. Die acht befragten Länder inkl. Wien decken 94% der Ge-
samtbevölkerung ab. 
 










Österreich gesamt 8.032.926 
Abzüglich Salzburg 515.327 
Grundgesamtheit befragte Länder 7.517.599 
Anteil an Gesamtbevölkerung 94% 
Tabelle 3: Bevölkerung Österreichs 2001 nach Bundesländern, inkl. abgedeckte Grundgesam-
theit der Studie (Quelle: Statistik Austria 2004 / eigene Darstellung) 
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Die 30 größten Gemeinden sind in folgender Tabelle nach Einwohnerzahl ab-
steigend gelistet. Da Wien bereits als Land befragt wurde, wurde es nicht mehr 
in die Liste der befragten Gemeinden aufgenommen. Um alle Länder auch auf 
Ebene der Landeshauptstädte abzudecken, wurde Eisenstadt, die Hauptstadt 
des Bundeslandes Burgenland, in die Liste der zu befragenden Gemeinden 
aufgenommen. Zwei Gemeinden (Leonding und Traun) wollten nicht an der Be-
fragung teilnehmen, da das Thema für Sie nicht aktuell schien. Dadurch wurden 
bei der Befragung auf Gemeindeebene exklusive Wien 17,4% der Gesamtbe-
völkerung und 19,4% der gesamten Haushalte Österreichs abgedeckt. Inklusive 
Wien wurden 37% der Gesamtbevölkerung und 42% der gesamten Haushalte 
Österreichs abgedeckt. In unten stehender Tabelle sind die befragten Gemein-
den mit ihrer Bevölkerungszahl sowie ihrer Anzahl an Haushalten gelistet und 





Gemeinde Bundesland Bevölkerung Haushalte 
(1 auf Länder-
ebene befragt) 
(Wien) (Wien) (1.550.123) (771.706) 
2 Graz Steiermark 226.244 109.900 
3 Linz Oberösterreich 183.504 90.143 
4 Salzburg Salzburg 142.662 66.693 
5 Innsbruck Tirol 113.392 53.995 
6 Klagenfurt Kärnten 90.141 42.629 
7 Villach Kärnten 57.497 26.507 
8 Wels Oberösterreich 56.476 25.227 
9 Sankt Pölten Niederösterreich 49.121 22.332 
10 Dornbirn Vorarlberg 42.301 17.064 
11 Steyr Oberösterreich 39.340 18.430 
12 Wiener Neustadt Niederösterreich 37.627 17.169 
13 Feldkirch Vorarlberg 28.607 12.064 
14 Bregenz Vorarlberg 26.752 11.906 
15 Leoben Steiermark 25.804 12.783 
16 Wolfsberg Kärnten 25.301 10.060 
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17 Klosterneuburg Niederösterreich 24.797 10.551 
18 Baden Niederösterreich 24.502 11.713 
19 Krems and der Donau Niederösterreich 23.713 10.715 
(20 nicht teil-
genommen) 
(Traun) (Oberösterreich) (23.470) (10.062) 
21 Amstetten Niederösterreich 22.595 9.552 
22 Kapfenberg Steiermark 22.234 10.448 
(23 nicht teil-
genommen) 
(Leonding) (Oberösterreich) (22.203) (9.606) 
24 Mödling Niederösterreich 20.405 9.425 
25 Lustenau Vorarlberg 19.709 7.592 
26 Hallein Salzburg 18.399 7.722 
27 Braunau am Inn Oberösterreich 16.337 7.342 
28 Spittal an der Drau Kärnten 16.045 6.715 
29 Traiskirchen Niederösterreich 15.669 6.330 
30 Kufstein Tirol 15.358 6.851 
56 Eisenstadt Burgenland 11.334 4.894 
Gesamt   1.441.539 666.421 
= Anteil von 
Österreich 





















Österreich   8.032.926 3.342.347 
Tabelle 4: Bevölkerung, Fläche und Haushalte 2001 der österreichischen Gemeinden mit min-
destens 5.000 Einwohnern, inkl. abgedeckte Grundgesamtheit der Studie (Auszug) (Quelle: 
Statistik Austria 2004 / eigene Darstellung) 
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In nachfolgender Karte sind die 28 durch die Befragung abgedeckten Gemein-





























Abbildung 12: In der Studie befragte 28 Gemeinden Österreichs inkl. Wien. 
Das Land Salzburg hat an der Befragung nicht teilgenommen. Daher konnte auf 
Länderebene eine Grundgesamtheit von 94% der Gesamtbevölkerung             
(8 Länder inkl. Wien exklusive Salzburg) abgedeckt werden. Auf Gemeindeebe-
ne sollten die Verantwortlichen aus den 30 größten Gemeinden Österreichs zur 
Befragung herangezogen werden. Nachdem einige wenige Gemeinden nicht an 
der Befragung teilnehmen wollten bzw. mit einigen Verantwortlichen kein pas-
sender Termin innerhalb des geplanten Zeitraums der Durchführung der Studie 
gefunden werden konnte, wurden die Verantwortlichen von 28 der 30 größten 
Gemeinden Österreichs befragt. So konnte eine Grundgesamtheit auf Gemein-
deebene exklusive Wien von 17,4% der Gesamtbevölkerung und 19,4% der 
Haushalte Österreichs abgedeckt werden. Inklusive Wiens waren es 37% der 
Gesamtbevölkerung und 42% der Haushalte Österreichs. 
Nachdem der Umfang der durchgeführten empirischen Erhebung erläutert wur-
de, wird im nächsten Abschnitt kurz auf die Auswertung der gewonnenen Daten 
eingegangen. 
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5.3 Die Auswertung der gewonnen Daten 
Die bei der Befragung gewonnenen Daten wurden mittels SPSS (Datenauswer-
tungssoftware von IBM) ausgewertet. Die definierte Grundgesamtheit betrug 78 
Befragte in 30 Gemeinden und 9 Bundesländern. In die summarische statisti-
sche Auswertung gingen 65 Befragte ein. Nicht eingegangen sind aus der 
Grundgesamtheit die in folgender Tabelle dargestellten zu Befragenden. 
 
Körperschaft Grund Anzahl Datensätze 
Land Salzburg Nicht teilgenommen 2 
Stadt Traun Nicht teilgenommen 2 
Stadt Leonding Nicht teilgenommen 2 
Politik Bregenz Nicht teilgenommen 1 
IT Vorarlberg Nicht teilgenommen 1 
Land Burgenland  Nachträglich befragt 2 
IT Amstetten  Nachträglich befragt 1 
IT Steyr Nachträglich befragt 1 
IT Innsbruck Nachträglich erfasst 1 
Tabelle 5: Zu Befragende, die nicht in die summarische Auswertung eingegangen sind 
Davon gingen die grau hinterlegten 5 Datensätze in die Einzelauswertung ein, 
somit in Summe 70 Befragte.  
Aufgrund der niedrigen Anzahl der Datensätze (65) waren für die summarisch 
statistische Auswertung komplexe statistische Analyseverfahren nicht sinnvoll. 
Daher lag das Hauptaugenmerk auf Methoden der deskriptiven Statistik unter 
Auswertung von Kontingenztafeln. Weiterhin wurden Kreuztests durchgeführt 
um möglichen Zusammenhängen zwischen den einzelnen Faktoren auf den 
Grund zu gehen. 
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Nachdem die Art und Weise der Auswertung der gewonnenen Daten erläutert 
wurde, wird im nächsten Abschnitt der Aufbau des verwendeten Interviewleit-
fadens (siehe auch im Anhang 9.1) dargelegt. 
5.4 Aufbau des Interviewleitfadens 
Um die Interviewpartner auf das Interview vorzubereiten, wurde vor der Termin-
vereinbarung ein Anschreiben mit einer kurzen Beschreibung des geplanten 
Interviews (Executive Summary) an die zu Befragenden verschickt. Das An-
schreiben befindet sich im Anhang an diese Arbeit (vgl. 9.2). 
Der Fragebogen ist generell in vier Teilbereiche unterteilt. Der erste Teilbereich 
stellt „die einleitende Frage“ und dient zur Einordnung des Gesprächspartners. 
Der zweite Teilbereich beschäftigt sich mit den Voraussetzungen für die Einfüh-
rung von E-Voting auf der politischen Ebene des jeweiligen Landes / der jewei-
ligen Gemeinde. Der dritte Teilbereich des Fragebogens zielt speziell auf den 
Bedarf an E-Voting im befragten Land / der befragten Gemeinde ab und der 
vierte Teilbereich untersucht umfassend die Einstellung der Befragten zu den 
potentiellen „Stärken und Schwächen“ sowie den „Chancen und Risiken“ einer 
möglichen Einführung der E-Voting Technologie auf politischer Ebene. 
5.4.1 Einordnung der Befragten 
Um den jeweiligen Interviewpartner bezüglich seiner Erfahrung und seiner Wis-
sensbasis zum Thema E-Voting einordnen zu können wurde die erste Frage 
wie folgt gestellt: „Wie sind Sie mit der Thematik schon in Kontakt gekommen?“ 
Diese Frage dient auch als Basis für die verschiedenen Kreuztests und die 
Überprüfung der Hypothesen in Bezug auf das Vorwissen der Befragten       
(vgl. 3.2) 
Aus dieser allgemeinen Frage ergab sich eine überraschend klare Einordnung 
der Befragten in die drei Kategorien: „keine bis wenig Erfahrung/ Vertrautheit 
mit der Thematik“, „mittlere Erfahrung/ Vertrautheit mit der Thematik“ und „hohe 
Erfahrung/ Vertrautheit mit der Thematik“. 
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Daher, und aufgrund einer unerwartet hohen Anzahl der Befragten, die die Exe-
cutive Summary (vgl. 9.2) vorab gelesen hatten, wurde die Frage: „Wie  definie-
ren Sie die Begriffe E-Demokratie und E-Voting?“ nach den ersten durchgeführ-
ten Interviews, auch aufgrund der eher „schulmeisterlichen“ Art der Frage, von 
den Durchführenden der Studie aus dem Fragebogen gestrichen. Im Anhang ist 
der originale Fragebogen inklusive dieser Fragen abgebildet   (vgl. 9.1). 
5.4.2 Voraussetzungen der Einführung von E-Voting 
Die folgenden vier Blöcke des Fragebogens basieren auf den von Heppner, 
Prosser und Krimmer entwickelten vier Voraussetzungen für die Einführung von 
E-Voting auf der politischen Ebene eines Landes (vgl. Prosser, Krimmer 2004 
und Heppner 2004). Die Erläuterung des theoretischen Modells findet sich in 
Abschnitt 4.1.5 dieser Arbeit.  
Im Folgenden wird jeweils der Bezug zwischen dem angewandten Modell der 
vier Kategorien, das sich auf die nationale Ebene bezieht, und deren prakti-
schen Anwendung auf Ebene der Bundesländer und Gemeinden Österreichs in 
der Befragung hergestellt. In der Befragung wurde aufgrund der speziellen   
Situation auf Länder und Gemeinde Ebene teilweise auf detailliertere Aspekte 
eingegangen, als im Theoretischen Modell für die nationale Ebene in Abschnitt 
4.1.5 erläutert. 
5.4.2.1 Technische Voraussetzungen für E-Voting 
Innerhalb des Teils „Technische / Strukturelle Voraussetzungen in der Gemein-
de Verwaltung“, wurden der Entwicklungsstand der verschiedenen Technolo-
gien in den Ländern und Gemeinden abgefragt. Jede dieser Technologien ist 
für sich in der speziellen Situation auf Landes und Gemeindeebene Vorausset-
zung oder ein Schritt in die Richtung der Einführung der E-Voting Technologie 
für politische Wahlen bzw. der verschiedensten E-Demokratie-Anwendungen. 
„Ein CMS (Content-Management-System) (Redaktionssystem) unterstützt das 
Einfügen, Aktualisieren und Archivieren von Beiträgen in einem Repositorium 
sowie deren Aufbereitung und inhaltliche Zusammenstellung in einer kollabora-
tiven Weise“ (Hansen, Neumann 2001, S.452). Diese Art von Organisations-
software wird für die professionelle Erstellung und den Betrieb von Internetsei-
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ten verwendet und bietet die Basis für E-Demokratie Anwendungen, wie z.B. 
Mailing-Listen und Diskussionsforen. 
Mailing-Listen sind ein nahe liegendes Instrument zur Unterstützung sämtlicher 
E-Demokratie und E-Voting Anwendungen und dienen der direkten Information 
des Wählers über zum Beispiel die Wahl und deren Hintergründe an sich. So 
empfiehlt der Bericht des Schweizerischen Bundesrates zu Chancen, Risiken 
und Machbarkeit elektronischer Ausübung politischer Rechte, die Anwendung 
von Mailinglisten und weiterer Begleitmaßnahmen für die Einführung von Elekt-
ronischen Wahlen: „Ein Konzept, in dem der Vote électronique lediglich als klei-
ne technische Erweiterung des bisherigen Systems verstanden wird, müsste 
scheitern. Notwendig ist vielmehr die Einbettung in ein umfassendes Konzept 
von Begleitmaßnahmen vor allem auf Informationsebene: Die Bürgerinnen und 
Bürger müssen informiert werden und sich selbst über Themenportale, Anfra-
gemöglichkeiten oder Mailinglisten informieren können“ (admin.ch 2002). 
Diskussionsforen sind solche oben genannten Themenportale im erweiterten 
Sinne und eine wichtige Basisanwendung der elektronischen Demokratie, da 
die Diskussion als Teil des Meinungsbildungsprozesses direkt der eigentlichen 
Stimmabgabe vorausgeht. (Parycek, Seböck 2003) Wenn die Diskussion ange-
nommener maßen elektronisch geführt wird ist direkt elektronisch zu wählen 
sehr nahe liegend. 
Dieser technisch bezogene Teil der Fragen wurde nur den IT-Verantwortlichen 
der jeweiligen Gemeinde / des jeweiligen Landes gestellt. 
5.4.2.2 Politische Voraussetzungen für E-Voting 
Im Block des Fragebogens zu den politischen Voraussetzungen ist der zentrale 
Inhalt die Frage nach der Einstellung der politisch Verantwortlichen gegenüber 
der E-Voting Technologie. Die Motivation der politischen Ebene wurde vom  
Autor als zentrale Bedingung für die Einführung der E-Voting Technologie für 
politische Wahlen festgestellt (vgl. Heppner 2004 und 3.1). Weiter werden in 
diesem Teil des Fragebogens einige direkte Fragen zu bisherigen Aktivitäten 
und Voraussetzungen in der Gemeinde / dem Land in Bezug auf E-Voting    
gestellt. Dieser Teil der Fragen wurde nur den politisch Verantwortlichen der 
jeweiligen Gemeinde / des jeweiligen Landes gestellt. 
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Die erste Frage dieses Teils des Fragebogens bezieht sich auf eventuell bereits 
durchgeführte E-Partizipationsprojekte und schließt jegliche Art an E-Projekten 
zum Thema E-Bürgerbeteiligung ein, z.B. auch einfache Bürgerbefragungen zu 
baulichen Maßnahmen ohne den Einsatz der E-Voting Technologie, d.h. ohne 
sichere Authentifizierung und Stimmabgabe. (vgl. auch Definition                
E-Partizipation in Abschnitt 4.1.2) Als quasi nächst höhere Stufe (vgl. 4.1.4) 
wurde daraufhin nach durchgeführten E-Voting Projekten gefragt. 
In den folgenden Fragen wurde im Detail nach einer eventuell vorhandenen 
strategischen Planung gefragt. „Gibt es eine ausformulierte Strategie zur         
E-Demokratie Entwicklung der Gemeinde?“, „Gibt es eine Finanzplanung/ Bud-
getierung und eine Zeit- und Personalplanung zur E-Demokratie Entwicklung 
der Gemeinde?“. Die Antworten zu diesen detaillierten Fragen waren alle sehr 
allgemein und daher wurden diese in der Auswertung als Gruppe unter „Gibt es 
eine strategische Planung für die E-Demokratie Aktivitäten der Gemeinde / des 
Landes?“ zusammengefasst. 
Die im Teil zur strategischen Planung enthaltene Frage „Ist ausreichend   
Know-how für E-Demokratie vorhanden?“ wurde gesondert abgefragt und in der 
Befragung um den konkreten Aspekt, ob ausreichend Kapazitäten für die 
Durchführung von E-Voting Pilotprojekten vorhanden sind, erweitert. 
5.4.2.3 Rechtliche Voraussetzungen für E-Voting 
Da die Einführung von E-Voting für politische Wahlen bzw. die dazu notwendi-
gen rechtlichen Regelungen in Österreich noch nicht stattgefunden hat, bezieht 
sich der Interviewleitfaden hier nur auf Bürgerbefragungen. Für Bürgerbefra-
gungen können geringere rechtliche Barrieren angenommen werden. Diese 
können daher als erster Schritt zur Einführung der E-Voting Technologie auf 
politischer Ebene gesehen werden. (vgl.4.1.4) 
Es wurden drei Fragen zur rechtlichen Situation gestellt: „Sind                
E-Bürgerbefragungen rechtlich möglich?“, „Sind die vorhandenen rechtlichen 
Regelungen Ihrer Meinung nach ausreichend?“ (ohne die Frage nach dem 
Budget zu inkludieren) und „Wären Sie bereit E-Bürgerbefragungen als Pilotpro-
jekt ohne die notwendigen rechtlichen Regelungen durchzuführen?“. Das zu-
sammenfassende Ziel dieser Fragen ist es, das rechtliche Verständnis der Be-
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fragten bezüglich E-Bürgerbefragungen herauszufinden. Vor allem, ob             
E-Bürgerbefragungs-Piloten sofort (ohne vorherige rechtliche Änderungen) 
möglich sind und in welchen Gemeinden dies am sinnvollsten wäre. 
Dieser Teil der Fragen wurde nur den politisch Verantwortlichen der jeweiligen 
Gemeinde / des jeweiligen Landes gestellt. 
5.4.2.4 Gesellschaftliche Voraussetzungen für E-Voting 
Die gesellschaftlichen Voraussetzungen beziehen sich hier zentral auf die tech-
nischen Basis-Voraussetzungen in der Gesellschaft sowie auf die von Heppner 
ursprünglich definierte (hier: von den befragten Verantwortlichen angenommen) 
Einstellung der Bürger ihrer Gemeinde / ihres Landes zum Thema E-Voting 
(vgl. Heppner 2004 und 4.1.5) (für die weiterführende Diskussion   siehe auch 
Prosser und Krimmer 2004). 
Wichtig für die Einführung von E-Voting ist einerseits die Internetdurchdringung 
in der Gemeinde / dem Land, aber auch die Verfügbarkeit von Breitband-
internet. (vgl. 4.1.5) In dieser Studie dienten diese Fragen außerdem als    Kont-
rollfragen, ob und inwiefern die Befragten sich mit der Thematik Internet etc. 
auseinandergesetzt haben und ob ihre Einschätzung zur Frage der Verfügbar-
keit in ihrer Gemeinde / in ihrem Land realistisch ist. 
Die Bürgerkarte ist als sichere technische Lösung für die Identifikation bei elekt-
ronischen Wahlen in Kombination mit der digitalen Signatur wichtig. (vgl. 4.1.5) 
Daher wurde hier der Status der Einführung in Österreich sowie die Einschät-
zung der Befragten zur zukünftigen Entwicklung / Verbreitung der Bürgerkarte 
in 5 Jahren abgefragt. Bei der möglichen Einbindung der E-Voting Technologie 
in die Verwaltung ist eine weitere Grundlage bzw. ein Parameter, der den bishe-
rigen Entwicklungsstand der elektronischen Verwaltung in der Gemeinde / dem 
Land speziell in Österreich angibt, die Einführung bzw. Umsetzung der elektro-
nischen Akte (ELAK). (vgl. Plattform Digitales Österreich 2009) Daher wurde 
hier explizit nach dem Stand der Umsetzung der elektronischen Akte gefragt. 
Die Frage, ob Schulungsangebote direkt von der Gemeinde / dem Land zur 
Verfügung gestellt werden, lässt einerseits Rückschlüsse auf die eventuelle 
E-Demokratie und E-Voting in Österreich Seite 66 
„Computer-Bildung“ der Bürger zu, aber insbesondere auch auf die Einstellung 
und den Fortschritt der Gemeinde zum Thema „IT und Bürger“. 
Der wohl wichtigste Teil des Blocks zu den gesellschaftlichen Voraussetzungen 
für die Einführung von E-Voting wird hier zuletzt ausgewertet und erfasst: Die 
jeweilige Einschätzung zum E-Voting Potential in der Gemeinde / dem Land. Er 
beschäftigt sich mit der getroffenen Einschätzung durch die befragten Verant-
wortlichen bezüglich der Affinität der Bürger zu E-Demokratie und deren       
Interesse an der Einführung der E-Voting Technologie. Um einen allgemeinen 
Überblick zu bekommen wurden hier sowohl die politisch als auch die IT-
Verantwortlichen befragt und die beiden Gruppen auf Unterschiede hin unter-
sucht. Zusätzlich zu den Fragen nach dem Bedarf an E-Bürgerbefragungen und 
E-Voting wurde in der Auswertung noch auf den Bedarf an E-Diskussion 
(vgl.4.1.4 zweite Stufe nach Moon) eingegangen. Die Einschätzung der befrag-
ten Verantwortlichen hierzu ließ sich aus den Antworten zu anderen Fragen 
(insbesondere den Antworten zur Thematik eventuell bestehender Diskussions-
foren auf der Homepage) (siehe oben) ableiten. 
Die Frage nach den eventuellen E-Voting Potentialen für ansonsten durchge-
führte Bürgerbeteiligungs-Prozesse wurde aus der Auswertung herausgenom-
men, da kaum Antworten auf die Frage gegeben wurden. (vgl. Interviewleitfa-
den im Anhang 9.1) 
5.4.2.5 E-Voting: Bedarf und Situation 
Die erste Frage dieses Blocks zielt darauf ab die Einsatzhäufigkeit der direkt-
demokratischen Instrumente (vgl. 4.1.1) abzufragen: „Wie häufig führen Sie 
Bürgerbefragungen, Bürgerinitiativen, Abstimmungen und Wahlen durch?“ Die 
hier gemachten Angaben können einerseits als direktes Potential für den     
Einsatz der E-Voting Technologie gesehen werden (vgl. 4.1.4), andererseits 
auch als eventuelles Potential für eine Ausweitung der direkten demokratischen 
Beteiligung durch die Bürger mittels des Einsatzes der E-Voting Technologie. 
(vgl. 4.4) 
Die nächsten beiden Fragen stellen direkt die Frage nach dem geschätzten Be-
darf in der Gemeinde: „Sehen Sie einen konkreten Bedarf in Ihrer Gemeinde 
Bürgerbefragungen auf elektronischem Weg durchzuführen bzw. finden sie die 
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Einführung von E-Voting eine für Ihre Gemeinde wünschenswerte Sache?“ und: 
„Hätten Sie mit Ihrer Gemeinde Interesse daran, an einem eventuellen E-Voting 
Pilotprojekt teilzunehmen?“ 
Die letzte Frage dieses Blocks zur Einschätzung der verschiedenen möglichen 
Endgeräte / Technologien (Kiosk, Handy, digitales Telefon und Internet) für die 
Durchführung von E-Voting wird im nächsten Kapitel getrennt behandelt, da die 
Ergebnisse zu dieser Frage überraschend umfang- und aufschlussreich waren. 
5.4.2.6 Bewertung der möglichen Endgeräte 
Die letzte Frage aus dem vorherigen Teilbereich: „Welche der vier Formen von 
E-Voting: Handy/Mobilfunkgerät, digitales Festnetz-Telefon, Kiosk oder Internet 
finden Sie für E-Bürgerbeteiligung ideal und warum?“, wird hier extra ausgewer-
tet, da die Ergebnisse zu dieser Frage überraschend umfang- und aufschluss-
reich sind. Als Endgeräte wurden hier die bereits in rechtlich verbindlichen   Re-
gionalwahlen in Großbritannien eingesetzten verwendet (vgl. The Electoral 
Commission UK 2003). Die E-Voting Technologien sind in Abschnitt 4.1.3 näher 
beschreiben. 
Die E-Voting Technologie „Wahlmaschine“ wurde ursprünglich nicht in den  
Fragebogen aufgenommen, da es ausschließlich um Formen von E-Voting 
ging, die nicht an ein Wahllokal oder Amt gebunden sind, also Remote Voting 
by Electronic Means (RVEM) (vlg. 4.1.3). Dennoch gab es in mehr als der   
Hälfte der Fälle direkte bzw. unmittelbar interpretierbare Antworten zu dieser 
Form von E-Voting. Daher wurde die Wahlmaschine nachträglich in die Studie 
aufgenommen und in der Auswertung behandelt. 
Ebenfalls zusätzlich zum Interviewleitfaden (vgl. 9.1) wurden bei der Bewertung 
der vier Formen von E-Voting die durch die Befragten zur Beurteilung herange-
zogenen Kriterien erfasst. Dabei stellten sich „Sicherheit“, „Benutzerfreundlich-
keit“ und „Verbreitung“ als die immer verwendeten Kriterien heraus. 
5.4.2.7 SWOT-Analyse der E-Voting Technologie 
Die Einschätzung der Befragten zur E-Voting Technologie für den Einsatz bei 
den direktdemokratischen Instrumenten wurde anhand einer SWOT-Analyse 
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erfasst und ausgewertet. Die Methodik der SWOT-Analyse, sowie die Anwen-
dung auf die Einführung von E-Voting sind in Abschnitt 5.1.2 im Detail darge-
stellt. Die grundlegenden Kategorien der Analyse wurden aus der aktuellen Dis-
kussion über mögliche Vor- und Nachteilen der Einführung der E-Voting Tech-
nologie in Abschnitt 4.4 hergeleitet. Dieser Abschnitt bezieht sich daher rein auf 
den Aufbau des Fragebogens bzw. der Anwendung der SWOT-Analyse in der 
durchgeführten Erhebung. 
In den beiden Blöcken des Fragebogens zu „Stärken und Schwächen“ und 
„Chancen und Risiken“ wurden jeweils drei detaillierte Fragen gestellt. Diese 
beziehen sich auf die meist diskutierten Pros und Contras zum Thema E-
Voting. Jeder der beiden Blöcke wurde mit einer vierten abschließenden Frage 
versehen, die konkret nach der Einschätzung der „Stärken und Schwächen“ 
bzw. der „Chancen und Risiken“ der E-Voting Technologie fragt. Diese Fragen 
dienten jeweils als „Kontrollfragen“ um die Genauigkeit der gegebenen Antwor-
ten in den ersten drei Fragen sowie deren Gewichtung in der jeweiligen Ge-
samteinstellung zu überprüfen. 
Im Folgenden sind jeweils die drei detaillierten Fragen aus den beiden Blöcken 
„Stärken und Schwächen’“ und „Chancen und Risiken“ aus der allgemeinen 
Diskussion (vgl. 4.4) zum Thema E-Voting erläutert. 
Eine ganz zentrale Frage zum Thema „Stärken und Schwächen“ der E-Voting 
Technologie ist die erste Frage aus diesem Block: „Glauben Sie, dass die Ein-
führung von E-Voting für die Bürger eher eine Verschlechterung oder eine Ver-
besserung darstellt?“ (Anm.d.Verf. Die Frage wurde nachträglich mündlich in 
Bezug auf die Bürger konkretisiert und ist nicht eins zu eins im Fragbogen zu 
finden). 
Eine zweite viel diskutierte Frage des „Stärken und Schwächen“ Blocks behan-
delt das Thema Verbesserung/Verschlechterung aus Sicht der Verwaltung und 
stellt die Frage, ob die Einführung der E-Voting Technologie bei politischen 
Wahlen für die Verwaltung eine Erleichterung oder eine Erschwerung bzw. we-
niger oder mehr Aufwand bedeutet. 
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Die dritte Frage im ersten Block behandelt das immer wieder diskutierte Thema 
„Kosten“. Werden durch die Einführung der E-Voting Technologie die Kosten 
der politischen Wahlen bzw. der anderen Bürgerbeteiligungs-Instrumente lang-
fristig sinken oder eher steigen? 
Die erste Frage im zweiten Block „Chancen und Risiken“ hinterfragt die mögli-
che Chance einer häufigeren Verwendung der direktdemokratischen Instrumen-
te durch die politisch Verantwortlichen, aufgrund der möglichen Vereinfachung 
durch den Einsatz der E-Voting Technologie. 
Die zweite Frage im zweiten Block behandelt eines der am häufigsten als 
Chance für E-Voting herangezogenen Themen: die Wahlbeteiligung. „Ist die 
Beteiligung der Bürger an den einzelnen direktdemokratischen Instrumenten 
durch den Einsatz der E-Voting Technologie zu erhöhen oder wird diese sogar 
langfristig fallen?“ 
Die dritte und letzte Frage des zweiten Blocks stellt eine direkt mit der vorheri-
gen Frage zur Wahlbeteiligung verbundene und vieldiskutierte Frage: „Würden 
die direktdemokratischen Instrumente durch den Einsatz von E-Voting in den 
Augen der Bürger auf- oder abgewertet werden?“ 
Obige Fragen basieren ausnahmslos auf der Analyse der aktuellen Diskussion 
zu den möglichen Vor- bzw. Nachteilen von E-Voting in Abschnitt 4.4.  
Nachdem in diesem Kapitel die theoretischen Grundlagen, der Erhebungsum-
fang, die Auswertung der Daten sowie der Aufbau des für die Durchführung der 
Studie verwendeten Interviewleitfadens erläutert wurden, sind im nächsten   
Kapitel die Ergebnisse der empirischen Studie dargestellt und erläutert. 
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6 Ergebnisse der Erhebung 
In diesem Kapitel werden die Ergebnisse der Befragung, die anhand der Inten-
sivinterviews mit dem zuvor erarbeiteten und in vorherigem Kapitel erläuterten 
Interviewleitfaden gewonnen wurden, erläutert. Der Interviewleitfaden findet 
sich im Original auch im Anhang dieser Arbeit. (vgl. 9.1) Dabei wird im ersten 
Abschnitt zuerst das allgemeine Bild des Standes von E-Demokratie und         
E-Voting in Österreich aus Sicht der politisch Verantwortlichen und der IT-Leiter 
dargestellt. Im zweiten Abschnitt dieses Kapitels werden die Ergebnisse mit der 
in der „Wiener Studie“ erhobenen Meinung der Bürger verglichen. (vgl.            
E-Voting.at 2009) Die Ergebnisse wurden vom Autor 2006 veröffentlicht. Diese 
Publikation ist Grundlage dieses Kapitels, wird aber nicht laufend einzeln refe-
renziert. (vgl. Prosser, Heppner 2006) Im dritten Abschnitt dieses Kapitels   
werden die speziellen Ergebnisse in Bezug auf die Unterschiede zwischen den 
Ländern und Gemeinden beleuchtet und die Hypothesen dieser Arbeit (vgl. 3.2) 
überprüft. 
6.1 Stand von E-Demokratie und E-Voting aus 
Sicht der Politiker und IT-Leiter 
6.1.1 Einordnung der Befragten 
Bei der Frage bezüglich der Vertrautheit mit der Thematik konnten überra-
schender Weise von 65 Befragten rund ein Drittel (22 Befragte was 33,8 % ent-
spricht) der Gruppe „viel oder sehr viel Erfahrung mit E-Demokratie“ zugeordnet 
werden. 
Aufgrund der Antworten ergab sich das Bild, dass etwa die Hälfte der Befragten 
keine oder wenig Erfahrung mit der Thematik E-Demokratie hat, etwa ein Drittel 
der Befragten hat hingegen viel oder sehr viel Erfahrung mit der Thematik        
E-Demokratie. Eine Übersicht über die Ergebnisse dieser Frage bietet folgende 
Tabelle: 
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Vertrautheit mit der Thematik E-Demokratie 
 
  Frequency Percent Valid Percent 
Cumulative Per-
cent 
Valid sehr wenig 19 28,4 29,2 29,2
Wenig 14 20,9 21,5 50,8
Mittel 10 14,9 15,4 66,2
Viel 13 19,4 20,0 86,2
sehr viel 9 13,4 13,8 100,0
Total 65 97,0 100,0  
Missing System 2 3,0    
Total 67 100,0    
Tabelle 6: Vertrautheit mit der Thematik E-Demokratie - Befragte gesamt 
Während der Interviews stellte sich heraus, dass die meiste Erfahrung mit der 
Thematik aus Aktivitäten beim Städtebund herrührt. Einige Befragte hatten zum 
Beispiel schon Vorträge von Reinhard Posch (Technische Universität Graz) 
oder Prof. Prosser (Wirtschaftsuniversität Wien) gehört. 
Die Frage, ob es einen Zusammenhang zwischen der Position (politisch Ver-
antwortlicher oder IT-Verantwortlicher) und dem Grad der Vertrautheit mit der 
Thematik E-Demokratie gibt, ist eindeutig mit ja zu beantworten. Es besteht ein 
signifikanter Zusammenhang zwischen beiden Parametern. IT-Verantwortliche 
haben deutlich mehr Erfahrung mit der Thematik als die politisch Verantwortli-
chen. Daraus lässt sich der Schluss ziehen, dass es sich bei E-Demokratie und 
E-Voting immer noch vorwiegend um ein technisches Thema handelt, aber die-
ses bei den politisch Verantwortlichen inzwischen durchaus präsent ist. 
6.1.2 Voraussetzungen für die Einführung von E-
Voting 
Der Gliederung des Interviewleitfadens folgend (vgl. 5.4) beginnt dieser Ab-
schnitt mit den Ergebnissen der Fragen zu den technischen bzw. strukturellen 
Voraussetzungen für E-Voting. 
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6.1.2.1 Technische bzw. strukturelle Voraussetzungen 
Eine Webseite haben alle befragten Länder und Gemeinden. Eine aktuelle Be-
fragung der Gemeinden durch den Österreichischen Gemeindebund bestätigt 
dieses Ergebniss. So haben laut Hochrechnung von 2.357 österreichischen 
Gemeinden 2.187 Gemeinden (93 %) eine eigene Webseite. Bis Ende 2009 
werden 2.283 Gemeinden (96,8 %) über einen eigenständigen Internetauftritt 
verfügen. (vgl. Donau-Universität Krems 2009b) Daraus lässt sich schließen, 
dass diejenigen Gemeinden die noch keine Webseite haben zu den kleineren 
Gemeinden Österreichs gehören. In folgender Grafik ist die Entwicklung der 
Verbreitung von Webseiten bei den österreichischen Gemeinden dargestellt. 
 
Abbildung 13: Anzahl Internetseiten der Gemeinden Österreichs (Quelle: Donau-Universität 
Krems 2009b) 
Die Frage, ob die Webseite mittels eines CMS (Content-Management-System) 
befüllt und gewartet wird, beantwortete die überwiegende Mehrheit der befrag-
ten IT-Verantwortlichen mit ja (68,8%). Weitere 6,3% gaben an, mit den Vorbe-
reitungen für die Einführung eines CMS beschäftigt zu sein. Hingegen gaben 
nur 18,8% an, Ihre Webseite nicht mittels eines CMS zu betreiben. 
Trotz der technischen Voraussetzungen durch das Vorhandensein eines CMS 
gaben nur 28,1% der Befragten an, im Rahmen Ihrer Homepage Diskussionsfo-
ren für Ihre Bürger zu betreiben und nur weitere 3,1 %, dass ein solches Ange-
bot in Vorbereitung sei. Die überwiegende Mehrheit (65,6%) gaben an, keine 
Diskussionsforen zu betreiben und auch keine solchen zu planen oder in nächs-
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ter Zeit in Betrieb zu nehmen. Bemerkenswert ist, dass einige der                
befragten Länder / der befragten Gemeinden den bereits begonnenen oder ge-
testeten Betrieb von Diskussionsforen wieder eingestellt haben. Als Gründe 
hierfür wurden unter anderen zu wenig Resonanz, aber auch zu hoher         
administrativer Aufwand, insbesondere mit der Kontrolle der Inhalte in Bezug 
auf Sittlichkeit und Niveau, genannt. 
Auf die Frage, ob es in der Gemeinde / dem Land Mailing-Listen gibt, um über 
diese die Bürger zu informieren, antworteten 37,5% mit ja und weitere 15,6% 
gaben an, Mailing-Listen in Vorbereitung zu haben. 46,9 % gaben an, keine 
Mailing-Listen zu betreiben bzw. auch deren Einführung nicht vorzubereiten. 
Auf die Frage nach der für die Verwaltung verwendeten Software gaben 58,1% 
an, eine integrierte Lösung für die gesamte Verwaltung in Betrieb zu haben. Die 
anderen 41,9% hingegen arbeiten mit einer Kombination aus vielen verschiede-
nen Softwarepaketen. Als verwendete integrierte Software-Lösungen wurden 
meist ÖKOM, KIM oder RIS genannt. Das Bundesland Vorarlberg betreibt ein 
eigenes System. 
Bei den für die Einführung von E-Demokratiesystemen grundlegenden Techno-
logien, Bürgerkarte und digitale Signatur – bzw. im Falle der Einbindung in Ver-
waltungsverfahren auch die elektronische Akte (ELAK) - wurde überraschend 
häufig angegeben, dass diese bereits eingeführt sind. 68,8% gaben an, die 
elektronische Akte bereits eingeführt zu haben, 32,3% gaben jeweils an, bereits 
mit der digitalen Signatur zu arbeiten und die Bürgerkarte bereits eingeführt zu 
haben.  
Diese Zahlen sind aber mit Vorsicht zu sehen, da es nur einige wenige wirkliche 
„Innovatoren“ mit bereits hohen Einsatzraten der drei Technologien gibt. Viele 
der mit „ja“ Antwortenden vermerkten, dass nur ein sehr geringer Teil ihrer Ver-
waltung bereits auf den elektronischen Akt (ELAK) umgestellt ist bzw. nur sehr 
wenige Amtsgeschäfte durch die Bürger mittels digitaler Signatur und Bürger-
karte durchgeführt werden können. 
Der überwiegende Teil der restlichen Befragten gab an, mit der Vorbereitung für 
die Einführung der Technologien beschäftigt zu sein. 12,5% gaben an, den 
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ELAK in Vorbereitung zu haben, 61,3% sind bereits mit den Vorbereitungen für 
die Einführung der digitalen Signatur befasst und Hand in Hand ebenfalls 61,3% 
mit der Einführung der Bürgerkarte. 
Der Teil der Befragten, die diese Technologien weder eingeführt noch diese in 
Vorbereitung haben ist überraschend gering. So gaben 18,8% der Befragten an 
den elektronischen Akt (ELAK) noch nicht eingeführt zu haben, 6,5% gaben 
dies für die digitale Signatur an, und 6,5% für die Bürgerkarte. 
Aus den Gesprächen konnte bezüglich der digitalen Signatur und der Bürger-
karte als deutlicher Tenor herausgehört werden, dass es an einheitlichen      
Lösungen mangelt und daher viele der Verantwortlichen sich in einer Art War-
teposition befinden, um auf Impulse bzw. Standards für die Einführung der 
Technologien zu warten. Außerdem wurden als Hindernis für die Einführung die 
hohen Kosten und die unklare Verteilung dieser, auf die verschiedenen An-
spruchsgruppen (insbesondere Land/Gemeinde, Bund und Bürger) genannt. 
Ebenfalls auffällig war, dass einige der erfolgreichsten elektronischen Bürger-
dienste, wie z.B. M-Parking oder der Familienpass, an der Bürgerkarte vorbei 
entwickelt und implementiert wurden. Der Familienpass wurde von den  IT-
Leitern dreier Bundesländer sogar als Gradmesser für die Interaktion mit der 
Verwaltung gesehen. 
Klare Aussagen wurden auch in Bezug auf die notwendigen Voraussetzungen 
für eine erfolgreiche Umsetzung der Bürgerkarte und der digitalen Signatur ge-
troffen. Innerhalb der Aussagen wurden fast immer folgende vier Vorausset-
zungen genannt: 
 Die Bürgerkarte muss universell einsetzbar sein, d.h. für alle Behörden-
dienste, da der einzelne Bürger zu wenige Behördengänge im Jahr tätigt 
um sonst die elektronische Durchführung als eine wirkliche Verbesserung 
wahrzunehmen. 
 Die weite Verbreitung der Bürgerkarte kann nur über Services aus dem 
privatwirtschaftlichen Bereich erfolgen, da die Interaktionshäufigkeit mit 
der öffentlichen Verwaltung zu gering dafür ist. 
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 Als weitere wichtige Voraussetzung wurde die unbedingte Kostenfreiheit 
für den Bürger genannt. 
 Als vierte Voraussetzung für eine erfolgreiche Einführung der digitalen 
Signatur und der Bürgerkarte wurde die möglichst einfache technische 
Bedienbarkeit / Benutzerfreundlichkeit genannt. 
Nachdem die Ergebnisse des Interview-Teils „Technische / strukturelle Voraus-
setzungen“ erläutert wurden, wird im nächsten Abschnitt auf die Ergebnisse der 
Befragung zu den „Politischen Voraussetzungen“ eingegangen. 
6.1.2.2 Politische Voraussetzungen und Strategie 
Der Teil des Fragebogens bezüglich der politischen Voraussetzungen bzw. der 
Strategie der Gemeinde / des Landes ergab einige erwartete Ergebnisse. 
Wie in folgender Auswertung ersichtlich, hat nur ein sehr kleiner Teil der Befrag-
ten Gemeinden bereits E-Partizipationsprojekte durchgeführt. 
 
Haben Sie bereits E-Partizipationsprojekte durchgeführt? 
 
  Frequency Percent Valid Percent 
Cumulative 
Percent 
Valid nein 48 71,6 80,0 80,0
ja 11 16,4 18,3 98,3
keine Angabe 1 1,5 1,7 100,0
Total 60 89,6 100,0  
Missing System 7 10,4    
Total 67 100,0    
Tabelle 7: Durchgeführte E-Partizipationsprojekte 
So gaben 80% der Befragten an, noch keine derartigen Projekte durchgeführt 
zu haben und nur 18,3 %, dass bereits ein oder mehrere E-Partizipations-
projekte bei ihnen in der Gemeinde / im Land durchgeführt wurden. 
Wie zu erwarten war, gab ein noch kleinerer Teil der Befragten an, bereits       
E-Voting Projekte durchgeführt zu haben (6,8%) und, wie in folgender Tabelle 
ersichtlich ist, bemerkenswerte 91,5%, dass bisher keinerlei E-Voting Projekte 
durchgeführt wurden. Folgende Tabelle zeigt die Ergebnisse aufgrund der   
Frage: „Haben Sie E-Voting Projekte durchgeführt?“ 
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Haben Sie E-Voting Projekte durchgeführt? 
 
  Frequency Percent Valid Percent 
Cumulative Per-
cent 
Valid nein 54 80,6 91,5 91,5
ja 4 6,0 6,8 98,3
keine Angabe 1 1,5 1,7 100,0
Total 59 88,1 100,0  
Missing System 8 11,9    
Total 67 100,0    
Tabelle 8: Durchgeführte E-Voting Projekte 
Von den relativ wenigen Gemeinden / Ländern, die bereits E-Partizipations- 
oder E-Voting Projekte durchgeführt haben, gab der überwiegende Teil der  
Befragten, wie in unten stehender Tabelle ersichtlich, aber an, gute Erfahrun-
gen mit den von Ihnen durchgeführten Projekten gemacht zu haben. „Eher gut“ 
und „gut“ gaben 84,6 % der Befragten an. 
 
Welche Erfahrung haben Sie mit den durchgeführten Projekten? 
 
  Frequency Percent Valid Percent 
Cumulative Per-
cent 
Valid eher schlecht 1 1,5 7,7 7,7
mittel 1 1,5 7,7 15,4
eher gut 9 13,4 69,2 84,6
gut 2 3,0 15,4 100,0
Total 13 19,4 100,0  
Missing System 54 80,6    
Total 67 100,0    
Tabelle 9: Erfahrung mit durchgeführten Projekten 
Auf die Frage, ob es eine strategische Planung für die E-Demokratie Aktivitäten 
der Gemeinde / des Landes gibt, antworteten 93,8% mit nein und nur 3,1% ga-
ben an, eine teilweise Planung zum Thema zu haben. Es sind also kaum lang-
fristige Pläne oder Strategien vorhanden. 
Bei der Frage, ob die personellen Kapazitäten und das Know-how zur Durch-
führung von E-Voting Pilotprojekten bereits in der Verwaltung der Gemeinde / 
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des Landes ausreichend vorhanden ist, ergibt sich eine eindeutige Zweiteilung 
in „nicht ausreichend“ und „ausreichend“. So gab genau die Hälfte der Befrag-
ten an, dass nicht ausreichend Ressourcen und Know-how vorhanden bzw., 
dass die Situation eher unklar sei. In der anderen Hälfte gaben 39,1% an, es 
seien genügend Ressourcen und Know-how „im Haus“ vorhanden und die rest-
lichen 10,9%, dass diese zumindest teilweise vorhanden seien. 
Im folgenden Abschnitt werden die Ergebnisse der rechtlichen Voraus-
setzungen aus der Befragung erläutert. 
6.1.2.3 Rechtliche Voraussetzungen 
Bei den Fragen zu den rechtlichen Voraussetzungen für E-Bürgerbefragungen, 
eine angenommene erste Stufe bei der Einführung von E-Voting für politische 
Wahlen (vgl. 4.1.4), gab bemerkenswerter Weise ein Drittel der Befragten an, 
dass sie die Durchführung von E-Bürgerbefragungen für rechtlich möglich, aber 
nur 6%, dass sie die rechtlichen Regelungen für ausreichend halten. Dies weist 
auf einen eindeutigen Handlungsbedarf der Politik in den übergeordneten    
Gebietskörperschaften hin. 
Ohne, dass in dieser Frage auf das Budget eingegangen wurde, sind zwei   
Drittel der befragten politischen Verantwortlichen bereit, ohne ausreichende 
Rechtsnormen Pilotprojekte im Bereich E-Bürgerbefragungen zu starten. Die 
Argumentation hierbei war, dass auch ohne vorhandene rechtliche Regelungen 
informelle Bürgerbefragungen durchgeführt werden können, da eine rechtliche 
Verbindlichkeit nicht gegeben wäre und daher auch keine rechtlichen Probleme 
bzw. Klagen von Seiten der Bürger zu erwarten wären. Diese Aussagen bestä-
tigen die Annahme, der Stufenweisen Einführung von E-Voting in Abschnitt 
4.1.4. . 
Nachdem die Ergebnisse der Befragung von drei der vier Kategorien der Vor-
aussetzungen für die Einführung von E-Voting (vgl. 4.1.5), nämlich die techni-
schen, politischen und rechtlichen Voraussetzungen, dargestellt wurden, be-
fasst sich der folgende Abschnitt mit den Ergebnissen der vierten Kategorie – 
den gesellschaftlichen Voraussetzungen für eine mögliche Einführung von      
E-Voting. 
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6.1.2.4 Gesellschaftliche Voraussetzungen 
Die Durchdringung der notwendigen Basis-Technologien für die Einführung von 
E-Voting wird vom Großteil der Befragten sehr realistisch eingeschätzt. 
So bewegen sich bei der Einschätzung der Internetdurchdringung die meisten 
Antworten um den Wert des österreichischen Internet Monitors 2005. 53% der 
Befragten gaben an, dass sie die Internetdurchdringung in den Haushalten ihrer 
Gemeinde auf 50% oder höher einschätzen. Laut dem Internet Monitor hatten 
im Jahr 2005 59 % aller Bürger von zu Hause aus Zugang zum Internet. Weiter 
schätzen 71,7% der Befragten die generelle Internetverfügbarkeit Ihrer Bürger 
auf 60% oder höher. Nach Erhebung des Internet Monitors hatten im Jahr 2005 
zwei von drei Österreichern eine Zugangsmöglichkeit zum Internet. Die Inter-
netpenetration wird mit 66 % angegeben, damit hatten 4,45 Millionen            
Österreicher ab 14 Jahren grundsätzlich Zugang zum Internet. Die aktuellen 
Daten sind weiter gestiegen, entsprechen im Wesentlichen aber jenen von 2005 
und sind unter www.mediareasearch.orf.at (2009) einzusehen (vgl. auch 4.2). 
Die sehr gut die Realität treffenden Antworten der Befragten zum Thema Inter-
netdurchdringung sind durchaus als Bestätigung der Validität der hier durchge-
führten Befragung zu betrachten und zeigen, dass sich der Großteil der Befrag-
ten mit der Thematik Internet bereits auseinandergesetzt hat. 
Für die Bürgerkartendurchdringung wird heute eindeutig noch so gut wie keine 
Verbreitung angegeben. Wie in folgender Grafik ersichtlich, liegt der Modalwert 
(16 Befragte oder 40%) für die Schätzung der Durchdringung in 5 Jahren     
hingegen bei 50-70%. 
























Abbildung 14: Einschätzung der Bürgerkartendurchdringung in 5 Jahren (eigene Darstellung) 
Allerdings glaubt auch ein „desillusionierter“ Teil der Befragten von immerhin 
20%, dass die Bürgerkarte auch in 5 Jahren eine Durchdringung von 10% nicht 
überschreiten wird. 
Internetschulungen werden nur von einem geringen Teil der (9,8%) befragten 
Gemeinden und Länder direkt angeboten. Immerhin 32,8% gaben an, Schulun-
gen über vorgelagerte Organisationen anzubieten. Am häufigsten genannt  
wurde hier die Volkshochschule (VHS) und das Wifi der Wirtschaftskammer. 
57,4% gaben an, keinerlei Internetschulungen anzubieten. Obwohl wahrschein-
lich hier einige ihre über vorgelagerte Organisationen angebotenen Schulungen 
nicht genannt haben, scheint doch teilweise noch ein geringes Angebot bzw. 
eine geringe direkte Förderung der Internetnutzung durch Schulungen zu     
bestehen. 
Nachdem die Ergebnisse der vier Kategorien der Voraussetzungen für die   Ein-
führung von E-Voting im Detail erläutert wurden, werden im folgenden Abschnitt 
der Bedarf und die Situation von E-Voting gesondert behandelt. 
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6.1.3 E-Voting: Bedarf und Situation 
Die Ist-Situation bei der realen Nutzung der direktdemokratischen Instrumente 
(unabhängig von der elektronischen Durchführung), die wie in Abschnitt 4.1.4 
erläutert, dass Nutzungspotential für die E-Voting Technologien ergibt, stellt 

















regelmäßig 4 6,9 6 10,3  -   -  56 83,6 
häufig 5 8,6 12 20,7  -   -   -   -  
gelegentlich  -   -  3 5,2  -   -   -   -  
kaum 37 55,2 33 56,9 14 24,1  -   -  
nie 12 17,9 4 6,9 44 75,9 2 3,0 
Tabelle 10: Reale Häufigkeit der Durchführung der direktdemokratischen Instrumente 
15% der befragten Länder / Gemeinden führen häufig bis regelmäßig Bürgerbe-
fragungen durch, wobei häufig als zwei bis dreimal im Jahr zu verstehen ist. Die 
anderen 85% der Länder und Gemeinden führen kaum bis nie Bürgerbefragun-
gen durch. Die Begründung der politisch Verantwortlichen hierfür war, dass sie 
selbst sich sehr nahe am Bürger bewegen und vielfach Entscheidungen über 
„Bürgerstammtische“ oder „Diskussionsrunden“ (z.B. im betroffenen Bezirk ei-
ner Umbaumaßnahme) im Voraus abklären. 
In knapp einem Drittel der Gemeinden (31%) gibt es zumindest „häufig“ Bürger-
initiativen. Aber auch hier wird meist durch die politisch Verantwortlichen ver-
sucht, die Fragen im Vorfeld zur allgemeinen Zufriedenheit zu klären. Direkte 
Abstimmungen werden hingegen selten bis nie durchgeführt. 
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Die der Vollständigkeit halber gestellte Frage nach der Häufigkeit der Durchfüh-
rung von Wahlen, ergab die eindeutige Antwort „regelmäßig“ nahezu aller Be-
fragten, was auf eine insgesamt durchaus aufmerksame Beantwortung der Fra-
gen schließen lässt, da natürlich Wahlen in Ländern und Gemeinden in regel-
mäßigen Wahlperioden abgehalten werden. 
69,5 % der Befragten sehen einen Bedarf darin, Bürgerbefragungen elektro-
nisch durchzuführen, nur 27,1 % sehen keinen Bedarf. 3,4 % gaben keine Ant-
wort zu dieser Thematik. Die Auswertung, ob von den IT-Verantwortlichen oder 
den politisch Verantwortlichen der Bedarf nach E-Befragungen unterschiedlich 
gesehen wird, ergab keine signifikante Abweichung zwischen IT- und politisch 
Verantwortlichen. 
Die Antworten zu der Frage nach der Bereitschaft bzw. dem Interesse an der 
Teilnahme an E-Voting Pilotprojekten wurde aufgrund sehr interessanter Unter-
schiede zwischen Politikern und IT- Verantwortlichen getrennt ausgewertet. 
90% der politisch Verantwortlichen können sich die Teilnahme an einem          
E-Voting Pilotprojekt vorstellen, hingegen nur 70% der IT-Verantwortlichen. In 
erstaunlichen 15% der Fälle würde der politisch Verantwortliche gerne an even-
tuellen E-Voting Pilotprojekten teilnehmen, der IT-Verantwortliche hingegen 
nicht. Der politische Wille scheint also durchaus vorhanden zu sein, die techni-
schen Bedenken überwiegen aber teilweise. 
52% der politisch Verantwortlichen würden ohne Budget bereit zu stellen an 
einem E-Voting Pilotprojekt teilnehmen, weitere 38% würden daran teilnehmen 
und, teilweise bedingt, eigenes Budget bereitstellen. Nur 10% der befragten 
politisch Verantwortlichen können sich hingegen eine Teilnahme an einem       
E-Voting Piloten dezidiert nicht vorstellen. 
Auf Basis der Ergebnisse des Bedarfs für E-Voting wurden im Interview-
leitfaden in der Folge die möglichen Endgeräte für E-Voting abgefragt. (vgl. 
4.1.3) Die Ergebnisse dieses Fragenblocks sind im nächsten Abschnitt erläu-
tert. 
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6.1.4 Bewertung der möglichen Endgeräte 
Bei der Frage nach den möglichen Endgeräten ergab sich ein eindeutiges    
Votum für das Internet. 97% der Befragten gaben der Technologie Internet die 
Note „ideal“ oder „gut“ und nur 3% lehnen das Internet als Medium für E-Voting 
mit der Bewertung „nicht gut“ ab. Den zweiten Platz unter den vorgegebenen 
Endgeräten erhielt das Handy/Mobiltelefon. Immerhin 66% der Befragten be-
werteten das Handy/Mobiltelefon mit „ideal“ oder „gut“. Die restlichen drei End-
geräte bekamen unter 50% Zustimmung. Immerhin noch 41% der Befragten 
befürworteten Wahlmaschinen mit der Bewertung „ideal“ oder „gut“. Nur 39% 
gaben dem Endgerät „digitales Telefon“ die Noten „ideal“ oder „gut“ und der 
„Kiosk“ an öffentlich zugänglichen Plätzen bekam nur 32% Zustimmung mit der 
Bewertung „ideal“ oder „gut“. In der Folge zeigt jeweils eine Tabelle pro Endge-
rät die Ergebnisse im Detail. 
Endgerät: Wahlmaschine
16 23,9 41,0 41,0
21 31,3 53,8 94,9
















4 6,0 6,7 6,7
15 22,4 25,0 31,7
13 19,4 21,7 53,3
















8 11,9 13,1 13,1
16 23,9 26,2 39,3
19 28,4 31,1 70,5












Frequency Percent Valid Percent
Cumulative
Percent
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Endgerät: Handy
24 35,8 39,3 39,3
16 23,9 26,2 65,6
10 14,9 16,4 82,0
















39 58,2 65,0 65,0
19 28,4 31,7 96,7















Tabelle 11: Einstellungen zur Eignung von Endgeräten für E-Voting (eigene Darstellung) 
Bei den drei zur Bewertung herangezogenen Kriterien „Sicherheit“, „Verbrei-
tung“ und „Benutzerfreundlichkeit“ ergab sich, unabhängig von der Angabe, 
welches Medium befürwortet wurde, kein "Schwerpunktthema" innerhalb dieser 
drei  Kategorien. Jedes der Kriterien wurde von ca. der Hälfte der Befragten 
verwendet und von der anderen Hälfte nicht, wobei auch öfters mehrere Krite-
rien von einem Befragten verwendet wurden. Überraschend hierbei war, dass 
das erwartete massive Schwerpunktthema "Sicherheit" sich in keiner Weise von 
den anderen beiden Kriterien abhob. In Bezug auf die befürworteten Endgeräte 
im Zusammenhang mit den verwendeten Kriterien ergaben sich hingegen einige 
interessante Feststellungen. Diejenigen der Befragten, die „Sicherheit“ als Krite-
rium herangezogen haben, waren auch Befürworter des Endgerätes „Kiosk“. 
Nur 18% derer, die das Kriterium Sicherheit nicht verwendeten, bewerteten 
„Kiosk“ mit „gut" (0% mit "ideal"), hingegen 16% bzw. 36% derer, die das Krite-
rium Sicherheit verwendeten, bewerteten das Kiosk mit "ideal" oder "gut". Fol-
gende Tabellen stellen den Zusammenhang im Detail dar. 
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Crosstab
0 5 7 15 27
,0% 18,5% 25,9% 55,6% 100,0%
,0% 35,7% 87,5% 57,7% 51,9%
4 9 1 11 25
16,0% 36,0% 4,0% 44,0% 100,0%
100,0% 64,3% 12,5% 42,3% 48,1%
4 14 8 26 52
7,7% 26,9% 15,4% 50,0% 100,0%



































Tabelle 12: Unabhängigkeitstest für Kriterium Sicherheit und Bewertung des Endgerätes Kiosk 
(eigene Darstellung) 
Dies legt die Vermutung nahe, dass Sicherheit in erster Linie mit der physi-
schen Kontrollierbarkeit des Endgerätes bzw. dessen Umgebung gleichgesetzt 
wird und, dass durch die Befragten von einer (von wem auch immer) kontrollier-
ten Umgebung für den Kiosk ausgegangen wird. Diese Annahme der Befragten 
steht aber im diametralen Gegensatz zur tatsächlichen Ausgestaltung der  
Kioske dort, wo solche bislang bereits zum Einsatz kamen. Folgende Bilder 
verdeutlichen die nicht sehr starke „Privatsphäre“ bei in Sheffield eingesetzten 
Wahl-Kiosken (vgl. The Electoral Commission 2003). 
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Abbildung 15: In Sheffield für E-Voting eingesetzte Kioske (Quelle: www.publicdataweb.com)  
Daraus lässt sich schließen, dass es für die Akzeptanz von Kiosken wesentlich 
ist, dass diese in einer zumindest minimal physisch gesicherten Umgebung in-
stalliert sind bzw. die Privatsphäre geschützt wird. 
Aus der Frage nach dem Zusammenhang der verwendeten Kriterien und der 
befürworteten / abgelehnten Endgeräte lässt sich weiter der Schluss ziehen, 
dass das Handy/Mobiltelefon und das digitale Telefon technisch eher als unsi-
cher bewertet werden. Nur 40% der Befragten, die das Kriterium „Sicherheit“ 
verwendeten, bewerteten das Handy/Mobiltelefon mit „ideal“ oder „gut“ für die 
Durchführung von E-Voting. Hingegen 85% derer die das Kriterium „Sicherheit“ 
nicht verwendeten bewerteten das Handy/Mobiltelefon mit „ideal“ oder „gut“. Bei 
der Bewertung des digitalen Telefons und dem Kriterium „Sicherheit“ ergibt sich 
ein ähnlich deutlicher Zusammenhang. Nur 28% der Befragten, die das Krite-
rium „Sicherheit“ zur Bewertung verwenden, gaben dem digitalen Telefon die 
Noten "ideal" oder "gut". Hingegen gaben 41% derjenigen, die das Kriterium 
„Sicherheit“ nicht verwendeten dem Endgerät „digitales Telefon“ die Noten „gut“ 
oder „ideal“ für die Durchführung von E-Voting. In folgender Kreuztabelle sind 
die Zusammenhänge im Detail dargestellt. 
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Crosstab
20 3 4 0 27
74,1% 11,1% 14,8% ,0% 100,0%
90,9% 27,3% 50,0% ,0% 51,9%
2 8 4 11 25
8,0% 32,0% 16,0% 44,0% 100,0%
9,1% 72,7% 50,0% 100,0% 48,1%
22 11 8 11 52
42,3% 21,2% 15,4% 21,2% 100,0%



































Tabelle 13: Unabhängigkeitstest für Kriterium Sicherheit und Endgerät Mobiltelefon / Handy 
Crosstab
5 6 15 1 27
18,5% 22,2% 55,6% 3,7% 100,0%
83,3% 50,0% 83,3% 6,3% 51,9%
1 6 3 15 25
4,0% 24,0% 12,0% 60,0% 100,0%
16,7% 50,0% 16,7% 93,8% 48,1%
6 12 18 16 52
11,5% 23,1% 34,6% 30,8% 100,0%






































Tabelle 14: Unabhängigkeitstest für Kriterium Sicherheit und Endgerät Telefon 
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Die Frage nach dem Zusammenhang zwischen der Rolle der befragten Person 
und den zur Bewertung der Endgeräte herangezogenen Kriterien ergab sich 
kein signifikanter Zusammenhang. Bei den Kriterien „Verbreitung“ und „Benut-
zerfreundlichkeit“ ergab sich eindeutig kein Zusammenhang. Bei „Sicherheit“ 
ergab sich die Tendenz, dass die politisch Verantwortlichen dieses Kriterium 
weniger (40%) verwenden als die technisch Verantwortlichen (60%). Dies lässt 
den Schluss zu, dass das Thema Sicherheit von den politisch Verantwortlichen 
als technisch lösbar angesehen wird und sie daher mehr auf die „Benutzer-
freundlichkeit“ und die „Verbreitung“ als direkte Vorteile für den Wähler einge-
hen. Umgekehrt ist das Bewusstsein für die technisch zu lösenden Sicherheits-
fragen bei den IT-Verantwortlichen wie erwartet höher. 
Ein sehr eindeutiges Votum für das Internet ergab der Zusammenhang zwi-
schen der Verwendung des Kriteriums „Benutzerfreundlichkeit“ und der Befür-
wortung des Internets für die Durchführung von E-Voting. So gaben 85% derer, 
die das Kriterium „Benutzerfreundlichkeit“ verwendeten, dem Internet die Note 
„ideal“ und nur 37% derer, die das Kriterium „Benutzerfreundlichkeit“ nicht ver-
wendeten. Unten stehende Kreuztabelle zeigt die Details zu diesen Ergebnis-
sen. 
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Crosstab
9 13 2 24
37,5% 54,2% 8,3% 100,0%
27,3% 76,5% 100,0% 46,2%
24 4 0 28
85,7% 14,3% ,0% 100,0%
72,7% 23,5% ,0% 53,8%
33 17 2 52
63,5% 32,7% 3,8% 100,0%







































Tabelle 15: Unabhängigkeitstest für Kriterium Benutzerfreundlichkeit und Endgerät Internet 
Bei der Frage nach der Bewertung der möglichen Endgeräte ergaben sich die 
drei verwendeten Kriterien „Sicherheit“, „Benutzerfreundlichkeit“ und „Verbrei-
tung“ von selbst. Diese drei Kriterien deuten direkt auf die allgemeine Diskussi-
on in Bezug auf E-Voting hin. (vgl. 4.4) Einige in diesem Zusammenhang viel 
diskutierte Fragen hängen indirekt mit diesen Kriterien zusammen: So zum Bei-
spiel die direkte Frage nach der „Benutzerfreundlichkeit“: „Stellt der Einsatz von 
E-Voting für den Wähler eine Verbesserung oder eine Verschlechterung dar?“ 
oder „Wird sich die Wertigkeit der direktdemokratischen Instrumente durch den 
Einsatz von E-Voting beim Bürger verändern?“. Diese Fragen werden im nächs-
ten Kapitel im Rahmen der Ergebnisse der SWOT-Analyse der E-Voting Tech-
nologie näher behandelt. 
6.1.5 SWOT-Analyse der E-Voting Technologie 
Die zentral diskutierten Fragen zum Thema E-Voting (vgl. 4.4) sind in der     
folgenden SWOT-Analyse, zu jedem der vier direktdemokratischen               
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Instrumente: Bürgerbefragung, Bürgerinitiative, Abstimmungen und Wahlen 
(vgl.4.1.1) ausgewertet. Hierzu wurden jeweils die, für die Befragung verwende-
ten Skalen von 1-5 und die sich ergebenden Mediane herangezogen. Dabei 
steht 1 für die maximale Schwäche bzw. das maximale Risiko und 5 für die ma-
ximale Stärke bzw. die größte Chance (siehe auch Interviewleitfaden im Anhang 
9.1). 
Das fulminant positive Gesamtergebnis ist letztendlich überraschend. Kein Me-
dian liegt unter 3,05 (welcher sich auf die Änderung der Häufigkeit der Verwen-
dung der einzelnen Instrumente bezieht), d.h. dass zwar einzelne Schwächen 
und Risiken gesehen werden, aber diese insgesamt durch die gesehenen  
Stärken und Chancen bei weitem neutralisiert werden und der Einsatz der       
E-Voting Technologie für die Durchführung der direktdemokratischen                
Instrumente von den Befragten überaus positiv gesehen wird.  
Trotz des eindeutigen positiven Ergebnisses fallen einzelne Details ins Auge. 
Es fällt auf, dass mit angenommen steigenden Sicherheitsanforderungen bzw. 
Wichtigkeit des direktdemokratischen Instruments, von Bürgerbefragungen bis 
hin zu Wahlen wie in Abschnitt 4.1.4 erläutert, die Antworten gleichmäßig 
schrittweise weniger positiv ausfallen. So liegt der Median für Stär-
ken/Schwächen von E-Voting für die Durchführung von Bürgerbefragungen bei 
4,30, derjenige von Wahlen hingegen nur noch bei 4,03 Zählern. Ebenso bei 
Chancen und Risiken von E-Voting. Bei Bürgerbefragungen liegt der Median bei 
4,19, bei Wahlen hingegen bei nur noch 3,58. Dies spricht für eine schrittweise 
Einführung der E-Voting Technologie, beginnend mit Bürgerbefragungen und 
Initiativen, über Abstimmungen hin zu Wahlen, um so das bereits vorhandene 
Vertrauen schrittweise auszubauen. Dies deckt sich auch mit den Erfahrungen 
aus dem europäischen Raum, wo immer dort nachhaltige Erfolge erzielt werden 
konnten, wo die Projekte zunächst klein und als Wahltests konzipiert und mit 
der Zeit vergrößert wurden (vgl. den Ländervergleich bei Buchsbaum 2004). 
Insbesondere seien hier die Schweiz und Spanien genannt. In den folgenden 
Übersichtsgrafiken sind die Mediane zu den einzelnen direkt-demokratischen 
Instrumenten und den dazu gestellten Fragen auf der Skala von 1 - 5 zusam-
menfassend eingetragen, wobei 1 für die maximale Schwäche bzw. Risiko und 
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5 für die maximale Stärke bzw. Chance stehen. Die Bezifferung von (I) bis (VIII) 











































Abbildung 17: Ergebnisse SWOT- Analyse – Bürgerinitiative, Mediane (eigene Darstellung) 












































Abbildung 19: Ergebnisse SWOT- Analyse – Wahlen, Mediane (eigene Darstellung) 
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Anschließend an die Übersicht der Ergebnisse, bezogen auf die einzelnen de-
mokratischen Beteiligungsinstrumente, werden im Folgenden die einzelnen 
Fragen pro Beteiligungsinstrument und deren jeweiliger Gesamtdurchschnitt 
betrachtet. 
6.1.5.1 Einschätzung der Stärken und Schwächen 
Im ersten Block der SWOT-Analyse, den Fragen zu den Stärken und Schwä-
chen des Einsatzes der E-Voting Technologie für die Durchführung der demo-
kratischen Instrumente, ergab sich, dass die Veränderung für den Bürger über-
aus positiv gesehen wird. Auf die Frage: „Glauben Sie, dass es für die Bürger 
auf einer Skala von 1-5 eher eine Verschlechterung oder eine Verbesserung  
wäre, die oben behandelten Instrumente elektronisch durchzuführen?“ ergeben 
sich die Werte wie in folgender Tabelle dargestellt. Es fällt auf, dass kein Wert 
unter 4,25 liegt, womit der Nutzen für den Bürger als sehr positiv gesehen wird. 
Auch hier fällt auf, dass der Wert von Bürgerbefragungen über Bürgerinitiativen 
bis hin zu Wahlen laufend abnimmt. Dies könnte eventuell damit zusammen-
hängen, dass die Befragten die Annahme zugrunde gelegt haben, je häufiger 
der Bürger eines der Instrumente „verwendet“ desto größer sei in Summe auch 
die Erleichterung. 
 
Demokratisches Instrument (Datenpunkt I) FRAGE 1: 





Tabelle 16: SWOT-Analyse – Veränderung für den Bürger, Mediane 
Folgende zwei kontroverse Zitate waren für die Kommentare zu dieser Frage 
bezeichnend: 
 „Die Wahlen wären durch höhere Mobilität näher am Bürger und könnten 
schneller und effektiver abgewickelt werden.“ 
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 „Ich sehe eine zentrale Gefahr in der möglichen Beeinflus-
sung/Manipulation der Wähler.“ 
Die ebenfalls sehr positiven Mediane auf die Frage: „Erwarten Sie, wenn die 
einzelnen Instrumente elektronisch durchgeführt werden, eher eine Erleichte-
rung oder eine Erschwerung/Verkomplizierung der Durchführung?“ deuten an, 
dass zwar für die Verwaltung einige Erschwernisse am Beginn der Einführung 
gesehen werden, aber langfristig von den Verantwortlichen eine eindeutige   
Erleichterung der Durchführung erwartet wird. In folgender Tabelle sind die  Er-
gebnisse der Frage dargestellt. 
 
Demokratisches Instrument (Datenpunkt II) FRAGE 2:  





Tabelle 17: SWOT-Analyse – Veränderung für Verwaltung, Mediane 
Folgende zwei kontroverse Zitate waren für die Kommentare zur Frage nach 
der Veränderung für die Verwaltung bezeichnend: 
 „Ich sehe eine Erleichterung nur langfristig, wenn die Technik vollkommen 
implementiert ist und die Abläufe eingespielt sind. Anfänglich müsste es 
lange das herkömmliche System parallel geben, was den Aufwand erheb-
lich steigern würde.“ 
 „Besonders die Auszählung und Administration würde langfristig wesent-
lich beschleunigt und vereinfacht werden.“ 
Diese Aussagen decken sich auch mit den in der aktuellen Diskussion in      
Abschnitt 4.4 erörterten Punkten. 
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Die dritte Frage aus dem ersten Block zu Stärken und Schwächen: „Glauben 
Sie, dass langfristig durch eine elektronische Durchführung die Kosten der ein-
zelnen Instrumente gesenkt werden können oder dass diese eher steigen wer-
den?“ ergab durchaus positive Mediane nicht unter 3,34. D.h. die Mehrheit der 
Befragten geht von einer möglichen Kostensenkung aus. Auch hier wird, wie in 
folgender Tabelle ersichtlich, das Kostensenkungspotential, wahrscheinlich auf-
grund der steigenden Anforderungen an die Technik (vgl. 4.1.4) für den Einsatz 
von E-Voting bei Abstimmungen und Wahlen am geringsten eingeschätzt. 
 





Tabelle 18: SWOT-Analyse – Veränderung Kosten, Mediane 
Offensichtlich gab es aber auch einige Stimmen, die glauben die Kosten wären 
nicht zu senken oder würden sogar steigen. Zwei zusammenfassende Zitate 
von Befragten hierzu wie folgt: 
 „Das was wir an Personalkosten und Büros etc. einsparen werden, müs-
sen wir mindestens in die IT investieren.“ 
 „Wenn langfristig die Papierwahl obsolet geworden ist, wird es deutliche 
Einsparungen geben.“ 
Die Kontrollfrage des Stärken und Schwächen Blocks: „Sehen Sie eher Stärken 
oder eher Schwächen in einer elektronischen Durchführung der einzelnen In-
strumente?“, ergab sehr positive Mediane von 4,03 bis 4,30. Nimmt man zum 
Vergleich den Durchschnitt der Mediane der drei einzelnen Fragen (F1-3), je-
weils bezogen auf die einzelnen Instrumente, ist jedoch, wie in folgender Tabel-
le dargestellt, ein deutlicher Unterschied zu sehen (3,77 bis 3,9). 
 




FRAGE 4: Stärken und 
Schwächen gesamt (Median) 
Vgl. (FRAGE 1-3): Durchschnittliche 
Mediane über alle 3 Einzel-Fragen 
Bürgerbefragungen 4,30 3,9 
Bürgerinitiative 4,19 3,86 
Abstimmungen 4,20 3,80 
Wahlen 4,03 3,77 
Tabelle 19: SWOT-Analyse – Stärken und Schwächen gesamt, Mediane 
Diese Differenz ist auf das nahe, dem neutralen Wert 3 liegende Ergebnis zur 
Kostenfrage zurückzuführen und zeigt, dass zwar eine gewisse Skepsis gegen-
über einer möglichen Kostensenkung besteht, diese aber in der Gesamtbewer-
tung der Stärken und Schwächen von E-Voting nicht so hoch gewichtet wurde. 
Einige Befragte brachten dies wie folgt auf den Punkt: 
 „Ich glaube zwar nicht, dass sich der Aufwand und damit die Kosten er-
heblich senken lassen, aber das sollte uns unsere Demokratie wert sein!“ 
 „Ich sehe Mehraufwand für die Gemeinden, aber deutliche Vorteile für die 
Bürger. Wir sind Dienstleister, also zählen diese Vorteile!“ 
Der Mehrwert für den Bürger wird bei der Gesamtgewichtung der Stärken und 
Schwächen ganz offensichtlich stärker berücksichtigt, als die beiden anderen 
Kriterien „Aufwand für die Verwaltung“ und „Kosten“. Dies ist auch in den Über-
sichtsgrafiken zu Beginn des Abschnitts zu den Ergebnissen der SWOT-
Analyse (vgl. 6.1.5) deutlich zu sehen. Bei allen vier Grafiken der direktdemo-
kratischen Instrumente liegt der Referenzpunkt (I) für die Frage nach der Ver-
besserung für die Bürger näher an der Kontrollfrage (Referenzpunkt (IV), als die 
Referenzpunkte der beiden anderen Fragen (Aufwand für Verwaltung (II) und 
Kosten (III)). 
6.1.5.2 Einschätzung der Chancen und Risiken 
Im zweiten Block der SWOT-Analyse, den Fragen zu den Chancen und Risiken 
des Einsatzes der E-Voting Technologie für die Durchführung der direktdemo-
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kratischen Instrumente, ergab die erste Frage: „Wenn elektronisch, erwarten 
Sie eine Veränderung in der Häufigkeit der Verwendung der einzelnen Instru-
mente?“ bei den direktdemokratischen Instrumenten, abgesehen von Wahlen, 
die Einschätzung einer deutlichen Erhöhung der Verwendung durch die Befrag-
ten (Mediane: 4,11 Bürgerbefragungen, 4,0 Bürgerinitiativen, 3,7 Abstimmun-
gen). In Bezug auf Wahlen lässt das relativ eindeutige Ergebnis mit einem   
Median von 3,05 den Schluss zu, dass die Möglichkeit von häufigeren Wahlen 
eigentlich nicht in Erwägung gezogen wird bzw. die aktuellen Wahlperioden 
nicht hinterfragt werden. In folgender Tabelle sind die Ergebnisse der Frage 
nach der möglichen Veränderung der Häufigkeit der Durchführung der Wahlen 
dargestellt. 
 






Tabelle 20: SWOT-Analyse – Veränderung Häufigkeit der Anwendung, Mediane 
Auf Nachfrage bezüglich der möglichen Änderung der Wahlperiode kamen ein-
deutige Statements, gegen kürzere Wahlperioden mit der Begründung:  
 „Es braucht Zeit, bis sich eine Regierung eingearbeitet hat und Ihre politi-
schen Ziele umsetzen kann, daher sind die jetzigen Wahlperioden sehr 
sinnvoll und sollten nicht kürzer sein.“ 
Insbesondere in Bezug auf Bürgerinitiativen und Bürgerbefragungen gab es 
auch sehr positive Aussagen zu einer möglichen häufigeren Verwendung.   Fol-
gende Aussage ist hierfür bezeichnend: 
 „Ich sehe eine Zunahme von Bürgerinitiativen durch die Auflösung der 
jetzigen starren Prozesse. Auch Bürgerbefragungen wären häufiger, da 
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die Politiker durch die einfache Durchführung zur Nutzung „gezwungen“ 
wären.“ 
Die in der generellen Diskussion zum Thema E-Voting oft zentrale Frage: 
„Wenn elektronisch, erwarten Sie eine Veränderung der Beteiligung der Bürger 
bei den einzelnen Instrumenten?“ ergab ein eindeutiges Votum für die Möglich-
keit einer Erhöhung der Beteiligung durch den Einsatz der E-Voting           
Technologie. Interessant ist, dass von Bürgerbefragungen (Median 4,13), über 
–initiativen (4,06) und Abstimmungen (3,98) hin zu Wahlen (3,83) immer weni-
ger der Befragten glauben, dass durch den Einsatz der E-Voting Technologie 
die Beteiligung der Bürger gesteigert werden könnte. Dies lässt sich durch die 
Aussage eines Befragten mitbegründen:  
 „Wählen gehen oder nicht, ist eine demokratische Grundeinstellung, die 
durch die Veränderung der Wahltechnik bzw. des Ablaufs nicht verändert 
werden kann.“ 
Dies mindert aber nicht das insgesamt sehr positive Ergebnis für eine ange-
nommene Erhöhung der Beteiligung. In unten stehender Tabelle sind die Medi-
ane im Überblick dargestellt. 
 






Tabelle 21: SWOT-Analyse – Veränderung der (Wahl-) Beteiligung, Mediane 
Folgende ausgewählte Zitate geben einen Überblick über die zentralen kontro-
versen Kommentare der Befragten zum Thema, Veränderung der Wahlbeteili-
gung: 
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 „Ich glaube nicht an eine erhebliche Steigerung der Wahlbeteiligung. In 
unserer Gemeinde gibt es kaum radikale Nichtwähler. Der Wahlsonntag 
ist ein Ereignis und wer nicht wählen war, wird wegen seines Ausbleibens 
gefragt.“ 
 „Der Vorteil der Flexibilität ist enorm. Heutzutage ist oft der Wählerwille 
da, aber es fehlt an der Möglichkeit seine Stimme ortsunabhängig abge-
ben zu können.“ 
 „Es wird aus Interesse und bei gutem Marketing anfänglich eine Steige-
rung der Beteiligung möglich sein. Entsteht aufgrund der einfachen 
Durchführung von Bürgerinitiativen und Bürgerbefragungen jedoch eine 
Inflation, wird sich der Effekt genau ins Gegenteil verkehren.“ 
 „Insbesondere bei den jetzt schon stark durch die neuen Technologien 
geprägten Jugendlichen und die noch stärker damit aufgewachsenen 
nächsten Generationen wird, durch die elektronische Durchführung, lang-
fristig die Beteiligung an den einzelnen Instrumenten steigen.“ 
Interessanterweise verläuft die Abstufung der Ergebnisse bei der Frage nach 
der Veränderung der Wertigkeit der einzelnen Instrumente: „Erwarten Sie eine 
Veränderung in der Wertigkeit (Stärke der Wahrnehmung und Wertschätzung 
durch die Bürger) der demokratischen Instrumente durch die elektronische 
Durchführung der Abstimmungsprozesse?“ genau entgegengesetzt. So glauben 
mehr der Befragten, dass Wahlen durch die elektronische Durchführung aufge-
wertet werden (Median 3,58), als für Abstimmungen (3,30), Bürgerinitiativen 
(3,30) und Bürgerbefragungen (3,27). Insgesamt wird also von einem eher ge-
ringeren, aber positiven, Einfluss der E-Voting Technologie auf die demokrati-
schen Instrumente ausgegangen. Dies ist insbesondere für die Einführung von 
E-Voting für Wahlen eine empfehlende Annahme. Folgende Tabelle fasst die 
Werte zusammen. 
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Demokratisches Instrument (Datenpunkt VII) FRAGE 3: Veränderung der Wertigkeit in 





Tabelle 22: SWOT-Analyse – Veränderung der Wertigkeit der Instrumente, Mediane 
Folgende Aussagen stehen zusammenfassend für die Kommentare der Befrag-
ten zu dieser Frage: 
 „Das Demokratieverständnis muss gepflegt werden, dies ist unabhängig 
von der genutzten Technologie.“ 
 „Es muss eine Art Ritualisierung des elektronischen Wahlprozesses ge-
ben, sonst sehe ich die Gefahr in der Überflutung und Banalisierung 
durch die Elektronik im Allgemeinen.“ 
Die Kontrollfrage des Chancen und Risiken Blocks: „Sehen Sie eher Chancen 
oder eher Risiken in einem umfassenden Einsatz von E-Demokratie?“, ergibt, 





FRAGE 4: Chancen und 
Risiken gesamt (Median) 
Vgl. (F1-3): Durchschnittliche 
Mediane über alle 3 Einzel-Fragen 
Bürgerbefragungen 4,19 3,84 
Bürgerinitiative 4,11 3,78 
Abstimmungen 3,87 3,66 
Wahlen 3,58 3,77 
Tabelle 23: SWOT-Analyse – Chancen und Risiken gesamt, Mediane 
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Bei den ersten drei demokratischen Instrumenten, Bürgerbefragungen, Bürger-
initiativen und Abstimmungen gibt es im Vergleich mit dem Durchschnittsmedi-
an der drei Einzelfragen keine „Ausreißer“. Einzig bei der direkten Frage nach 
den Chancen und Risiken bei Wahlen, ergab sich ein etwas niedrigerer Wert 
(3,58) als beim Durchschnitt der drei einzelnen Fragen (3,77). Dies lässt darauf 
schließen, dass gerade das Thema E-Voting für Wahlen noch immer stark mit 
dem Begriff Risiko verbunden wird und bei einer Einführung technische Aufklä-
rung notwendig wäre. 
Der Einfluss der drei einzeln abgefragten Faktoren in Bezug auf die Gesamtbe-
wertung der Chancen und Risiken lässt dabei den offensichtlichen Schluss zu, 
dass die „Veränderung der Wertigkeit“ durch die Befragten bei der Gesamtbe-
wertung kaum berücksichtigt wird. Dies ist sehr deutlich in den Übersichtsgrafi-
ken am Anfang des Abschnitts zu den Ergebnissen der SWOT-Analyse (vgl. 
6.1.5) zu sehen, da nur so die Positionen der Datenpunkte (V) bis (VII) im Ver-
hältnis zur Kontrollfrage „Chancen und Risiken gesamt“ (Datenpunkt (VIII)) zu 
erklären sind. Der Datenpunkt (VII) für die Frage der Veränderung der Wertig-
keit liegt in allen Grafiken eindeutig weiter vom Datenpunkt der Kontrollfrage 
(VIII) weg, als die Datenpunkte der beiden anderen Fragen. Einzig bei der Gra-
fik „SWOT-Analyse Wahlen“ scheint der Einfluss der Wertigkeit auf die Kontroll-
frage / Gesamtfrage nach den Chancen und Risiken zu bestehen, da Daten-
punkt (V) „Veränderung der Häufigkeit der Verwendung der direktdemokrati-
schen Instrumente“ für die Gesamtbewertung als neutral zu betrachten ist und 
der Datenpunkt der Kontrollfrage (VIII) ziemlich genau zwischen den Daten-
punkten (VII) und (VI) liegt. Zur Verdeutlichung ist in folgender Grafik der      
Datenpunkt (V) leer dargestellt. 





















Abbildung 20: Auswertung SWOT- Analyse – Wahlen, Mediane, Veränderung der Häufigkeit 
der Verwendung neutral dargestellt (eigene Darstellung) 
Zum Thema Sicherheit wurden keine expliziten Fragen gestellt, da diese Studie 
sich mit den „Resultaten“ bzw. den zu erwartenden „Auswirkungen“ einer mögli-
chen Einführung der E-Voting Technologie beschäftigt und „Sicherheit“ keine 
Auswirkung, sondern eine Systemeigenschaft darstellt. Treten beispielsweise in 
einem System mit mangelhafter Sicherheit Pannen auf, so ist deren „Auswir-
kung“ bzw. deren „Resultat“ zum Beispiel eine Änderung der Wertigkeit des di-
rektdemokratischen Instruments „Wahlen“ bei den Bürgern. 
Das Thema Sicherheit floss aber insbesondere im Teil zur Bewertung der End-
geräte (vgl. Kapitel 6.1.4) und auch indirekt in die Antworten zu den Fragen der 
SWOT-Analyse ein. Dabei wurde deutlich, dass die Sicherheit ein sehr zentra-
les Diskussionsthema ist und bleibt. Folgende kontroverse Statements einiger 
Befragter verdeutlichen aber eine positive Tendenz der Einstellung gegenüber 
der E-Voting Technologie und deren möglicher Sicherheit: 
 „Die Sicherheit lässt sich technisch auf jeden Fall langfristig gewährleis-
ten, davon gehe ich aus. Wichtig ist aber, dass die Wähler davon über-
zeugt werden.“ 
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 „Die jetzigen Wahlen sind ja auch nie zu 100% sicher, dass ist nur eine 
Gewöhnungsfrage.“ 
Selbstverständlich gibt es auch sehr kritische Stimmen: 
 „Totale Sicherheit ist unmöglich, ich sehe auch insbesondere die Gefahr, 
dass einzelne Politiker die Wahlen zu Ihren Gunsten manipulieren könn-
ten.“ 
 „Ich sehe ein erhöhtes Sicherheitsrisiko, da noch jeder Code geknackt 
wurde und wir vielleicht dann nicht schnell genug Gegenmaßnahmen ein-
leiten können.“ 
Der positive Tenor überwog aber unter den Befragten und lässt sich für die ge-
samte SWOT-Analyse wie folgt zusammenfassen: 
 „E-Voting ist die konsequente und zeitgemäße Weiterentwicklung unseres 
Services am Bürger und wird sowieso kommen.“ 
Nachdem die Ergebnisse der Befragung zum Stand von E-Demokratie und     
E-Voting im Detail erläutert und analysiert wurden, werden diese Ergebnisse im 
nächsten Abschnitt mit der Einstellung der Bürger verglichen. 
6.2 Einschätzung der Befragten und Einstellung 
der Bürger 
Die Meinung der Befragten Politiker und IT-Leiter ist von zentralem Interesse, 
da sie, wie im Abschnitt zur Forschungslücke 3.1 erläutert, diejenigen sind, die 
die E-Demokratie und E-Voting Technologien implementieren und umsetzen 
müssen. Die Meinung der Bürger als letztendlichen Anwendern der Technolo-
gien ist selbstverständlich ebenfalls von hohem Interesse. Dieser Abschnitt be-
handelt daher die Frage, wie die Annahmen der Politiker und IT-Leiter über das 
Interesse ihrer Bürger mit dem wirklichen Interesse der Bürger zusammenpas-
sen bzw. in wie weit die Befragten das Interesse ihrer Bürger richtig oder falsch 
einschätzen. 
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In den Tagungsbänden des 9. und 11. Internationalen Rechtsinformatik Sympo-
sions (IRIS 2006 und IRIS 2008) wurden vom Autor gemeinsam mit Alexander 
Prosser Beiträge über den Vergleich der Einschätzung der Befragten Politiker 
und IT-Leiter mit dem eigentlichen Interesse der Bürger veröffentlicht. (vgl. 
Prosser, Heppner 2006 und Heppner, Prosser 2008) Dieses Kapitel basiert  
einerseits auf diesen Veröffentlichungen und andererseits auf der 2005 durch 
die Autoren veröffentlichte Studie zu E-Demokratie und E-Voting in Österreich. 
(vgl. Prosser, Heppner 2006) In diesem Kapitel wird aus Gründen der Lesbar-
keit nicht laufend auf diese drei Quellen verwiesen. 
Der konkrete Vergleich der Einschätzung der befragten Politiker und IT-Leiter 
mit dem eigentlichen Interesse der Bürger, wird im Folgenden hergestellt, in-
dem die vorliegenden Ergebnisse der Befragung unter den Politikern und       
IT-Leitern der Länder und Gemeinden Österreichs mit der von Prosser, Guo 
und Lenhart unter 300 Wiener Bürgern durchgeführten Befragung (im Folgen-
den „Wiener Studie“ genannt) (vgl. Prosser A. et al. 2005), sowie der Wiederho-
lung dieser Studie 2007 unter 1500 Bürgern in gesamt Österreich (vgl. Prosser 
2008) verglichen werden. Dabei wird von der Annahme ausgegangen, dass die 
Wiener Studie für ganz Österreich als repräsentativ angesehen werden kann. 
Wichtig ist hierbei die Feststellung, dass in der Wiener Studie die einzelnen di-
rektdemokratischen Instrumente zusammengefasst behandelt wurden. Befra-
gungen und Wahlen wurden mit der Frage nach dem Interesse an E-Voting ab-
gedeckt. Daher wird hier nur ein Vergleich angestellt. Gesondert wurde in der 
Wiener Studie das Thema „Interesse an E-Diskussion“ behandelt, wofür eben-
falls vergleichbare Ergebnisse aus der Befragung der Politiker und IT-Leiter der 
Länder und Gemeinden zur Verfügung stehen. Daher wird hier in der Folge 
auch gesondert auf E-Diskussion im Sinne von E-Partizipation also Vorstufe zu 
E-Voting (vgl. 4.1.4) eingegangen. 
Bei der Befragung der Politiker und IT-Leiter der Länder und Gemeinden      
ergaben die Fragen: „Wie schätzen Sie das Interesse an E-Voting bzw.           
E-Diskussion Ihrer Bürger ein?“ folgende Ergebnisse. Es glauben nur 35,2% 
der politischen und 37% der IT-Verantwortlichen, dass (hohes) Interesse an    
E-Diskussion in der Bevölkerung besteht. 58% der Befragten glauben hingegen, 
dass (hohes) Interesse an E-Befragungen und genau die Hälfte (50%) glauben, 
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dass (hohes) Interesse an E-Voting besteht. Im Folgenden werden diese Er-
gebnisse mit jenen der Wiener-Studie 2005 und 2007 im Detail verglichen. 
Nur 14% der Wiener Bürger gaben im Jahr 2005 an, ein starkes oder sehr star-
kes Interesse an E-Diskussion zu haben. In der neuen Erhebung von 2007 
geben 14,9% der Wiener Bürger und 13,9% der Bürger gesamt Österreichs an, 
ein starkes oder sehr starkes Interesse an E-Diskussion zu haben. Hingegen 
glauben 35,2% der politisch Verantwortlichen und 37,0% der befragten IT-
Verantwortlichen, dass ihre Bürger Interesse an E-Diskussion haben. 
Diese Werte sind jedoch nicht direkt miteinander vergleichbar, da der Wert der 
Bürger, die direkte Aussage zu ihrem Interesse und die Umfrageergebnisse der 
Befragung der Politiker und IT-Leiter nur Annahmen der befragten Verantwortli-
chen zum jeweiligen Interesse ihrer Bürger darstellen. Eine relative Vergleich-
barkeit kann hier aber über den jeweiligen Modalwert hergestellt werden. Der 
Modalwert der Aussage der Wiener Bürger zum Interesse an E-Diskussion lag 
im Jahr 2005 mit 45,7% eindeutig bei „kein Interesse an E-Diskussion“. Im Ver-
gleich mit den Daten der Befragung der Bürger von 2007 ergibt sich hier ein 
sehr ähnlicher Wert von 47,7%. Die Modalwerte bei der Einschätzung des 
Interesses durch die politisch Verantwortlichen und die IT-Verantwortlichen  lie-
gen jeweils mit 33,3% bei „wenig Interesse“. Es überschätzen also sowohl die 
politisch Verantwortlichen als auch die IT-Verantwortlichen das Interesse der 
Bürger deutlich – auch im Vergleich mit den neueren Ergebnissen von 2007. 
In der folgenden Tabelle sind die Einschätzung der befragten Verantwortlichen 
zum Interesse Ihrer Bürger an E-Diskussion und die Antworten der Bürger bei 
der Befragung 2007 zusammengefasst. Dabei sind die Ergebnisse der Befra-
gung der Wiener Bürger aus dem Jahr 2005 zum Vergleich in Klammer ange-
führt und die Modalwerte jeweils grau hervorgehoben. 
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Interesse an  
e-Diskussion 
(in % der  
Befragten) 
 Bürger 2007  
(Wiener Bürger 2005) 
Politisch  
Verantwortliche:  




Geschätztes Interesse an 
e-Diskussion 
 Befragte Kumuliert Befragte Kumuliert Befragte Kumuliert 
Sehr starkes / 
Hohes Interesse 
3,1       (2,7)  3,1    (2,7) 9,3 9,3 14,8 14,8 
Eher starkes / 
Hohes Interesse 
10,8   (11,3) 13,9 (14,0)  25,9 35,2 22,2 37,0 
Wenig Interesse / 
Weiß nicht 
(=neutral) 
18,6   (23,0) 31,5 (37,0) 33,3 68,5 33,3 70,3 
Kaum / Eher Wenig 
Interesse 
19,7   (17,3) 52,3 (54,3) 24,1 92,6 18,5 88,8 
Kein Interesse 47,7   (45,7) 100  (100) 7,4 100 11,2 100 
Tabelle 24: Interesse an E-Diskussion - Gegenüberstellung Bürger mit Einschätzung der ver-
antwortlichen Politiker und IT-Leiter 
Wichtig zu erwähnen ist, dass im Bereich E-Diskussion / E-Partizipation der 
Wert „eher starkes / Interesse“ in allen untersuchten Gebieten der österreich-
weiten Befragung der Bürger aus dem Jahr 2007 im Bereich um die 12% liegen 
(Wien 14,9 %; Land Ost 16,4%, Stadt West 10,1%; Land West 12,1%) und  da-
her durchaus mit den Wien Werten von 2005 vergleichbar ist. 
Die Befragung der Politiker und IT-Verantwortlichen Österreichs ergaben sehr 
niedrige Werte auf die Fragen, ob E-Diskussion bereits im Land / der Gemeinde 
verwendet würde. So gaben nur 28,1% der Befragten an, im Rahmen Ihrer  
Homepage Diskussionsforen für Ihre Bürger zu betreiben und nur weitere 3,1 
%, dass ein solches Angebot in Vorbereitung sei. Die über-wiegende Mehrheit 
(65,6%) gaben an, keine Diskussionsforen zu betreiben und auch keine solchen 
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zu planen oder in nächster Zeit in Betrieb zu nehmen. Einige befragte gaben 
sogar an, bereits verwendete Diskussionsforen wieder geschlossen zu haben. 
(vgl. 6.1.2.1) Diese Fakten scheinen dem Umstand Rechnung zu tragen, dass, 
wie oben erläutert, nur sehr geringes Interesse der Bürger an E-Diskussion vor-
handen zu sein scheint. 
Bei der Frage nach dem perzipierten Interesse an E-Voting haben die politisch 
Verantwortlichen den eindeutig höheren Wert (50% (hohes) Interesse) als die 
IT-Verantwortlichen (38,7% (hohes) Interesse). Diese kumulierten Werte zeigen 
eindeutig, dass ein hohes Interesse an E-Voting bei den Bürgern angenommen 
wird. Dies deckt sich überraschend deutlich mit der Meinung in der Bevölke-
rung. In der Wiener Studie aus dem Jahr 2005 bekundeten 44% der Bevölke-
rung ein starkes oder sehr starkes Interesse an E-Voting. Der neue Wert aus 
dem Jahr 2007 beträgt hier mit 38% etwas weniger. Zieht man für den Vergleich 
– so wie oben – den Modalwert heran, so ergibt sich folgendes Bild: Zur Aussa-
ge der Wiener Bürger zum Interesse an E-Voting gab es im Jahr 2005 de facto 
zwei Modalwerte. Der eine Modalwert lag mit 26,3% bei „kein Interesse an      
E-Voting“, der andere mit 26% bei „eher starkes“ / „hohes Interesse an            
E-Voting“. Im Vergleich dazu liegt der Modalwert bei der Erhebung unter den 
Bürgern Gesamtösterreichs im Jahr 2007 mit 36,3% bei „kein Interesse an      
E-Voting“. Die Modalwerte bei der Einschätzung des Interesses durch die poli-
tisch Verantwortlichen lagen mit 35,9% eindeutig bei „eher starkes“ / „hohes 
Interesse“ und der Modalwert der IT-Verantwortlichen mit 32,3% bei „eher    
wenig Interesse“. Die politisch Verantwortlichen schätzen die Meinung in der 
Bevölkerung also zutreffender ein, als die IT-Verantwortlichen. Diese Einschät-
zung wurde auch durch die neue Befragung im Jahr 2007 bestätigt. 
In folgender Tabelle sind die gegenübergestellten Werte der beiden Studien, die 
Einschätzung der befragten Verantwortlichen zum Interesse an E-Voting und 
die Antworten der Bürger Wiens aus dem Jahr 2005 sowie die Werte der neue-
ren Befragung aus dem Jahr 2007 zusammengefasst. Die Mediane sind dabei 
grau hinterlegt. 
 
E-Demokratie und E-Voting in Österreich Seite 107 
Interesse an           
e-Voting 
(in % der  
Befragten) 
Bürger 2007  
(Wiener Bürger 2005) 
Politisch  
Verantwortliche: 




Geschätztes Interesse an 
e-Voting 
 Befragte Kumuliert Befragte Kumuliert Befragte Kumuliert 
Sehr starkes / Hohes 
Interesse 
9        (18,0)  9        
(18,0) 
14,1 14,1 12,9 12,9 
Eher starkes / Hohes 
Interesse 
20,9  (26,0) 29,9 (44,0) 35,9 50,0 25,8 38,7 
Wenig Interesse / 
Weiß nicht (=neutral) 
18,3  (20,0) 48,2 (64,0) 15,6 65,6 25,8 64,5 
Kaum / Eher Wenig 
Interesse 
15,5    (9,7) 63,7 (73,3) 31,3 96,9 32,3 96,8 
Kein Interesse 36,3   (26,3) 100   (100) 3,1 100 3,2 100 
Tabelle 25: Interesse an E-Voting - Gegenüberstellung Bürger mit Einschätzung der verantwort-
lichen Politiker und IT-Leiter 
Im Durchschnitt in Bezug auf gesamt Österreich liegt der Median deutlich bei 
„kein Interesse an E-Voting“. Es ist aber zu bemerken, dass es offensichtlich ein 
Ost-West-Gefälle gibt, da auch in der Befragung aus dem Jahr 2007 kumulierte 
38% ein „eher starkes / hohes Interesse an E-Voting“ in Wien angaben. Im Ge-
biet „Land Osten“ (Burgenland und Niederösterreich) waren es 30,7%, in „Stadt 
Westen“ 21,8% und im Raum „Land Westen“ 26,7%. 
Die Wiener Umfrage aus dem Jahr 2005 ergab, dass 14% der Bevölkerung ein 
(sehr) starkes Interesse an E-Diskussion haben. Dieses Interesse wird sowohl 
von den politischen Verantwortlichen wie auch von den IT-Verantwortlichen 
deutlich überschätzt. Die Umfrage aus dem Jahr 2007 ergab, dass 13,9% der 
Bürger ein (sehr) starkes Interesse an E-Diskussion haben. Hier hat also          
zwischenzeitlich kaum eine Änderung der Meinung bei den Bürgern            
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stattgefunden bzw. lässt sich Wien mit dem ganzen Land vergleichen. Die 
Überschätzung der politischen Verantwortlichen und der IT-Verantwortlichen 
liegt auch hier auf der Hand. Die Wiener Umfrage aus dem Jahr 2005 ergab 
weiter, dass 44% der Bevölkerung ein (sehr) starkes Interesse an E-Voting    
haben. Die Befragung unter den Österreichischen Bürgern aus dem Jahr 2007 
ergab hier einen Wert von 29,9%. Die politisch Verantwortlichen schätzen hier 
das Interesse der Bevölkerung durchaus korrekt ein, die IT-Verantwortlichen 
unterschätzen dieses Interesse tendenziell. Der deutlich niedrigere Wert von 
29,9% lässt sich offensichtlich auf ein Ost-West-Gefälle zurückführen, da auch 
in der österreichweiten Befragung aus dem Jahr 2007 38% der Wiener anga-
ben, ein „eher starkes / hohes Interesse“ an E-Voting zu haben. Insgesamt lässt 
sich sagen, dass der Vergleich zwischen der neueren Bürgerbefragung aus 
dem Jahr 2007 und jener aus dem Jahr 2005 kaum Unterschiede auf zeigt. 
Auch hat sich bestätigt, dass E-Diskussion als meinungsbildendes Instrument 
weniger bei den Bürgern gefragt ist als E-Voting. 
Bei den befragten politischen Verantwortlichen und IT-Verantwortlichen wurden 
die Antworten zum vermuteten Interesse der Bürger häufig mit der Einschrän-
kung / Annahme der Demographie gegeben. Kommentare wie z.B.: 
 „Bei uns in der Gemeinde ist der Altersdurchschnitt sehr hoch, daher 
glaube ich, dass kein so starkes Interesse an E-Voting und E-Diskussion 
besteht“ oder 
 „Um die jüngeren Bevölkerungsschichten zu erreichen, ist der Einsatz der 
E-Voting Technologie sicherlich ein gutes Mittel“, 
kamen sehr häufig. Der Faktor Demographie / Alter der Wähler als Anwender 
der E-Demokratie und E-Voting Technologien spielt auch in der aktuellen Dis-
kussion eine zentrale Rolle (vgl. 4.4) Die Annahme, dass das Interesse der 
Bürger an E-Voting und E-Diskussion bzw. am Einsatz der E-Voting Technolo-
gie generell vom Alter abhängig ist, wird durch das Ergebnis der Wiener Studie 
von Prosser, Guo und Lenhart untermauert, die einen signifikanten Zusammen-
hang zwischen dem Interesse an E-Voting bzw. E-Partizipation und dem Alter 
der Befragten aufzeigt. Das Interesse an E-Voting ist weder nach Geschlecht 
noch nach Bildungsstufe signifikant differenziert. Lediglich bei der Differenzie-
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rung nach dem Alter zeigt sich, dass Personen bis 49 Jahren E-Voting stärke-
res Interesse (52%) entgegenbringen, als Personen ab 50 Jahren. Aber selbst 
in dieser Altersgruppe interessiert sich fast ein Drittel (sehr) stark für E-Voting 
(vgl. Prosser et al. 2005). Der Einfluss demographischer Merkmale auf das 
Interesse der Wiener Bevölkerung an E-Voting und E-Partizipation ist in folgen-
der Übersichtstabelle dargestellt. 
 
 E-Voting E-Partizipation 
Geschlecht Nicht signifikant Signifikant 
Alter Signifikant Signifikant 
Bildung Nicht signifikant Signifikant 
Tabelle 26: Wiener Studie, Zusammenhang zwischen Interesse an E-Voting und E-Partizipation 
und Demographie (Quelle: Prosser et al. 2005). 
Zusammenfassend lässt sich sagen, dass das Interesse der Bürger an             
E-Demokratie und E-Voting geringer ist, als es die Politiker und IT-Leiter ein-
schätzen. Dies könnte damit zusammenhängen, dass die Bürger noch nicht 
ausreichend über die Thematik informiert sind bzw. hier von selbst auch weni-
ger der Bedarf besteht, sich mit der Thematik auseinanderzusetzen, als bei den 
Politikern und IT-Verantwortlichen der Länder und Gemeinden. Diese sind auf-
grund Ihrer Aufgabe sicherlich eher mit der Thematik beschäftigt, als die Bürger 
selbst. Die Befürchtung der befragten Politiker und IT-Verantwortlichen, die 
Demographie bzw. ein höheres Durchschnittsalter im jeweiligen Land / der   
jeweiligen Gemeinde könnte eine Problematik bei der Einführung und           
Akzeptanz der Bürger von E-Demokratie und E-Voting darstellen, wird durch die 
vorliegenden Studienergebnisse eher bestätigt. Wie aber bereits in Abschnitt 
4.4 erläutert, dürfte diese Problematik in nur einigen Jahren, durch den Genera-
tionenwechsel nicht mehr bestehen. 
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6.3 Unterschiede zwischen den Ländern und 
Gemeinden 
Wie im Abschnitt 3.2 definiert, werden in diesem Kapitel die Hypothesen bewie-
sen bzw. verworfen. Dafür sind im speziellen zwei Faktoren identifiziert worden: 
die Größe der Gemeinde und das Vorwissen der Befragten. Bevor die  Hypo-
thesen behandelt werden, werden vorab allgemeine Ergebnisse im speziellen 
für jene Gemeinden ausgewertet, die die Bereitschaft zur Teilnahme an Pilot-
projekten gezeigt haben. So wird das gewonnene Gesamtbild zum Stand von 
E-Demokratie und E-Voting aus Sicht der verantwortlichen Politiker und          
IT-Leiter komplettiert. 
6.3.1 Länder / Gemeinden mit Bereitschaft für E-Voting 
Pilotprojekt 
Aus praktischer Sicht und um das Gesamtbild zu komplettieren ist es interes-
sant zu wissen, welches diejenigen Gemeinden sind, die eine besondere Be-
reitschaft zur Teilnahme an Pilotprojekten zeigen. Da fast alle der Befragten ein 
E-Voting Pilotprojekt durchführen würden, wenn sie kein Budget zur Verfügung 
stellen müssten, werden im Folgenden jene Gemeinden zur Auswertung heran-
gezogen, die sich auch vorstellen können das notwendige Budget selbst aufzu-
bringen. 
Die politisch Verantwortlichen folgender Gebietskörperschaften könnten sich 
vorstellen an einem Pilotprojekt teilzunehmen und dafür auch Budget zur     
Verfügung zu stellen: 
 Baden, Dornbirn und Graz (jeweils nur der politisch Verantwortliche) 
 Kufstein, Stadt Salzburg, Villach und Wolfsberg (jeweils auch der IT-
Verantwortliche) 
 Das Land Steiermark (politisch und IT-Verantwortlicher) 
 Das Land Vorarlberg (nach Abstimmung mit der Landesregierung wurde 
nur Bundesrat Jürgen Weiss befragt) 
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In Braunau wäre der IT-, nicht jedoch der politisch Verantwortliche bereit,   
Budget für einen Piloten zur Verfügung zu stellen. Damit sind die politischen 
Ansprechpartner von 9 der 39 Gebietskörperschaften der Grundgesamtheit zu 
einem solchen finanzierten Piloten bereit, darunter zwei Bundesländer und zwei 
Großstädte.  
Welches sind nun die für diese Ansprechpartner wichtigen Kriterien? 
6.3.1.1 Frage zur Bürgerkarte 
Diese ist das entscheidende Identifikationsmedium im Internet und ein Schlüs-
selbaustein für sicheres E-Voting. Aus obiger Liste (vgl. 6.3.1) gaben nur die 
Stadt Salzburg und das Land Steiermark an, bereits Bürgerkartendienste im 
Produktivbetrieb implementiert zu haben. 
Bedenklich scheint in diesem Zusammenhang die perzipierte Zukunftsaussicht 
der Bürgerkarte zu sein: aus obiger Liste (vgl. 6.3.1) sind nur die politisch Ver-
antwortlichen der Steiermark, Braunaus und Wolfsbergs der Meinung, dass in  
5 Jahren die Verbreitung der Bürgerkarte über 50% betragen würde. Hier 
scheint es nötig, auch alternative Zugangswege in Betracht zu ziehen. 
6.3.1.2 Einschätzung der Endgeräte  
Kiosksysteme werden von den Verantwortlichen mit Bereitschaft zur Teilnahme 
an einem Pilotprojekt unter Bereitstellung von eigenem Budget kaum positiv 
gesehen, ausgenommen von den politischen Interviewpartnern der Steiermark 
und Vorarlbergs, also der Anwender mit dem größten Potential. 
Ein Handy/Mobiltelefon-basiertes-System wird generell gut bewertet, außer von 
Baden, Graz und Vorarlberg (politischer Ansprechpartner) sowie von Kufstein 
und der Steiermark (IT-Verantwortliche).  
Das Internet wird generell als ideal oder gut angesehen (Ausnahme: Bürger-
meister von Dornbirn, der keine Meinung dazu abgab). 
Analysiert man die Kriterien, nach denen die Befragten ein zur Diskussion ste-
hendes System bewerten würden, so ergibt sich die folgende Übersicht. 
 














Baden   Enzersdorfer x x
Braunau Johann Außerhuber x
Dornbirn Wolfgang Rümmele
Graz Walter Ferk x
Kufstein Herbert Marschitz x 
Kufstein Peter Bochert
Stadt Salzburg Heinz Schaden x
Stadt Salzburg Bethold Rauchenschwandtner x
Steiermark Christofer Drexler x x x
Steiermark Werner Thaller x x
Villach Helmut Manzenreiter x
Villach Manfred Wundara x x
Vorarlberg Jürgen Weiss x x x
Wolfsberg Gerhard Seifried x x
Wolfsberg Josef Mostögl x
Roland  
 
Tabelle 27: Von den Befragten für die Bewertung der Endgeräte verwendete Kriterien  
Im Falle der Steiermark und Vorarlbergs waren Sicherheitsargumente wesent-
lich; in beiden Ländern bestehen bei den Ansprechpartnern (Clubobmann Drex-
ler und Bundesrat Weiss) auch bereits Erfahrung mit dem Thema (letzterer war 
Mitglied des Projektbeirates zu den Wahltests an der Wirtschaftsuniversität 
Wien vgl. 4.2). Beide waren im Übrigen auch die einzigen Gesprächspartner 
aus dieser Gruppe, die alle Kriterien verwendeten, sich also offenbar aufgrund 
ihres umfangreicheren Vorwissens der Komplexität des Themas bewusster 
sind. Das Maß an Erfahrung mit E-Demokratie Projekten spielt bei der Wahl der  
Bewertungskriterien allgemein aber offenbar keine Rolle.  
6.3.1.3 Einschätzung des Interesses der Bevölkerung 
Fast alle dieser Gruppe schätzen das Interesse der Bevölkerung an E-Voting 
als hoch/sehr hoch ein, dies kann vermutlich als ein wesentlicher Impetus für 
das Politikerinteresse gesehen werden.  
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6.3.2 Bereitschaft für E-Bürgerbefragungspilot 
Die folgende Tabelle zeigt eine Liste der politisch Verantwortlichen mit der Be-
reitschaft, an einem E-Bürgerbefragungspiloten teilzunehmen und im Spiegel  
dazu das perzipierte Interesse der Bürger und die empfundene objektive    Not-
wendigkeit. Die Tabelle zeigt klar, dass wohl auch hier die Bereitschaft der Ver-
antwortlichen vom perzipierten Interesse der Bürger getragen wird. 
Vergleicht man die Präferenzen für bestimmte Endgeräte, so ist das Internet 
das Medium erster Wahl (Ausnahme: Kapfenberg), das Mobiltelefon stößt auf 
weite Zustimmung (bis auf Baden, Braunau, Graz, Hallein, Kapfenberg und 












Interess der  
Bürger an E- 
Befragung hoch  




Amstetten Bürgermeister x x x 
Baden x x x 
Braunau Leiter öffentliche Dienste x
Eisenstadt Magistratsdirektor x
Graz Vizebürgermeister x x x 
Hallein Bürgermeister x x 
Kapfenberg Stadtamtsdirektor x x x 
Kärnten Landesamtsdirektor Stv. x
Klosterneuburg Bürgermeister x
Krems Bürgermeister x x x 
Kufstein Bürgermeister x x x 
Linz Bürgermeister x x x 
Stadt Salzburg  Bürgermeister x x x 
St. Pölten Bürgermeister x x x 
Steiermark Klubobmann x x x 
Steyr Bürgermeister x x x 
Wels Vizebürgermeister x x x 
Wolfsberg Bürgermeister x x x 
Enzersdorfer
 
Tabelle 28: Interesse an Bürgerbefragung 
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Die folgende Tabelle zeigt die Verwendung der Kriterien Verbreitung, Sicherheit 




















Amstetten Bürgermeister x x
Baden x x x
Braunau Leiter öffentliche Dienste x x x x
Eisenstadt Magistratsdirektor x x x x
Graz Vizebürgermeister x x
Hallein Bürgermeister x
Kapfenberg Stadtamtsdirektor x
Kärnten Landesamtsdirektor Stv. x x x
Klosterneuburg Bürgermeister x x
Krems Bürgermeister x x
Kufstein Bürgermeister x x 
Linz Bürgermeister x x
Stadt Salzburg Bürgermeister x x
St. Pölten  Bürgermeister x x
Steiermark Klubobmann x x x x
Steyr Bürgermeister x x
Wels Vizebürgermeister x x 
Wolfsberg Bürgermeister x x x
Enzersdorfer 
 
Tabelle 29: Verwendetes Beurteilungskriterium bei an Bürgerbefragungen Interessierten 
Auch hier ergibt sich generell kein Zusammenhang zwischen der Erfahrung der 
Betreffenden mit E-Demokratie und der Verwendung bestimmter Kriterien. Nur 
Braunau und Eisenstadt verwendeten alle Kriterien. 
Viele der Befragten verwenden überhaupt kein Kriterium, einige fokussierten 
sich im Gespräch auf ein einziges Kriterium, wobei hier kein Schwerpunkt zu 
erkennen ist. An dieser Stelle wurden die Befragten vom Interviewer nicht    ge-
führt, sondern es wurde in Bezug auf die Endgeräte nachgefragt und warum ein 
bestimmtes Endgerät vorteilhaft oder weniger akzeptabel sei – die Befragten 
wurden nicht direkt aufgefordert, Kriterien zu verwenden noch wurden Kriterien 
vorgegeben. Damit ergab diese – vordergründig nach den Endgeräten   zielen-
de Frage – ein recht authentisches Bild bezüglich der Beschäftigung des Inter-
viewpartners mit den Fragen elektronischer Demokratie und auch bezüglich der 
Sensibilität in Bezug auf bestimmte Fragen. 
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6.3.3 Überprüfung der Hypothesen 
Nachdem in den ersten beiden Abschnitten dieses Kapitels auf die Interessen 
der einzelnen Länder und Gemeinden im Detail eingegangen wurde, um so das 
Bild von E-Demokratie und E-Voting in Österreich zu vervollständigen, werden 
in diesem Abschnitt die in Abschnitt 3.2 definierten Hypothesen zu den Fakto-
ren „Größe der Gemeinde / des Landes“ und „Vorwissen / Vorbildung der Be-
fragten“ überprüft. Interessant in diesem Zusammenhang ist vorab, dass die 
beiden definierten Faktoren selbst untereinander in keinem Zusammenhang 
stehen. So kann die Frage, ob die Vertrautheit der Verantwortlichen mit der 
Thematik E-Demokratie / E-Voting mit der Größe der jeweiligen Gemeinde zu-
sammenhängt, eindeutig mit nein beantwortet werden. Es besteht kein          
signifikanter Zusammenhang zwischen den Parametern „Erfahrung mit            
E-Demokratie“ und „Größe der Gemeinde / des Landes“. 
6.3.3.1 Faktor: Größe der Gemeinde / des Landes 
Um die Hypothesen zum Faktor 1 „Größe der Gemeinde / des Landes“ zu 
überprüfen, wurde die Anzahl der Bürger der jeweiligen Gemeinde / des       
jeweiligen Landes (vgl. dazu auch Erhebungsumfang in Abschnitt 5.2) mit den 
jeweiligen Fragen zu den Hypothesen H0 1.1. bis H0 1.3. wie im folgenden            
beschrieben ausgewertet. Dafür wurden die Gemeinden / Länder in zwei      
Kategorien mit „weniger als 25.000 Einwohnern“ und mit „mehr als 25.000 Ein-
wohnern“ aufgeteilt. 
Um die Hypothese (H0) 1.1.: „Es gibt keinen Zusammenhang zwischen der 
Größe der Gemeinden / Länder und dem Status in der Einführung von             
E-Demokratie und E-Voting“ zu überprüfen, wurde die Anzahl der Bürger je 
Gemeinde (s.o.) mit den Antworten auf die Fragen „Welche                
E-Bürgerbeteiligungs-Projekte haben Sie durchgeführt, führen sie im Moment 
durch und welche sind geplant?“ und „Welche E-Voting-Projekte haben Sie 
durchgeführt, führen Sie im Moment durch und welche sind geplant?“, (vgl. 9.1 
Interviewleitfaden 1.1.1.) einem Chi-Quadrattest unterzogen. Die Antworten auf 
die beiden Fragen wurden dabei jeweils kategorisiert in „Nein: Keine Projekte 
durchgeführt“ und „Ja: Projekte durchgeführt“. Die Angaben „in Vorbereitung“ 
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oder „keine Angaben“ wurden in diesen Tests nicht berücksichtigt. Im Folgen-
den sind die beiden Auswertungen dargestellt. 
 
Case Processing Summary: Hypothese 1.1.(1) Haben Sie E-Partizipationsprojekte durchgeführt? 
 
Cases 
Valid Missing Total 
N Percent N Percent N Percent 
Haben Sie e-
Partizipationsprojekte durch-
geführt? * Bevölkerung in 2 
Katagorien 
47 70,1% 20 29,9% 67 100,0%
 




Bevölkerung in 2 Kategorien 




nein 23 19 42 
ja 2 3 5 











Pearson Chi-Square ,391a 1 ,532   
Continuity Correctionb ,023 1 ,880   
Likelihood Ratio ,391 1 ,532   
Fisher's Exact Test    ,654 ,438
Linear-by-Linear Association ,383 1 ,536   
N of Valid Cases 47     
a. 2 cells (50,0%) have expected count less than 5. The minimum expected count is 2,34. 
b. Computed only for a 2x2 table 
 
Tabelle 30: Auswertung zu Hypothese 1.1.(1) „Haben Sie E-Partizipationsprojekte durchge-
führt?“ mit „Größe der Gemeinde / des Landes“ 
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Case Processing Summary: Hypothese 1.1 (2) Haben Sie E-Voting Projekte durchgeführt? 
 
Cases 
Valid Missing Total 
N Percent N Percent N Percent 
Haben Sie e-Votingprojekte 
durchgeführt? * Bevölkerung 
in 2 Katagorien 
46 68,7% 21 31,3% 67 100,0%
 
 




Bevölkerung in 2 Kategorien 
Total <25.000 >25.000 
Haben Sie e-Votingprojekte 
durchgeführt? 
nein 21 21 42 
ja 3 1 4 












Pearson Chi-Square ,915a 1 ,339   
Continuity Correctionb ,187 1 ,665   
Likelihood Ratio ,960 1 ,327   
Fisher's Exact Test    ,609 ,338
Linear-by-Linear Association ,895 1 ,344   
N of Valid Cases 46     
a. 2 cells (50,0%) have expected count less than 5. The minimum expected count is 1,91. 
b. Computed only for a 2x2 table 
 
Tabelle 31: Auswertung zu Hypothese 1.1.(2) „Haben Sie E-Voting-Projekte durchgeführt?“ mit 
„Größe der Gemeinde / des Landes“ 
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Wie in obigen Kreuztabellen ersichtlich, ist die durchgeführte Anzahl der Projek-
te insgesamt sehr gering. Die totalen Zahlen sind, wie in den Chi-Quadrat-
Testtabellen ersichtlich, für den Chi-Quadrat-Test zu niedrig. Dieser ist daher 
nicht valide. (vgl. jeweils „a“). Die Null-Hypothese, dass kein Zusammenhang 
zwischen der Größe der Gemeinde / des Landes und dem Status der Einfüh-
rung von E-Demokratie und E-Voting besteht, kann also nicht verworfen wer-
den. Aus den absoluten Zahlen lässt sich allerdings schließen, dass der Status 
der Einführung von E-Demokratie und E-Voting zum Zeitpunkt der Befragung 
noch sehr niedrig war. 
Um die Hypothese (H0) 1.2.: „Es gibt keinen Zusammenhang zwischen der 
Größe der Gemeinden / Länder und der Bereitschaft, E-Demokratie und          
E-Voting einzuführen“ zu überprüfen, wurde die Anzahl der Bürger (s.o.) mit 
den Antworten auf die Frage „Wären Sie bereit ohne die vorhandenen Rechts-
normen Pilot-Projekte im Bereich E-Demokratie zu starten und Budget für diese 
bereit zu stellen?“ unter Ausschluss der Budgetfrage, einem Chi-Quadrat-Test 
unterzogen. Die Auswertung ist in folgenden Tabellen dargestellt. 
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Case Processing Summary: H 1.2. Bereitschaft zur Einführung 
 
Cases 
Valid Missing Total 
N Percent N Percent N Percent 
Ohne Budgetfrage: Wären 
Sie bereit Pilotprojekte 
durchzuführen? * Bevölke-
rung in 2 Katagorien 
24 35,8% 43 64,2% 67 100,0%
 
 
Ohne Budgetfrage: Wären Sie bereit Pilotprojekte durchzuführen? * Bevölke-
rung in 2 Katagorien Crosstabulation 
Count 
 
Bevölkerung in 2 Kategorien 
Total <25.000 >25.000 
Ohne Budgetfrage: Wären 
Sie bereit Pilotprojekte 
durchzuführen? 
nein 3 4 7 
ja 10 7 17 












Pearson Chi-Square ,509a 1 ,476   
Continuity Correctionb ,069 1 ,793   
Likelihood Ratio ,509 1 ,476   
Fisher's Exact Test    ,659 ,395
Linear-by-Linear Association ,488 1 ,485   
N of Valid Cases 24     
a. 2 cells (50,0%) have expected count less than 5. The minimum expected count is 3,21. 
b. Computed only for a 2x2 table 
Tabelle 32: Auswertung zu Hypothese 1.2. „Wären Sie bereit Pilotprojekte durchzuführen? (oh-
ne Budgetfrage)“ mit „Größe der Gemeinde / des Landes“ 
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Auch bei der Überprüfung dieser Hypothese, ist der Chi-Quadrat-Test, wie in 
obiger Abbildung ersichtlich, aufgrund der geringen Anzahl der Antworten nicht 
valide und die Null-Hypothese kann nicht verworfen werden. Eine leichte Ten-
denz zu Gunsten der kleineren Gemeinden lässt sich allerdings aus den absolu-
ten Zahlen ablesen. So haben von den kleineren Gemeinden mit weniger als 
25.000 Einwohnern nur drei mit einem definitiven „nein“ und zehn mit einem 
definitiven „ja“ geantwortet. Von den Gemeinden / Ländern mit mehr als 25.000 
Einwohnern hingegen vier mit „nein“ und nur sieben mit „ja“. 
Um die Hypothese (H0) 1.3.: „Es gibt keinen Zusammenhang zwischen der 
Größe der Gemeinden / Länder und der Einschätzung der Stärken und  Schwä-
chen der E-Voting Technologie“ zu überprüfen, wurde die Anzahl der Bürger 
(s.o.) mit den Antworten auf die Kontrollfrage zu den Stärken und Schwächen: 
„Sehen Sie eher Stärken oder eher Schwächen in einer elektronischen Durch-
führung der einzelnen Instrumente?“ ausgewertet. Die Chi-Quadrat-Tests sind 
auch hier, wie in obigen Auswertungen nicht valide und die Null-Hypothesen 
können daher nicht verworfen werden. Wiederum anhand der absoluten Zahlen, 
lässt sich jedoch deutlich zeigen, dass die Antworten sehr ausgewogen zwi-
schen den größeren und kleineren Ländern und Gemeinden gegeben wurden. 
So sind die Summen der totalen Antworten „eher      Stärken“ und „Stärken“ bei 
allen vier Instrumenten jeweils bei den Ländern / Gemeinden unter 25.000 Ein-
wohnern fast gleich mit jenen über 25.000 Einwohnern. Diese Summen betra-
gen für Bürgerbefragungen 22 und 22, für Bürgerinitiativen 21 und 21, für Ab-
stimmungen 22 und 21 und für Wahlen 19 und 20. Auch bei den Antworten 
„eher Risiken“ und „Risiken“ zeigt sich hier ein ausgewogenes Bild. Die absolu-
ten Zahlen legen also den Schluss nahe, dass es keinen Zusammenhang zwi-
schen der Größe der Gemeinde / des Landes und der Einschätzung der Stär-
ken und Schwächen der E-Voting Technologie gibt. Die vier Kreuztabellen mit 
den absoluten Zahlen zu den Stärken und Schwächen der Instrumente Bürger-
befragung, Bürgerinitiative, Abstimmungen und Wahlen jeweils gekreuzt mit der 
Größe der Gemeinden / Länder sind im Folgenden dargestellt. Die Summen der 
Antworten „eher Stärken“ und „Stärken“ sind dabei in Klammer dargestellt. 
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Stärken/Schwächen Gesamt: Bürgerbefragung * Bevölkerung in  
2 Kategorien Crosstabulation 
Count 
 
Bevölkerung in 2 Kategorien 
Total <25.000 >25.000 
Stärken/Schwächen Gesamt: 
Bürgerbefragung 
eher Schwächen 1 3 4
neutral 2 1 3
eher Stärken 6 7 13
Stärken 
(Summe eher Stär-











Stärken/Schwächen Gesamt: Bürgerinitiative * Bevölkerung in  
2 Kategorien Crosstabulation 
Count 
 
Bevölkerung in 2 Kategorien 
Total <25.000 >25.000 
Stärken/Schwächen Gesamt: 
Bürgerinitiative 
Schwächen 1 1 2
eher Schwächen 0 3 3
neutral 3 1 4
eher Stärken 6 7 13
Stärken 
(Summe eher Stär-







Total 25 26 51
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Stärken/Schwächen Gesamt: Abstimmungen * Bevölkerung in  
2 Kategorien Crosstabulation 
Count 
 
Bevölkerung in 2 Kategorien 
Total <25.000 >25.000 
Stärken/Schwächen Gesamt: 
Abstimmungen 
Schwächen 0 1 1
eher Schwächen 1 2 3
neutral 2 2 4
eher Stärken 9 7 16
Stärken 
(Summe eher Stär-











Stärken/Schwächen Gesamt: Wahlen * Bevölkerung in 2 Kategorien Crosstabulation 
Count 
 
Bevölkerung in 2 Kategorien 
Total <25.000 >25.000 
Stärken/Schwächen Gesamt: 
Wahlen 
Schwächen 0 1 1
eher Schwächen 3 3 6
neutral 3 2 5
eher Stärken 9 7 16
Stärken 
(Summe eher Stär-







Total 25 26 51
Tabelle 33: Auswertungen zu Hypothese 1.3.(1) „Stärken und Schwächen der elektronischen 
Durchführung der vier Instrumente“ mit „Größe der Gemeinde / des Landes“ (mit Summen) 
Auch bei den Auswertungen zu den Antworten auf die Kontrollfrage zu den 
Chancen und Risiken „Sehen Sie eher Chancen oder eher Risiken in einen  
umfassenden Einsatz von E-Demokratie?“ waren die Chi-Quadrat-Tests mit 
dem Faktor „Größe der Gemeinde / des Landes“ nicht valide. Jedoch ähnlich 
wie oben bei den Stärken und Schwächen zeigt sich bei den absoluten Zahlen 
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ein sehr ausgewogenes Verhältnis zwischen den größeren und kleineren Län-
dern und Gemeinden. 
So sind die Summen der totalen Antworten „eher Chancen“ und „Chancen“ bei 
allen vier Instrumenten jeweils bei den Ländern / Gemeinden unter 25.000  
Einwohnern fast gleich mit jenen über 25.000 Einwohnern. Diese Summen 
betragen für Bürgerbefragungen 21 und 22, für Bürgerinitiativen 20 und 20, für 
Abstimmungen 19 und 18 und für Wahlen 14 und 16. Auch bei den Antworten 
„eher Risiken“ und „Risiken“ zeigt sich hier ein ausgewogenes Bild. Einziger 
Ausreißer sind die totalen Werte der Antworten „sehe eher Risiken“ bei der Ein-
schätzung der Chancen und Risiken der E-Voting Technologie für Wahlen. Hier 
liegt der Wert bei den Gemeinden / Ländern mit weniger als 25.000 Einwohnern 
bei 9, jener der Gemeinden Ländern mit mehr als 25.000 Einwohnern bei 5. Es 
könnte hier also einen Zusammenhang geben. Aufgrund der geringen Sample-
größe ist aber eine valide Aussage auch hier nicht möglich. Insgesamt legen die 
absoluten Zahlen auch hier den Schluss nahe, dass es keinen  Zusammenhang 
zwischen der Größe der Gemeinde / des Landes und der Einschätzung der 
Chancen und Risiken der E-Voting Technologie gibt. Die vier Kreuztabellen mit 
den absoluten Zahlen zu den Chancen und Risiken der Instrumente Bürgerbe-
fragung, Bürgerinitiative, Abstimmungen und Wahlen  jeweils gekreuzt mit der 
Größe der Gemeinden / Länder sind im Folgenden dargestellt. Die Summen der 
Antworten „eher Chancen“ und „Chancen“ sind dabei in Klammer dargestellt. 
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Chancen/Risiken Gesamt: Bürgerbefragungen * Bevölkerung in  
2 Kategorien Crosstabulation 
Count 
 
Bevölkerung in 2 Kategorien 
Total <25.000 >25.000 
Chancen/Risiken Gesamt: 
Bürgerbefragungen 
eher Risiken 3 2 5 
neutral 1 2 3 











Total 25 26 51 
 
 
Chancen/Risiken Gesamt: Bürgerinitiativen * Bevölkerung in  
2 Kategorien Crosstabulation 
Count 
 
Bevölkerung in 2 Kategorien 
Total <25.000 >25.000 
Chancen/Risiken Gesamt: 
Bürgerinitiativen 
Risiken 0 1 1 
eher Risiken 3 2 5 
neutral 2 3 5 











Total 25 26 51 
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Chancen/Risiken Gesamt: Abstimmungen * Bevölkerung in  
2 Kategorien Crosstabulation 
Count 
 
Bevölkerung in 2 Kategorien 
Total <25.000 >25.000 
Chancen/Risiken Gesamt: 
Abstimmungen 
Risiken 0 1 1 
eher Risiken 5 6 11 
neutral 1 1 2 











Total 25 26 51 
 
 
Chancen/Risiken Gesamt:Wahlen * Bevölkerung in  
2 Kategorien Crosstabulation 
Count 
 
Bevölkerung in 2 Kategorien 
Total <25.000 >25.000 
Chancen/Risiken Ge-
samt:Wahlen 
Risiken 1 2 3 
eher Risiken 9 5 14 
neutral 1 3 4 











Total 25 26 51 
 
Tabelle 34: Auswertungen zu Hypothese 1.3.(2) „Chancen und Risiken der elektronischen 
Durchführung der vier Instrumente“ mit „Größe der Gemeinde / des Landes“(mit Summen) 
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Fest zu halten ist hier noch einmal, wie auch bereits in Abschnitt 6.1.5 festge-
stellt, dass vor allem bei den Chancen und Risiken die Anzahl derjenigen Be-
fragten die „Chancen“ oder „eher Chancen“ sehen, beim Instrument Wahlen am 
geringsten sind. 
Nachdem die Hypothesen zum Faktor „Größe der Gemeinde / des Landes“ 
überprüft wurden, werden im folgenden Abschnitt die Hypothesen zum Faktor 
„Vertrautheit mit der Thematik / Vorwissen“ überprüft. 
 
6.3.3.2 Faktor: Vertrautheit mit der Thematik / Vorwissen 
Um die Hypothesen zum Faktor 2 „Vorwissen der befragten Verantwortlichen“ 
zu überprüfen, wurden die Antworten auf die Frage: „Was haben sie schon über 
die Thematik E-Demokratie und E-Voting gehört bzw. in welcher Form sind sie 
schon konkret mit der Thematik in Kontakt gekommen?“ mit den jeweiligen Fra-
gen zu den Hypothesen H0 2.1. bis H0 2.3. wie im folgenden beschrieben aus-
gewertet. Dabei wurden die Befragten aufgrund Ihrer Antworten in drei Katego-
rien eingeteilt: „sehr wenig oder wenig Erfahrung mit der Thematik“, „mittlere 
Erfahrung mit der Thematik“ und „viel oder sehr viel Erfahrung mit der Thema-
tik“. 
Um die Hypothese (H0) 2.1.: „Es besteht kein Zusammenhang zwischen dem 
Vorwissen der Befragten und dem Status der Einführung von E-Demokratie und 
E-Voting“ zu überprüfen, wurde die „Erfahrung der Befragten“ (s.o.) mit den 
Antworten auf die Frage „Welche E-Bürgerbeteiligungs-Projekte haben Sie 
durchgeführt, führen sie im Moment durch und welche sind geplant?“ und „Wel-
che E-Voting-Projekte haben Sie durchgeführt, führen Sie im Moment durch 
und welche sind geplant?“ (vgl. 9.1 Interviewleitfaden 1.1.1) einem Chi-Quadrat-
Test unterzogen. Die Antworten auf die beiden Fragen wurden dabei jeweils 
kategorisiert in „Nein: Keine Projekte durchgeführt“ und „Ja: Projekte durchge-
führt“. Die Angaben „in Vorbereitung“ oder „keine Angaben“ wurden in diesen 
Tests nicht berücksichtigt. Im Folgenden sind die beiden Auswertungen darge-
stellt. 
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Case Processing Summary: H 2.1. (1) „Haben Sie E-Partizipationsprojekte durchgeführt?“ 
 
Cases 
Valid Missing Total 
N Percent N Percent N Percent 
Haben Sie                           
E-Partizipationsprojekte 
durchgeführt? * Erfahrung mit 
E-Democracy in 3 Kategorien 
60 89,6% 7 10,4% 67 100,0%
 
 
Haben Sie E-Partizipationsprojekte durchgeführt? * Erfahrung mit E-Democracy in  
3 Kategorien Crosstabulation 
Count 
 
Erfahrung mit E-Democracy in 3 Kategorien 
Total 
sehr wenig oder 
wenig mittel 
viel oder sehr 
viel 
Haben Sie                       
E-Partizipationsprojekte 
durchgeführt? 
nein 24 5 19 48
ja 5 3 3 11
keine Angabe 0 1 0 1








Pearson Chi-Square 7,866a 4 ,097
Likelihood Ratio 5,881 4 ,208
Linear-by-Linear Association ,009 1 ,923
N of Valid Cases 60   
a. 5 cells (55,6%) have expected count less than 5. The minimum ex-
pected count is ,15. 
Tabelle 35: Auswertung zu Hypothese 2.1.(1) „Haben Sie E-Partizipationsprojekte durchge-
führt?“ mit „Erfahrung mit E-Demokratie“ 
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Case Processing Summary: H 2.1 (2) „Haben Sie E-Voting Projekte durchgeführt 
 
Cases 
Valid Missing Total 
N Percent N Percent N Percent 
Haben Sie E-Votingprojekte 
durchgeführt? * Erfahrung mit 
E-Democracy in 3 Kategorien 
59 88,1% 8 11,9% 67 100,0%
 
 
Haben Sie E-Votingprojekte durchgeführt? * Erfahrung mit E-Democracy in  
3 Kategorien Crosstabulation 
Count 
 
Erfahrung mit e-Democracy in 3 Kategorien 
Total 
sehr wenig oder 
wenig mittel 
viel oder sehr 
viel 
Haben Sie                        
E-Votingprojekte        
durchgeführt? 
nein 27 7 20 54
ja 1 1 2 4
keine Angabe 0 1 0 1








Pearson Chi-Square 6,663a 4 ,155
Likelihood Ratio 4,909 4 ,297
Linear-by-Linear Association ,283 1 ,595
N of Valid Cases 59   
a. 6 cells (66,7%) have expected count less than 5. The minimum ex-
pected count is ,15. 
Tabelle 36: Auswertung zu Hypothese 2.1.(2) „Haben Sie E-Voting-Projekte durchgeführt?“ mit 
„Erfahrung mit E-Demokratie“ 
E-Demokratie und E-Voting in Österreich Seite 129 
Wie in obigen Kreuztabellen ersichtlich, ist wie im vorherigen Abschnitt, die 
durchgeführte Anzahl der Projekte insgesamt sehr gering. Die totalen Zahlen 
sind, wie in den Chi-Quadrat-Testtabellen ersichtlich, für den Chi-Quadrat-Test 
zu niedrig. Dieser ist daher nicht valide. (vgl. jeweils „a“). Die Null-Hypothese, 
dass kein Zusammenhang zwischen dem Vorwissen der Befragten in den   
Gemeinden / Ländern und dem Status der Einführung von E-Demokratie und E-
Voting besteht, kann also nicht verworfen werden. Auch die absoluten Zahlen 
lassen hier keine Interpretation zu. 
Um die Hypothese (H0) 2.2.: „Es besteht kein Zusammenhang zwischen dem 
Vorwissen der Befragten und der Bereitschaft, E-Demokratie und E-Voting ein-
zuführen“ zu überprüfen wurde die „Erfahrung der Befragten“ (s.o.) mit den 
Antworten auf die Frage „Wären Sie bereit ohne die vorhandenen Rechtsnor-
men Pilot-Projekte im Bereich E-Demokratie zu starten und Budget für diese 
bereit zu stellen?“ unter Ausschluss der Budgetfrage, einem Chi-Quadrat-Test 
unterzogen. Die Ergebnisse der Auswertung sind in folgenden Tabellen darge-
stellt. 
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Case Processing Summary: H 2.2. Bereitschaft zur Einführung 
 
Cases 
Valid Missing Total 
N Percent N Percent N Percent 
Ohne Budgetfrage: Wären 
Sie bereit Pilotprojekte 
durchzuführen? * Erfahrung 
mit E-Democracy in 3 Kata-
gorien 
30 44,8% 37 55,2% 67 100,0%
 
 
Ohne Budgetfrage: Wären Sie bereit Pilotprojekte durchzuführen? * Erfahrung mit E-Democracy 
in 3 Kategorien Crosstabulation 
Count 
 
Erfahrung mit E-Democracy in 3 Kategorien 
Total 
sehr wenig oder 
wenig mittel 
viel oder sehr 
viel 
Ohne Budgetfrage: Wären 
Sie bereit Pilotprojekte 
durchzuführen? 
nein 7 (44%) 1 3 ; ∑ 4 (29%) 11
ja 9 (56%)
 
5 5 ; ∑  10 (71%) 19








Pearson Chi-Square 1,382a 2 ,501
Likelihood Ratio 1,508 2 ,471
Linear-by-Linear Association ,217 1 ,642
N of Valid Cases 30   
a. 3 cells (50,0%) have expected count less than 5. The minimum ex-
pected count is 2,20. 
Tabelle 37: Auswertungen zu Hypothese 2.2. . „Wären Sie bereit Pilotprojekte durchzuführen?“ 
(ohne Budgetfrage) mit „Erfahrung in E-Demokratie“ 
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Auch bei der Überprüfung dieser Hypothese, ist der Chi-Quadrat-Test, wie in 
obiger Abbildung ersichtlich, aufgrund der geringen Anzahl der Antworten nicht 
valide und die Null-Hypothese kann daher nicht verworfen werden. Bei den  ab-
soluten Zahlen der Kreuztabelle ist das Verhältnis der Ja-Antworten zur jeweili-
gen Spalten-Summe bei den Befragten mit mittlerer und viel oder sehr viel Er-
fahrung deutlich höher. So sind von den 16 Befragten mit sehr wenig oder we-
nig Erfahrung 9 (oder 56%) bereit an einem Pilotprojekt teilzunehmen, 7 (oder 
44%) hingegen sind nicht bereit an einem Pilotprojekt teilzunehmen. Von den-
jenigen mit mittlerer Erfahrung und viel bzw. sehr viel Erfahrung (Summe 14 
Befragte) sind hingegen nur 4 Befragte (oder 29%) nicht bereit an einem Pilot-
projekt teilzunehmen, 10 (oder 71%) sind jedoch bereit an einem Pilotprojekt 
teilzunehmen. Dies lässt zumindest die Vermutung zu, dass eine gewisse Er-
fahrung bzw. ein gewisses Vorwissen die Bereitschaft zur Teilnahme an Pilot-
projekten fördert. 
Um die Hypothese (H0) 2.3.: „Es besteht kein Zusammenhang zwischen dem 
Vorwissen der Befragten und der Einschätzung der Stärken und Schwächen 
der E-Voting Technologie“ zu überprüfen wurde die „Erfahrung der Befragten“ 
(s.o.) mit den Antworten auf die Kontrollfrage zu den Stärken und Schwächen: 
„Sehen Sie eher Stärken oder eher Schwächen in einer elektronischen Durch-
führung der einzelnen Instrumente?“ ausgewertet. 
Die Chi-Quadrat-Tests sind auch hier, wie in obigen Auswertungen nicht valide 
und die Null-Hypothesen können daher nicht verworfen werden. Daher bleibt 
einzig die Interpretation der absoluten Zahlen. Die vier Kreuztabellen mit den 
absoluten Zahlen zu den Stärken und Schwächen der Instrumente Bürgerbe-
fragung, Bürgerinitiative, Abstimmungen und Wahlen jeweils gekreuzt mit der 
der Erfahrung der Befragten sind im Folgenden dargestellt. 
 






Erfahrung mit E-Democracy in 3 Kategorien 
Total 
sehr wenig 
oder wenig mittel 





eher Schwächen 3 2 0 5
neutral 5 0 1 6
eher Stärken 9 4 5 18
Stärken 15 4 16 35







Erfahrung mit E-Democracy in 3 Kategorien 
Total 
sehr wenig 
oder wenig mittel 




Schwächen 1 0 1 2
eher Schwächen 2 2 0 4
neutral 5 0 2 7
eher Stärken 9 4 5 18
Stärken 15 4 14 33
Total 32 10 22 64
 






Erfahrung mit E-Democracy in 3 Kategorien 
Total 
sehr wenig 
oder wenig mittel 




Schwächen 1 0 0 1
eher Schwächen 2 2 0 4
neutral 5 0 2 7
eher Stärken 10 4 7 21
Stärken 14 4 13 31







Erfahrung mit E-Democracy in 3 Kategorien 
Total 
sehr wenig 
oder wenig mittel 




Schwächen 1 0 0 1
eher Schwächen 2 2 3 7
neutral 6 0 2 8
eher Stärken 12 4 5 21
Stärken 11 4 12 27
Total 32 10 22 64
 
Tabelle 38: Auswertungen zu Hypothese 2.3.(1) „Stärken und Schwächen der elektronischen 
Durchführung der vier Instrumente“ mit „Erfahrung in E-Demokratie“ 
Betrachtet man die absoluten Zahlen in Bezug auf die Verteilung derjenigen die 
„eher Stärken bzw. Stärken“ sehen im Verhältnis zu ihrem Vorwissen, so ergibt 
sich das Bild in folgender Tabelle. 
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Antwort: Eher Stärken 
bzw. Stärken 
Sehr wenig oder wenig 
Erfahrung 
Mittlere Erfahrung Viel oder sehr viel Er-
fahrung 
Bürgerbefragungen 24 (75%) 8 (80%) 21 (95%) 
Bürgerinitiativen 24 (75%) 8 (80%) 19 (86%) 
Abstimmungen 24 (75%) 8 (80%) 20 (91%) 
Wahlen 23 (72%) 8 (80%) 17 (77%) 
Antworten gesamt 32 10 22 
 
Tabelle 39: Auswertungen zu Hypothese 2.3.(1) Nur Antworten „eher Stärken und Stärken“ 
Auffällig ist, dass der Prozentsatz derjenigen, die „eher Stärken oder Stärken“ 
sehen, im Verhältnis zur jeweiligen Gruppe bzw. Anzahl der gesamten Antwor-
ten in den drei Gruppen mit steigender Erfahrung ebenfalls steigt. Die Gruppe 
der Befragten mit „viel oder sehr viel Erfahrung“ hat durchweg die höchsten 
Prozentsätze und sieht somit mehr Stärken als Schwächen bei der elektroni-
schen Durchführung der vier direktdemokratischen Instrumente. Einzig bei 
Wahlen sehen „nur“ 77% der Befragten aus der Gruppe mit „viel oder sehr viel 
Erfahrung“ „eher Stärken oder Stärken“. Anscheinend fördert die Erfahrung 
zwar die positive Sicht auf die E-Voting Technologie an sich, steigert aber auch 
die kritische Haltung gegenüber deren Einsatz bei politischen Wahlen.  
Auch bei den Auswertungen zu den Antworten auf die Kontrollfrage zu den 
Chancen und Risiken „Sehen Sie eher Chancen oder eher Risiken in einen um-
fassenden Einsatz von E-Demokratie?“ waren die Chi-Quadrat-Tests mit dem 
Faktor „Erfahrung der Befragten“ nicht valide. Auf folgenden Seiten sind die 
Kreuztabellen mit den absoluten Zahlen der Befragten zu den vier direktdemo-
kratischen Instrumenten abgebildet. 





Erfahrung mit E-Democracy in 3 Kategorien 
Total 
sehr wenig 
oder wenig mittel 




eher Risiken 4 1 1 6
neutral 1 1 1 3
eher Chancen 14 5 7 26
Chancen 12 2 13 27






Erfahrung mit E-Democracy in 3 Kategorien 
Total 
sehr wenig 
oder wenig mittel 




Risiken 0 0 1 1
eher Risiken 4 1 1 6
neutral 1 1 3 5
eher Chancen 13 5 5 23
Chancen 13 2 12 27





Erfahrung mit E-Democracy in 3 Kategorien 
Total 
sehr wenig oder 
wenig mittel 




Risiken 1 0 0 1
eher Risiken 8 2 2 12
neutral 0 0 2 2
eher Chancen 12 4 10 26
Chancen 10 3 8 21
Total 31 9 22 62





Erfahrung mit E-Democracy in 3 Kategorien 
Total 
sehr wenig oder 
wenig mittel 




Risiken 2 0 1 3
eher Risiken 10 2 3 15
neutral 0 0 4 4
eher Chancen 12 5 6 23
Chancen 7 2 8 17
Total 31 9 22 62
 
Tabelle 40: Auswertungen zu Hypothese 2.3.(2) „Chancen und Risiken der elektronischen 
Durchführung der vier Instrumente“ mit „Erfahrung in E-Demokratie“ 
Wagt man bei den Antworten zu den Chancen und Risiken der E-Voting Tech-
nologie, wie oben bei der Analyse der Stärken und Schwächen, den Interpreta-
tionsansatz der Relation innerhalb der Gruppe „Ich sehe eher Chancen oder 
Chancen“ mit der jeweiligen Erfahrung, so wie in folgender Tabelle ersichtlich, 
ergibt sich kein so ein eindeutiges Bild wie bei den Stärken und Schwächen. 
 
Antwort: Eher Chancen 
und Chancen 
Sehr wenig oder wenig 
Erfahrung 
Mittlere Erfahrung Viel oder sehr viel Er-
fahrung 
Bürgerbefragungen 26 (84%) 7 (78%) 20 (91%) 
Bürgerinitiativen 26 (84%) 7 (78%) 17 (77%) 
Abstimmungen 22 (69%) 7 (78%) 18 (82%) 
Wahlen 19 (61%) 7 (78%) 14 (64%) 
Antworten gesamt 31 9 22 
 
Tabelle 41: Auswertungen zu Hypothese 2.3.(2) Nur Antworten „eher Chancen und Chancen“ 
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Vergleicht man jedoch nur die erste Spalte „sehr wenig oder wenig Erfahrung“ 
mit der letzten Spalte „viel oder sehr viel Erfahrung“, so zeigt sich, mit einem 
Ausreißer beim Instrument der Bürgerinitiativen, dass diejenigen mit viel oder 
sehr viel Erfahrung auch zu einem höheren Prozentsatz „eher Chancen bzw. 
Chancen“ im Einsatz der E-Voting Technologie sehen. 
Nachdem in diesem Abschnitt die Hypothesen überprüft wurden, werden im 
Folgenden letzten Abschnitt der Arbeit die Ergebnisse zusammengefasst und 
die entsprechenden Schlussfolgerungen gezogen. 
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7 Zusammenfassung und 
Schlussfolgerungen 
Generell ist Österreich im internationalen Vergleich in Bezug auf E-Demokratie 
relativ weit entwickelt. Insbesondere beim E-Government ist Österreich, wie in 
Abschnitt 4.2 über den aktuellen Stand der Entwicklung von E-Demokratie und 
E-Voting in Österreich ausgeführt, in der Umsetzung der EU-Richtlinien vor-
bildlich. Auch in Bezug auf den Stand der Entwicklung und des Einsatzes von      
E-Voting im internationalen Vergleich belegt Österreich einen der vorderen 
Plätze. E-Voting wurde zwar, wie zum Beispiel in der Schweiz, in Österreich 
noch nicht rechtsverbindlich bei politischen Wahlen eingesetzt, aber Nicht-
Regierungsorganisationen, wie die Wirtschaftskammer oder die Österreichische 
Hochschülerschaft haben, wie in Abschnitt 4.3 erläutert, E-Voting bereits erfolg-
reich und rechtsverbindlich bei institutionellen Wahlen eingesetzt. 
Auch aufgrund dieser, teilweise sehr aktuellen öffentlichen Testläufe der          
E-Voting Technologie, sind E-Demokratie und im speziellen E-Voting in        
Österreich ein aktuelles Thema, über dessen Vor- bzw. Nachteile in Fachkrei-
sen auch international sehr intensiv diskutiert wird. In Abschnitt 4.4 dieser Arbeit 
konnte gezeigt werden, dass die fachliche Diskussion sehr differenziert und de-
tailliert geführt wird, dass es aber für fast jeden relevanten Aspekt, wie zum 
Beispiel die mögliche Erhöhung der Wahlbeteiligung durch den Einsatz von    E-
Voting, sowohl Pro-Argumente, als auch Contra-Argumente gibt. 
Die, in der Diskussion als Nutznießer bzw. Umsetzer von E-Demokratie und     
E-Voting angeführten, Anspruchsgruppen sind einerseits die Bürger, respektive 
die Wähler, andererseits die Politiker und IT-Verantwortlichen, die für die Imp-
lementierung der rechtlichen Grundlagen sowie die praktische Umsetzung der 
neuen Technologien verantwortlich sind. Mit der ersten Anspruchsgruppe, den 
Bürgern und ihrer Einstellung gegenüber E-Demokratie und E-Voting            
beschäftigten sich in Österreich, wie in Abschnitt 6.2 ausgeführt, bereits     meh-
rere Studien. In Bezug auf die Einstellung der zweiten Anspruchsgruppe, den 
Politikern und IT-Verantwortlichen der Länder und Gemeinden Österreichs la-
gen, wie im Abschnitt 3.1 über die Forschungslücke ausgeführt, bis dato noch 
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keine Untersuchungen vor. Diese Lücke konnte durch die vorliegende Arbeit 
geschlossen werden. 
Hierfür wurde in Abschnitt 3.2 das Forschungsziel formuliert, um ein umfassen-
des Bild der aktuellen Situation im Bereich E-Demokratie und E-Voting in Öster-
reich aus Sicht der verantwortlichen Politiker und IT-Leiter zu erheben. Schwer-
punktmäßig wurden dabei mögliche Unterschiede zwischen den Ländern und 
Gemeinden untersucht. Hierfür wurden zwei Faktoren, die möglicherweise   
diese Unterschiede bedingen könnten, identifiziert: „die Größe der Gemeinde / 
des Landes“ und „das Vorwissen der Befragten in Bezug auf E-Demokratie und      
E-Voting“. Daraus folgend wurden zu jedem dieser beiden Faktoren drei Hypo-
thesen abgeleitet.  
Um das Forschungsziel zu erreichen und die Hypothesen zu überprüfen, wurde 
unter den Politikern und IT-Verantwortlichen der Länder und der 30 größten 
Gemeinden Österreichs eine Erhebung mittels leitfadengestützten Intensiv-
interviews durchgeführt. Die Methodik des leitfadengestützten Intensiv-
interviews wurde, wie in Abschnitt 5.1 zur Methodik erläutert, dabei aufgrund 
der Möglichkeit sowohl qualitative als auch quantitative Aspekte optimal zu         
erfassen, innerhalb der Methoden der empirischen Sozialforschung als         
besonders geeignet identifiziert. Für die Befragung wurde basierend auf der 
„Kategorisierung der Voraussetzungen für die Einführung von E-Voting auf   
politischer Ebene (vgl. Abschnitt 4.1.5) der Interviewleitfaden (im Original im 
Anhang 9.1) entwickelt. Um die Einschätzung der Befragten in Bezug auf die 
möglichen Stärken und Schwächen bzw. Chancen und Risiken der E-Voting 
Technologie systematisch zu erheben, wurde zusätzlich auf Basis der in       
Abschnitt 4.4 dargestellten aktuellen Diskussion eine eigens für diese Fragestel-
lung angepasste SWOT-Analyse (vgl. 5.1.2) in den Interviewleitfaden integriert. 
Die Erhobenen Daten wurden in der Folge, wie in Abschnitt 5.3 erläutert, mittels 
SPSS ausgewertet. 
Die ausgewerteten Ergebnisse der Erhebung zum Stand von E-Demokratie und 
E-Voting in Österreich aus Sicht der verantwortlichen Politiker und IT-Leiter 
wurden in Abschnitt 6.1 im Detail dargelegt und interpretiert. Die zentralen    
Ergebnisse können wie folgt, gegliedert nach den Abschnitten des                
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Interviewleitfadens, stichpunktartig zusammengefasst werden. (vgl. Heppner, 
Prosser 2007). 
Wichtigste Ergebnisse zum Fragenabschnitt „Einordnung der Befragten“: 
- Etwa die Hälfte der befragten verantwortlichen Politiker und IT-Leiter hat 
keine oder wenig Erfahrung mit der Thematik E-Demokratie. 
- Etwa ein Drittel der Befragten hat hingegen viel oder sehr viel Erfahrung 
mit der Thematik E-Demokratie. 
- Die IT-Verantwortlichen haben generell deutlich mehr Erfahrung mit der 
Thematik als die politisch Verantwortlichen. 
Wichtigste Ergebnisse zum Fragenabschnitt „Voraussetzungen für die Einfüh-
rung von E-Demokratie“: 
- Die befragten Gemeinden / Länder haben zwar wenige, aber sehr gute 
Erfahrungen mit durchgeführten E-Partizipationsprojekten. 
- Die Bereitschaft für die Teilnahme an Pilotprojekten für                
E-Bürgerbefragung ist trotz fehlender rechtlicher Basis deutlich vorhan-
den. 
Wichtigste Ergebnisse zum Fragenabschnitt „Bedarf und Situation“: 
- 69,5 % der Befragten sehen einen real vorhandenen Bedarf darin,    
Bürgerbefragungen elektronisch durchzuführen. 
- 90% der politisch Verantwortlichen können sich die Teilnahme an einem 
E-Voting Piloten vorstellen, hingegen nur 70% der IT-Verantwortlichen. 
Wichtigstes Ergebnis zum Fragenabschnitt „Bewertung Endgeräte“: 
- Das Internet wird von den verantwortlichen Politikern und IT-Leitern für 
E-Voting als ideal empfunden, besonders von Befragten, die auf         
Benutzerfreundlichkeit Wert legen. 
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Wichtigste Ergebnisse zum Fragenabschnitt „Einschätzung der Stärken und 
Schwächen“: 
- Der Nutzen für die Bürger steht für die Befragten gegenüber dem mögli-
chen höheren Aufwand (im Vergleich zu herkömmlicher Durchführung 
von Wahlen) und den damit möglicher Weise verbundenen höheren Kos-
ten für die Verwaltung eindeutig im Vordergrund. 
- Die mögliche Einführung elektronischer Systeme wird von den Verant-
wortlichen als Unterstützung der Demokratie und als Service am Bürger 
gesehen und nicht vom Aufwand abhängig gemacht. 
- Insgesamt überwiegt die Ansicht, dass die Stärken von                
E-Demokratiesystemen den möglichen Aufwand bzw. die potentiellen 
Schwächen rechtfertigen. 
Wichtigste Ergebnisse zum Fragenabschnitt „Einschätzung der Chancen und 
Risiken“: 
- Außer bei Wahlen erwarten die Befragten eine deutliche Erhöhung der 
Verwendung der direktdemokratischen Instrumente (Bürgerbefragungen, 
Bürgerinitiativen und Abstimmungen) durch die Einführung elektronischer 
Systeme. 
- Die Mehrheit der Befragten geht davon aus, dass durch den Einsatz der 
E-Voting Technologie die (Wahl-)Beteiligung zu steigern ist. 
- Es wird insgesamt von einem geringen, aber positiven Einfluss elektroni-
scher Systeme auf die Wertigkeit der direktdemokratischen Instrumente 
beim Bürger ausgegangen. 
- Es werden eher Chancen als Risiken in E-Voting-Systemen  
gesehen. 
 
In Abschnitt 6.2. wurde die Einschätzung der befragten Politiker und IT-Leiter 
zur Einstellung Ihrer Bürger gegenüber E-Demokratie und E-Voting mit der wirk-
lichen Einstellung der Bürger, wie in mehreren Studien durch Prosser, Guo und 
Lenhardt unter den österreichischen Bürgern erhoben (vgl. 6.2), verglichen. 
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Dabei stellte sich heraus, dass das wirkliche Interesse der Bürger an                
E-Diskussion, sowohl von den politischen wie auch den IT-Verantwortlichen 
deutlich überschätzt wird, das Interesse an E-Voting jedoch im Wesentlichen 
korrekt eingeschätzt wurde. Hier lässt sich schlussfolgern, dass die befragten 
Verantwortlichen sich ihrer Rolle als Meinungsbildner sehr wohl bewusst sind, 
aber ihre positive Sicht von E-Demokratie gerne vorschnell auf Ihre Bürger 
übertragen. 
In Abschnitt 6.3. wurden die Unterschiede zwischen den Ländern und Gemein-
den zuerst im Detail ausgewertet. Dabei wurde der Schwerpunkt auf jene   Län-
der und Gemeinden gelegt, die zur Teilnahme an einem E-Voting Pilotprojekt 
bereit sind. In der Folge wurden die Hypothesen zu den beiden Faktoren „Grö-
ße der Gemeinde / des Landes“, sowie „Vertrautheit mit der Thematik / Vorwis-
sen“ überprüft. Dabei stellte sich leider heraus, dass die durchgeführten statisti-
schen Tests aufgrund der geringen Größe des Samples nicht valide    waren 
und die Hypothesen aus Abschnitt 3.2 nicht verworfen werden konnten. Jedoch 
ließen die absoluten Zahlen gewisse Interpretationen zu. 
Bezüglich der Hypothesen 1.1. und 2.1., für deren Überprüfung die beiden Fak-
toren mit dem Status der Einführung von E-Demokratie und E-Voting einem 
Kreuztest unterzogen wurden, lässt sich anhand der absoluten Zahlen leider 
kein Zusammenhang ableiten. Eindeutig ist einzig, dass der Status der Einfüh-
rung von E-Demokratie und E-Voting in den Ländern und Gemeinden Öster-
reichs noch sehr gering ist, da nur einige wenige Befragte angaben bereits 
Test-Projekte durchgeführt zu haben. 
Bei der Kreuztabelle zu Hypothese 1.2., mit der der Zusammenhang zwischen 
der „Größe der Gemeinde / des Landes“ und der Bereitschaft zur Einführung 
von E-Demokratie und E-Voting anhand der Antworten auf die Frage „Wären 
Sie bereit an einem Pilotprojekt teilzunehmen?“ untersucht wurde, konnte    an-
hand der absoluten Zahlen eine leichte Tendenz dahingehend abgeleitet     
werden, dass bei kleineren Gemeinden eine höhere Bereitschaft zur Einführung 
von E-Demokratie und E-Voting vorliegt. 
Bei der Überprüfung der Hypothesen 1.3. in Bezug auf die Chancen und Risi-
ken / Stärken und Schwächen ließ sich hingegen anhand der absoluten Zahlen 
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die Schlussfolgerung ziehen, dass es keinen Zusammenhang zwischen der 
Größe der Gemeinde / des Landes und der Einschätzung der Stärken und 
Schwächen / Chancen und Risiken gab, da die Antworten zwischen den großen 
und kleinen Gemeinden nahezu gleich verteilt sind. 
Bei der Auswertung zu Hypothese 2.2. lässt sich aufgrund der absoluten     
Zahlen der Schluss ziehen, dass besseres Vorwissen der Befragten die Bereit-
schaft zur Einführung von E-Demokratie und E-Voting begünstigt. 
Auch die Überprüfung der letzten Hypothese 2.3. lässt anhand der absoluten 
Zahlen in den Kreuztabellen den Schluss zu, dass ein Zusammenhang mit dem 
Vorwissen der Befragten besteht. Betrachtet man nur die größte Gruppe der 
Befragten, diejenigen, die „eher Stärken/Stärken“ bzw. „eher Chan-
cen/Chancen“ in der E-Voting Technologie sehen, so ist die relative Anzahl in-
nerhalb der Gruppe derjenigen mit „viel“ oder „sehr viel Erfahrung“, die „eher 
Stärken/Stärken“ bzw. „eher Chancen/Chancen“ in der E-Voting Technologie 
sehen, tendenziell höher, als innerhalb der Gruppe der Befragten mit „sehr we-
nig“ oder „wenig Erfahrung“ mit E-Demokratie und E-Voting. 
Zusammenfassend konnte das Forschungsziel, ein möglichst umfassendes Bild 
der Einstellung der verantwortlichen Politiker und IT-Leiter Österreichs zu        
E-Demokratie und E-Voting zu erheben, mit der angewandten Methodik des 
leitfadengestützten Intensivinterviews sehr gut erreicht werden. Insbesondere 
deshalb, weil diese Methode auch das Erfassen qualitativer Aspekte             
ermöglicht. Bei der Überprüfung der Hypothesen mittels statistischer Tests stell-
te sich jedoch heraus, dass das gültige Sample für diese Auswertungen meist 
zu klein war, so konnten die quantitativen Aspekte großteils nur mittels Interpre-
tation der absoluten Zahlen ausgewertet werden. Durch diese Interpretationen 
waren allerdings Rückschlüsse wie folgt möglich: 
-  Ein wirklicher Zusammenhang zwischen der Größe der Gemeinde / des 
Landes und den abgefragten Bereichen konnte nicht hergestellt werden. 
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- Die Schlussfolgerung, dass es einen Zusammenhang zwischen dem 
Vorwissen der Befragten und deren Einstellung gegenüber                
E-Demokratie und E-Voting gibt, scheint hingegen auf der Hand zu lie-
gen. 
Um jedoch diesbezüglich aussagekräftige statistische Tests durchführen zu 
können, müsste die Befragung mit einer deutlich größeren Grundgesamtheit 
wiederholt werden. 
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9 Anhang  
9.1 Interviewleitfaden  
Auf den folgenden Seiten ist der Interviewleitfaden im Original, wie bei den   
Interviews der Erhebung verwendet, abgebildet. 
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Skala generell = (1-5), ausgenommen Fragen mit zu erwartenden konkreten Antworten = 
(K) 
Generelle Diktion:   
E-Demokratie = Jegliche Teile des demokratischen Prozesses auf elektronische Art. 
 E-Demokratie wird unterteilt in zwei Teilbereiche: 
E-Bürgerbeteiligung = Meinungsbildungsprozesse - jegliche Art der Beteiligung 
am Demokratischen Prozess (z.B.: Diskussionen), außer konkrete Wahlen und 
Abstimmungen. 
E-Voting = Willensbekundungsprozesse - elektronisch durchgeführte konkrete 
Wahlen und Abstimmungen im demokratischen Prozess. 
1.1 Einleitende Fragen – Vertrautheit mit Thematik 
- E-Demokratie und e-Voting sind Themen die immer mehr in das 
Zentrum des öffentlichen Interesses rücken. Wie definieren sie diese 
Begriffe? (K) 
- Was haben sie schon darüber gehört bzw. in welcher Form sind sie 
schon konkret mit der Thematik  in Kontakt gekommen? (K) 
Auswertung übergreifend über beide Fragen: 
 sehr wenig    sehr viel 
 1 2 3 4 5 
Vertrautheit mit 
Thematik 
     
 
1.2 Voraussetzungen für e-Demokratie (e-Voting und e-
Partizipation) 
1.2.1 Technische Voraussetzungen / Strukturelle Voraussetzungen  
 (Fragen nur an IT-Leiter) 
- Welche allgemeinen technischen Voraussetzungen für e-Demokratie sind 
bereits vorhanden. (1) EDV Systeme, (2) PC Ausstattung Mitarbeiter 
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- (3) Wie viel Prozent der Mitarbeiter Ihrer Gemeinde verfügen ca. über einen E-Mail 
Anschluss? (4)Wie viele über Internetzugang? (K in %) 
 Ja Nein % Mitarbeiter 
(1) EDV Systeme    
(2) PC Ausstattung    
(3) E-Mail     
(4) Internet    
- (5) Ist eine Homepage vorhanden? Wie ist die jetzige Webpage als Schnittstelle 
zum Bürger gestaltet (K)? (5a) Ist ein CMS vorhanden? (5b) Sind Diskussionsforen 
eingereichtet? 
 Ja Nein 
(5) Homepage   
(5a) CMS   
(5b) Diskussionsforen   
 
- Wie wird der Bürger über aktuelle Entwicklungen informiert, gibt es Mailing-Listen? 
(K)  
 Ja Nein 
Mailing-Listen   
 
- Welche Software verwenden Sie für die Verwaltung Ihrer Gemeinde? Gibt es eine 
übergreifende/ integrierende Software, oder werden einzelne Elemente kombiniert 
verwendet? (K) 
 integriert kombiniert 
Software   
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Arbeitet Ihre Gemeinde mit dem elektronischen Akt? Wie weit ist die Verwaltung schon darauf 
umgestellt? 
 Ja Nein Umgestellt in % 
Elektronischer Akt    
 
- Sind grundlegende Technologien für die Durchführung von rechtsverbindlichen 
Geschäften im Internet bereits implementiert oder in Planung? Und wenn ja 
welche? (K) 







 1 2 3 4 5 
Digitale Signatur      
Bürgerkarte      
 
1.1.1 Politische Voraussetzungen  Fragen zur E-Demokratie Strategie der 
Gemeinde  
- Welche E-Bürgerbeteiligungs-Projekte haben Sie durchgeführt, führen sie im 
Moment durch und welche sind geplant? (K) 
- Welche e-Voting-Projekte haben Sie durchgeführt, führen Sie im Moment durch 
und welche sind geplant? (K) 
- Haben Sie mit den durchgeführten Projekten eher gute oder schlechte 
Erfahrungen gemacht? 
 schlecht    sehr gut 
 1 2 3 4 5 
Erfahrungen 
Projekte 
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geplant unklar teilweise 
vorhanden 
vorhanden 
 1 2 3 4 5 
Ausformulierte 
Strategie 
     
Finanzplanung/ 
Budgetierung 
     
Zeit- und 
Personalplanung 




     
 
1.1.1 Rechtliche Voraussetzungen (Fokus auf Bürgerbefragungen als „Vorstufe“ zu 
Wahlen) (Fragen nur an politisch Verantwortlichen) 
- Sind Bürgerbefragungen Ihrer Meinung nach dem Landesrecht elektronisch 
durchführbar? Warum ja, warum nicht? (K) 
- Wo liegen Ihrer Meinung nach die Probleme im jetzigen Prozess der 
Bürgerbefragungen? (K) 
- Halten Sie die gegenwärtigen rechtlichen Regelungen für elektronische 
Bürgerbefragungen für ausreichend? (K) 
- Sind Gesetzesänderungen für den Bereich e-Demokratie geplant? Wenn ja 
welche? (K) 
- Wären Sie bereit ohne die vorhandenen Rechtsnormen Pilot-Projekte im 
Bereich e-Demokratie zu starten und Budget für diese breit zu stellen?  (K) 
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1.2.4.  Gesellschaftliche Voraussetzungen / E-Government Potential 
- (1) Glauben Sie haben die Bürger in Ihrer Gemeinde Interesse daran 
Bürgerbefragungen /-beteiligungen elektronisch durchzuführen? 








Interesse hohes Interesse 
 1 2 3 4 5 
(1) Interesse an E-
Bürgerbefragungen
     
(2) Interesse an E-
Voting 
     
 
- (3) Wie viel Prozent der Bürger Ihrer Gemeinde verfügen ca. über einen E-Mail 
Anschluss? (4)Wie viele über Internetzugang? (K in %)  
 % Bürger 
(3) E-Mail   
(4) Internet  
 
- Wie wird der Ausbau von Internetzugängen und Breitbandigkeit in der Gemeinde 
eingeschätzt (aktuell, 1,2 und 5 Jahre) – Modem, ADSL,...?  
- Gibt es auch Schulungsmöglichkeiten innerhalb der Gemeinde für interessierte 
Bürger? 
- (4) Wie hoch schätzen sie die Bürgerkarten-Durchdringung in Ihrer Gemeinde 
ein? (5)Welche Durchdringung erwarten sie in 1, 2  und 5 Jahre ? (K = % der 
Bürger) 
 
Durchdringung in % 
(3) Internetdurchdringung (Haushalte)  
(4) Bürgerkarte heute  
(5) Bürgerkarte in 1, 2 und 5 Jahren  
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- Für welche der von Ihnen ansonsten durchgeführten Bürgerbeteiligungs-
Prozesse (z.B. Regionalplanungen) sehen sie ein elektronisches Potential? 
Und wie hoch schätzen sie dieses ein? (K) 
1.1 E-Voting – Bedarf und Situation in der Gemeinde 
- Wie oft führen sie Bürgerbefragungen, Bürgerinitiativen, Abstimmungen, durch? 
Wie oft im Jahr und zu welchen Themen? Beispiele der letzten Jahre / aktuelle 
Befragungen? (K) 
 nie    regelmäßig 
 1 2 3 4 5 
Bürgerbefragungen      
Bürgerinitiativen      
Abstimmungen      
Wahlen      
 
- Sehen sie einen konkreten Bedarf in Ihrer Gemeinde Bürgerbefragungen auf 
elektronischem Weg durch zu führen? bzw. finden sie die Einführung von e-
Voting eine für Ihre Gemeinde wünschenswerte Sache? Warum ja, warum 
nicht? (K) 
 
- Hätten Sie mit Ihrer Gemeinde Interesse daran an einem eventuellen e-Voting 
Pilotprojekt teilzunehmen? Warum ja, warum nein? (K) 
E-Voting Pilotprojekt Ja Nein 
Teilnahme   
 
E-Bürgerbefragungen Ja Nein 
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- Welche Formen des e-Voting fänden sie für die elektronische Bürgerbeteiligung 
Ideal und warum? (Rangreihung 1-4: Kiosk, Handy, Telefon, Internet) 
 
 1 Ideal 2 gut 3 weniger gut 4 nicht gut 
E-Voting Formen     
 
1.4  SWOT-Analyse 
Die folgenden zwei Fragenblöcke werden in einer SWOT-Analyse ausgewertet. Jede Frage ist 
auf einer Skala von 1-5 gestellt. Antwortet ein Befragter mit 1-2 wird seine Einschätzung in der 
Auswertung für Schwäche bzw. Risiko gerechnet. Antwortet der Befragte mit 3, so wird seine 
Antwort aus der Grundgesamtheit gestrichen. Antwortet ein Befragter mit 4-5 so wird seine 
Einschätzung zu Stärke bzw. Chance gerechnet. Abschließend wird jeweils die direkte Frage 
gestellt ob eher Stärken oder Schwächen bzw. Chancen und Risiken gesehen werden. Auf 
diese Weise entsteht ein klares Bild ob insgesamt eher Stärken und Chancen oder Schwächen 
und Risiken gesehen werden. 
1.4.1  Stärken und Schwächen 
- Glauben Sie, dass es auf einer Skala von 1-5 eher eine Verschlechterung oder 
eine Verbesserung  wäre die oben behandelten Instrumente elektronisch 
durchzuführen? 
 Verschlechterung    Verbesserung
 1 2 3 4 5 
Bürgerbefragungen      
Bürgerinitiativen      
Abstimmungen      
Wahlen      
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- Erwarten Sie, wenn die einzelnen Instrumente elektronisch durchgeführt 
werden, eher eine Erleichterung oder eine Erschwerung/ Verkomplizierung der 
Durchführung?  
 Erschwerung    Erleichterung 
 1 2 3 4 5 
Bürgerbefragungen      
Bürgerinitiativen      
Abstimmungen      
Wahlen      
- Glauben Sie, dass langfristig durch eine elektronische Durchführung die Kosten 




   Verringerung 
Kosten 
 1 2 3 4 5 
Bürgerbefragungen      
Bürgerinitiativen      
Abstimmungen      
Wahlen      
 
- Sehen Sie eher Stärken oder eher Schwächen in einer Elektronischen 
Durchführung der einzelnen Instrumente? 
 Schwächen    Stärken 
 1 2 3 4 5 
Bürgerbefragungen      
Bürgerinitiativen      
Abstimmungen      
Wahlen      
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1.4.2  Chancen und Risiken 
- Wenn elektronisch, erwarten Sie eine Veränderung in der Häufigkeit der 
Verwendung der einzelnen Instrumente? 
 geringer    häufiger 
 1 2 3 4 5 
Bürgerbefragungen      
Bürgerinitiativen      
Abstimmungen      
Wahlen      
 
- Wenn elektronisch, erwarten Sie eine Veränderung der Beteiligung der Bürger 
bei den einzelnen Instrumenten? 
 geringere 
Beteiligung
   höhere 
Beteiligung 
 1 2 3 4 5 
Bürgerbefragungen      
Bürgerinitiativen      
Abstimmungen      
Wahlen      
 
 
E-Demokratie und E-Voting in Österreich Seite 172 
- Erwarten Sie eine Veränderung in der Wertigkeit (Stärke der Wahrnehmung 
und Wertschätzung durch die Bürger) der demokratischen Instrumente durch 
die elektronische Durchführung der Abstimmungsprozesse? 
 Abwertung    Aufwertung 
 1 2 3 4 5 
Bürgerbefragungen      
Bürgerinitiativen      
Abstimmungen      
Wahlen      
 
- Sehen Sie eher Chancen oder eher Risiken in einen umfassenden Einsatz von 
e-Demokratie? 
 Risiken    Chancen 
 1 2 3 4 5 
Bürgerbefragungen      
Bürgerinitiativen      
Abstimmungen      
Wahlen      
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Sehr geehrter Herr / Sehr geehrte Frau ...  
 
das Thema elektronische Demokratie rückt immer mehr in den Mittelpunkt des
öffentlichen Interesses. Zunehmend werden öffentliche Verwaltungsvorgänge auf die
elektronische Durchführung umgestellt, der nächste Schritt wäre es Bürger-
beteiligungen und Wahlen auf elektronischem Wege durchzuführen. Dabei sind
technische Machbarkeit und die Akzeptanz der Bevölkerung kritisch zu hinterfragen. 
 
Zur Prüfung der Machbarkeit elektronischer Wahlen entwickelte die
Forschungsgruppe e-voting.at an der Wirtschaftsuniversität Wien einen Prototypen,
der in den Jahren 2003 und 2004 in zwei erfolgreichen Wahltests zum Einsatz
gebracht wurde.  
 
Im Sommer 2004 erhoben wir in einer vom Hochschuljubiläumsfonds der Stadt Wien
unterstützten Repräsentativumfrage unter 300 Wiener BürgerInnen deren Einstellung
zu elektronischer Demokratie. Das durchaus überraschende Ergebnis war, dass 44%
der Befragten starkes bzw. sehr starkes Interesse daran haben, Abstimmungen und
Wahlen auf elektronischem Wege durchzuführen; 14% interessieren sich für die
elektronische Bürgerbeteiligung. Auf Wunsch senden wir Ihnen die Ergebnisse dieser
Studie gerne zu.  
 
Derzeit führen wir mit Unterstützung der Bundesrechenzentrum GmbH, 1031 Wien
ein Forschungsprojekt über aktuelle E-Demokratieprojekte bzw. -vorhaben in den 
neun Bundesländern und den 30 größten Gemeinden Österreichs durch, wobei
jeweils ein Interview mit dem politisch Verantwortlichen und eines mit dem IT-
Verantwortlichen geführt wird. Wir werden uns daher erlauben, Sie zwecks einer 
Terminvereinbarung zu kontaktieren.  
 
Wir ersuchen Sie, unser Forschungsvorhaben zu unterstützen und würden uns
freuen, mit Ihnen ein Interview über dieses zukunftsweisende Thema führen zu
können.  
 





a.o. Univ. Prof. Dr. Alexander Prosser                                     Mag. Björn Heppner 
 




im Folgenden möchten wir Ihnen kurz die Ziele und den 
Aufbau des Sie erwartenden Interviews erklären. 
 
 
Umfang: ca.  einstündiges leitfadengestütztes Interview 
 
Ziele: Es soll Ihre Einstellung gegenüber elektronischer Demokratie  erörtert werden, 
sowie der aktuelle Status und die Voraussetzungen für die Einführung von 





E-Demokratie: Jegliche Unterstützung des demokratischen Prozesses auf
elektronische Art, wird unterteilt in die folgenden zwei Teilbereiche: 
 
E-Bürgerbeteiligung: Die Beteiligung der Bürger am demokratischen Prozess in Form
von Deliberation und Diskussion auf elektronischem Wege. 
 
E-Voting: Wahlen und Abstimmungen, die auf elektronische Weise durchgeführt 
werden. Diese können auch am Ende eines elektronischen
Bürgerbeteiligungsprozesses stehen. 
 
Folgende Schwerpunkte werden behandelt: 
 
1. Politische, technische, rechtliche und gesellschaftliche Voraussetzungen für die 
Einführung von elektronischen Wahlen / Bürgerbefragungen in Ihrer Gemeinde. 
 
2. Ihre Einschätzung zur Situation und dem Bedarf daran Wahlen /
Bürgerbeteiligungen in Ihrer Gemeinde elektronisch durchzuführen. 
 
3. Wie schätzen Sie die Stärken und Schwächen, wie die Chancen und Risiken 




Vielen Dank, dass Sie sich für diese Umfrage Zeit nehmen! 
 
Ihr e-Voting Forschungsteam von der Wirtschaftsuniversität Wien. 
 
